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der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des Europaischen Parlaments und
des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 87/357/EWG des Rates und
der Richtlinie 2001/95/EG des Europaischen Parlaments und des Rates

— Ergebnis der ersten Lesung des Europaischen Parlaments

(Brussel, 29. bis 30. Marz 2023)

I. EINLEITUNG

Im Einklang mit Artikel 294 AEUV und mit der Gemeinsamen Erkldrung zu den praktischen

Modalititen des Mitentscheidungsverfahrens! haben der Rat, das Européische Parlament und die

Kommission informelle Gespriache gefiihrt, um in erster Lesung zu einer Einigung {liber dieses

Dossier zu gelangen.

1 ABIL. C 145 vom 30.6.2007, S. 5.
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In diesem Zusammenhang hat die Vorsitzende des Ausschusses fiir Binnenmarkt und
Verbraucherschutz (IMCO), Anna CAVAZZINI (Verts/ALE, DE), einen
Kompromissinderungsantrag (Anderungsantrag 237) zu dem oben genannten
Verordnungsvorschlag vorgelegt, fiir den Dita CHARANZOVA (RE, CZ) einen Berichtsentwurf
ausgearbeitet hatte. Uber diesen Anderungsantrag war bei den genannten informellen Gesprichen

Einvernehmen erzielt worden.
II. ABSTIMMUNG

Das Parlament hat bei seiner Abstimmung im Plenum am 30. Mérz 2023 den
Kompromissinderungsantrag (Anderungsantrag 237) zum oben genannten Verordnungsvorschlag
angenommen. Es wurden keine weiteren Anderungsantriige angenommen. Der
Kommissionsvorschlag in der gednderten Fassung stellt den Standpunkt des Parlaments in erster

Lesung dar und ist in dessen legislativer EntschlieBung (siche Anlage) enthalten?.

Der Standpunkt des Parlaments entspricht der zuvor zwischen den Organen getroffenen

Vereinbarung. Folglich diirfte der Rat in der Lage sein, den Standpunkt des Parlaments zu billigen.

Der Gesetzgebungsakt wiirde anschlieBend in der Fassung des Standpunkts des Parlaments?

erlassen.

Im Standpunkt des Parlaments in der Fassung der legislativen EntschlieBung sind die am
Kommissionsvorschlag vorgenommenen Anderungen wie folgt markiert: Ergéinzungen zum
Kommissionsvorschlag sind durch Fettdruck und Kursivschrift kenntlich gemacht. Das
Symbol ,, I “ weist auf Textstreichungen hin.

3 In Artikel 1 Absatz 2 und Artikel 14 wurden zwei wesentliche Fehler festgestellt, die im Zuge

der Uberarbeitung durch die Rechts- und Sprachsachverstindigen berichtigt werden.
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ANLAGE

P9 TA(2023)0090
Verordnung iiber die allgemeine Produktsicherheit

Legislative Entschliefung des Européischen Parlaments vom 30. Miirz 2023 zu dem
Vorschlag fiir eine Verordnung des Européischen Parlaments und des Rates iiber die
allgemeine Produktsicherheit, zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des
Europiischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 87/357/EWG des
Rates und der Richtlinie 2001/95/EG des Europiischen Parlaments und des Rates
(COM(2021)0346 — C9-0245/2021 — 2021/017OFCOD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

Das Europdische Parlament,

—  unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europdische Parlament und den Rat
(COM(2021)0346),

— Eestﬁtzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 114 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
uropdischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet
wurde (C9-0245/2021),

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
vom 20. Oktober 20211,

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemdf3 Artikel 74 Absatz 4 seiner
Geschiftsordnung vom zustdndigen Ausschuss angenommen wurde, und auf die vom
Vertreter des Rates mit Schreiben vom 21. Dezember 2022 gemachte Zusage, den Standpunkt
des Parlaments gemil} Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags liber die Arbeitsweise der
Européischen Union zu billigen,

— gestiitzt auf Artikel 59 seiner Geschéftsordnung,
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Rechtsausschusses,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fur Binnenmarkt und Verbraucherschutz
(A9- 0191/2022),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ithren Vorschlag ersetzt,
entscheidend dndert oder beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seine Présidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission
sowie den nationalen Parlamenten zu tibermitteln.

1 ABI. C 105 vom 4.3.2022, S. 99.
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P9 _TC1-COD(2021)0170

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 30. Miirz 2023 im
Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2023/... des Europiischen Parlaments und des
Rates iiber die allgemeine Produktsicherheit, zur Anderung der Verordnung (EU)

Nr. 1025/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie (EU) 2020/1828
des Europiiischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2001/95/EG
des Européiischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 87/357/EWG des Rates

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf

Artikel 114,

auf Vorschlag der Européischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses',

gemif dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren?,

ABI. C 105 vom 4.3.2022, S. 99.

2 Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 30. Mérz 2023.
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1) In der Richtlinie 2001/95/EG des Europiischen Parlaments und des Rates' wird gefordert,
dass Verbraucherprodukte sicher sein miissen und dass die Marktiiberwachungsbehdrden
der Mitgliedstaaten gegen gefahrliche Produkte vorgehen und diesbeziiglich Informationen

iiber das Unionssystem zum raschen Informationstausch (RAPEX) austauschen miissen.

(2) Die Richtlinie 2001/95/EG muss in Anbetracht der Entwicklungen im Zusammenhang mit
neuen Technologien und Online-Verkéufen iiberarbeitet und aktualisiert werden, um fiir
Kohérenz mit den Entwicklungen der Harmonisierungsrechtsvorschriften und
Normungsrechtsvorschriften der Union, eine bessere Funktionsweise von
Produktsicherheitsriickrufen sowie einen klareren Rahmen fiir die bisher durch die
Richtlinie 87/357/EWG des Rates® regulierten Nachahmungen von Lebensmitteln zu
sorgen. Im Interesse der Klarheit sollten die Richtlinien 2001/95/EG und 87/357/EWG

aufgehoben und durch die vorliegende Verordnung ersetzt werden.

1 Richtlinie 2001/95/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 3. Dezember 2001
iiber die allgemeine Produktsicherheit (ABI. L 11 vom 15.1.2002, S. 4).
2 Richtlinie 87/357/EWG des Rates vom 25. Juni 1987 zur Angleichung der

Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten fiir Erzeugnisse, deren tatsdchliche Beschaffenheit
nicht erkennbar ist und die die Gesundheit oder die Sicherheit der Verbraucher gefahrden
(ABI. L 192 vom 11.7.1987, S. 49).
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3)

(4)

)

Eine Verordnung ist das geeignete Rechtsinstrument, da sie klare und ausfiihrliche
Vorschriften enthélt, die keinen Raum fiir eine abweichende Umsetzung durch die
Mitgliedstaaten lassen. Durch die Entscheidung fiir eine Verordnung anstelle einer
Richtlinie konnen auch im Hinblick auf das Ziel der Kohdrenz mit dem Rechtsrahmen fiir
die Marktiiberwachung von Produkten, die in den Anwendungsbereich der
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union fallen, bei dem das geltende
Rechtsinstrument ebenfalls eine Verordnung ist — ndmlich die Verordnung (EU) 2019/1020
des Europdischen Parlaments und des Rates' —, bessere Ergebnisse erzielt werden.
Schlussendlich wird durch diese Entscheidung und die damit verbundene einheitliche
Anwendung von Produktsicherheitsvorschriften in der gesamten Union der

Regelungsaufwand weiter verringert werden.

Mit der vorliegenden Verordnung soll zur Erreichung der in Artikel 169 des Vertrags tiber
die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) genannten Ziele beigetragen werden.
Insbesondere soll die Gesundheit und Sicherheit der Verbraucher und das Funktionieren
des Binnenmarkts im Hinblick auf Produkte, die fiir Verbraucher bestimmt sind,

gewdhrleistet werden.

Die vorliegende Verordnung sollte darauf abzielen, die Verbraucher und ihre Sicherheit als
eines der grundlegenden Prinzipien des Rechtsrahmens der Union, das in der Charta der
Grundrechte der Européischen Union (im Folgenden ,,Charta®) verankert ist, zu schiitzen.
Geféhrliche Produkte kdnnen sich in erheblicher Weise negativ auf Verbraucher und
Biirger auswirken. Alle Verbraucher, einschlielich besonders schutzbediirftiger wie etwa
Kinder, édltere Menschen und Menschen mit Behinderungen haben das Recht auf sichere
Produkte. Den Verbrauchern sollten ausreichende Mittel zur Verfiigung stehen, um diese
Rechte durchzusetzen, ebenso wie den Mitgliedstaaten geeignete Instrumente und

Mafnahmen zur Verfligung stehen sollten, um diese Verordnung durchzusetzen.

Verordnung (EU) 2019/1020 des Européischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni
2019 iiber Marktiiberwachung und die Konformitit von Produkten sowie zur Anderung der
Richtlinie 2004/42/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 765/2008 und (EU) Nr. 305/2011
(ABL L 169 vom 25.6.2019, S. 1).
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(6)

()

Die Union hat zwar bereichsspezifische Harmonisierungsrechtsvorschriften ausgearbeitet,
in denen es um die Sicherheitsaspekte bestimmter Produkte oder Produktkategorien geht,
es ist aber praktisch unmdglich, fiir alle bestehenden oder potenziell zu entwickelnden
Verbraucherprodukte Unionsrecht zu erlassen. Es bedarf daher eines breit angelegten
bereichsiibergreifenden Rechtsrahmens, um Liicken zu schliefien und Bestimmungen in
bestehenden oder kiinftigen bereichsspezifischen Harmonisierungsrechtsvorschriften
der Union zu ergiinzen und einen Verbraucherschutz, der ansonsten durch diese
Rechtsvorschriften nicht gegeben ist, sicherzustellen, insbesondere mit Blick auf das
angestrebte hohe Schutzniveau fiir die Gesundheit und Sicherheit der Verbraucher, wie es

in den Artikeln 114 und 169 AEUV gefordert wird.

Gleichzeitig sollte im Hinblick auf Produkte, die unter bereichsspezifische
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union fallen, der Anwendungsbereich der
verschiedenen Teile der vorliegenden Verordnung eindeutig festgelegt werden, um

Uberschneidungen zu vermeiden und einen klaren Rechtsrahmen zu gewihrleisten.

7800/23

vw/BBA/rz

ANLAGE GIP.INST DE



(8) Wihrend einige Bestimmungen der vorliegenden Verordnung, etwa die meisten Pflichten
von Wirtschaftsakteuren, nicht fiir Produkte gelten sollten, die von
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union abgedeckt sind, ergéinzen bestimmte andere
Bestimmungen der vorliegenden Verordnung die Harmonisierungsrechtsvorschriften der
Union und sollten daher auf derartige Produkte Anwendung finden. Insbesondere das
allgemeine Produktsicherheitsgebot und die damit verbundenen Bestimmungen sollten fiir
Verbraucherprodukte gelten, die unter Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union
fallen, falls bestimmte Arten von Risiken durch die betreffenden
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union nicht abgedeckt sind. Die Bestimmungen
der vorliegenden Verordnung beziiglich der Pflichten der Anbieter von Online-
Marktplétzen, der Pflichten von Wirtschaftsakteuren bei Unfidllen, des Rechts auf Auskunft
und auf Abhilfe fiir Verbraucher sowie Produktsicherheitsriickrufen sollten fiir Produkte
gelten, die unter die Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union fallen, soweit diese
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union keine speziellen Bestimmungen mit dem
gleichen Zweck enthalten. Gleichermallen wird das RAPEX gemif3 Artikel 20 der
Verordnung (EU) 2019/1020 bereits fiir die Zwecke der
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union verwendet: Die Bestimmungen der
vorliegenden Verordnung zur Regelung des Safety-Gate und zu dessen Funktionsweise
sollten daher fiir Produkte gelten, die unter die Harmonisierungsrechtsvorschriften der

Union fallen.

7800/23 vw/BBA/rz 8
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9 Fiir Produkte, die zur ausschlieBlich gewerblichen Nutzung konzipiert sind, die jedoch
anschlielend auf den Verbrauchermarkt gelangt sind, sollte die vorliegende Verordnung
ebenfalls gelten, da sie unter verniinftigerweise vorhersehbaren Bedingungen die

Gesundheit und Sicherheit von Verbrauchern gefdhrden konnten.

(10) Arzneimittel miissen vor dem Inverkehrbringen bewertet werden, wozu auch eine
spezifische Risiko-Nutzen-Analyse gehort. Diese Produkte sollten daher vom

Anwendungsbereich dieser Verordnung ausgenommen werden.
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(1)

Durch Unionsrecht iiber Lebens- und Futtermittel und damit zusammenhéngende Bereiche
wird ein spezielles System eingerichtet, das die Sicherheit der von ihnen erfassten
Produkte gewéhrleistet. Fiir Lebens- und Futtermittel gibt es nimlich einen eigenen
Rechtsrahmen, der insbesondere durch die Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des
Europiiischen Parlaments und des Rates' geschaffen wird. Dariiber hinaus werden
Lebens- und Futtermittel auch durch die Verordnung (EU) 2017/625 des Europdischen
Parlaments und des Rates® geregelt, die einen harmonisierten Ansatz in Bezug auf
amtliche Kontrollen zur Uberpriifung der Einhaltung des Lebens- und
Futtermittelrechts sowie der Vorschriften iiber Tiergesundheit und Tierschutz
sicherstellt. Lebens- und Futtermittelprodukte sollten daher nicht in den
Anwendungsbereich der vorliegenden Verordnung fallen, mit Ausnahme von Materialien
und Gegenstidnden, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Beriihrung zu kommen,
sofern es um Risiken geht, die nicht unter die Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 des
Europiischen Parlaments und des Rates® oder andere speziell fiir Lebensmittel geltende
Rechtsvorschriften, die ausschlieSlich chemische und biologische Lebensmittelrisiken

betreffen, fallen.

Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Européischen Parlaments und des Rates vom

28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsitze und Anforderungen des
Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europédischen Behorde fiir Lebensmittelsicherheit
und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (ABI. L 31 vom 1.2.2002,
S. 1).

Verordnung (EU) 2017/625 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mirz
2017 tiber amtliche Kontrollen und andere amtliche Tatigkeiten zur Gewihrleistung der
Anwendung des Lebens- und Futtermittelrechts und der Vorschriften iiber Tiergesundheit
und Tierschutz, Pflanzengesundheit und Pflanzenschutzmittel, zur Anderung der
Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, (EG) Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG)

Nr. 1107/2009, (EU) Nr. 1151/2012, (EU) Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 und (EU)
2016/2031 des Europdischen Parlaments und des Rates, der Verordnungen (EG)

Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des Rates sowie der Richtlinien 98/58/EG,
1999/74/EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG und 2008/120/EG des Rates und zur Authebung
der Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und (EG) Nr. 882/2004 des Europdischen
Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/EWG, 89/662/EWG, 90/425/EWG,
91/496/EWG, 96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Beschlusses
92/438/EWG des Rates (Verordnung liber amtliche Kontrollen) (ABL. L 95 vom 7.4.2017,
S. 1).

Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 des Europdischen Parlaments und des Rates vom

27. Oktober 2004 iiber Materialien und Gegenstdnde, die dazu bestimmt sind, mit
Lebensmitteln in Beriihrung zu kommen und zur Authebung der Richtlinien 80/590/EWG
und 89/109/EWG (ABI. L 338 vom 13.11.2004, S. 4).
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(12)

(13)

(14)

Fiir lebende Pflanzen gilt ein eigener Rechtsrahmen, der insbesondere in der
Verordnung (EU) 2016/2031 des Europiiischen Parlaments und des Rates’ festgelegt ist
und den Besonderheiten dieser Produkte Rechnung triigt, damit die Sicherheit der

Verbraucher gewiihrleistet ist.

Tierische Nebenprodukte sind Materialien tierischen Ursprungs, die vom Menschen
nicht verzehrt werden. Fiir derartige Produkte wie etwa Futtermittel gilt ein eigener
Rechtsrahmen, der insbesondere in der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des

Europiiischen Parlaments und des Rates’ festgelegt ist.

Fiir Pflanzenschutzmittel (auch als Pestizide bezeichnet) gelten auf der Grundlage der
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europiiischen Parlaments und des Rates’
besondere Bestimmungen fiir ihre Zulassung auf nationaler Ebene; sie sollten daher

ebenfalls vom Anwendungsbereich der vorliegenden Verordnung ausgenommen werden.

Verordnung (EU) 2016/2031 des Européischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober
2016 iiber MaBnahmen zum Schutz vor Pflanzenschidlingen, zur Anderung der
Verordnungen (EU) Nr. 228/2013, (EU) Nr. 652/2014 und (EU) Nr. 1143/2014 des
Européischen Parlaments und des Rates und zur Authebung der Richtlinien 69/464/EWG,
74/647/EWG, 93/85/EWG, 98/57/EG, 2000/29/EG, 2006/91/EG und 2007/33/EG des
Rates (ABI. L 317 vom 23.11.2016, S. 4).

Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom

21. Oktober 2009 mit Hygienevorschriften fiir nicht fiir den menschlichen Verzehr
bestimmte tierische Nebenprodukte und zur Authebung der Verordnung (EG)

Nr. 1774/2002 (Verordnung iiber tierische Nebenprodukte) (ABI. L 300 vom 14.11.2009,
S. 1).

Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom

21. Oktober 2009 iiber das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur
Aufhebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des Rates (ABI. L 309 vom
24.11.2009, S. 1).
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(15)

(16)

Luftfahrzeuge gemél Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe d der Verordnung (EU) 2018/1139 des
Europiischen Parlaments und des Rates' unterliegen aufgrund ihres begrenzten Risikos fiir
die Flugsicherheit in der Zivilluftfahrt der regulatorischen Kontrolle der Mitgliedstaaten.

Diese Luftfahrzeuge sollten daher vom Anwendungsbereich der vorliegenden Verordnung

ausgenommen werden.

Die in der vorliegenden Verordnung festgelegten Anforderungen sollten fiir gebrauchte
Produkte oder Produkte, die repariert, wiederaufgearbeitet oder rezykliert wurden und im
Rahmen einer gewerblichen Tatigkeit wieder in die Lieferkette gelangen, gelten, mit
Ausnahme derjenigen Produkte, von denen Verbraucher verniinftigerweise nicht erwarten
konnen, dass sie aktuelle Sicherheitsnormen erfiillen, beispielsweisel Produkte, die
ausdriicklich als Produkte mit Reparatur- oder Wiederaufarbeitungsbedarf dargestellt oder

als Sammlerstiicke von historischer Bedeutung auf dem Markt bereitgestellt werden.

Verordnung (EU) 2018/1139 des Européischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2018
zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften fiir die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer
Agentur der Europiischen Union fiir Flugsicherheit sowie zur Anderung der Verordnungen
(EG) Nr. 2111/2005, (EG) Nr. 1008/2008, (EU) Nr. 996/2010, (EU) Nr. 376/2014 und der
Richtlinien 2014/30/EU und 2014/53/EU des Europiischen Parlaments und des Rates, und
zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 552/2004 und (EG) Nr. 216/2008 des
Européischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 des
Rates (ABI. L 212 vom 22.8.2018, S. 1).
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(17)

(18)

Dienstleistungen sollten nicht unter die vorliegende Verordnung fallen. Zum Schutz der
Gesundheit und der Sicherheit der Verbraucher sollten Produkte, die Verbrauchern im
Zusammenhang mit der Erbringung von Dienstleistungen geliefert oder bereitgestellt
werden oder denen Verbraucher wihrend der Erbringung einer Dienstleistung direkt
ausgesetzt sind, jedoch sehr wohl in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen.

| Beforderungsmittel, mittels derer Verbraucher sich fortbewegen oder reisen, sollten
allerdings nicht unter diese Verordnung fallen, wenn derartige Beforderungsmittel im
Rahmen eines Verkehrsdienstes direkt von Dienstleistungserbringern bedient werden, da

sie in Verbindung mit der Sicherheit der erbrachten Dienstleistung zu behandeln sind.

Antiquitéten, wie etwa Kunstgegenstinde oder Sammlerstiicke, sind besondere
Produktkategorien, von denen nicht erwartet werden kann, dass sie die in dieser
Verordnung festgelegten Sicherheitsanforderungen erfiillen, und sollten daher vom
Anwendungsbereich dieser Verordnung ausgenommen werden. Um zu verhindern, dass
andere Produkte filschlicherweise diesen Kategorien zugeordnet werden, muss jedoch
beriicksichtigt werden, dass Kunstgegenstinde Produkte sind, die ausschliefilich zu
kiinstlerischen Zwecken geschaffen wurden, dass Sammlerstiicke von ausreichender
Seltenheit und von geschichtlichem oder wissenschaftlichem Interesse sind, die ihre
Sammlung und Bewahrung rechtfertigen, und dass Antiquitiiten, wenn sie nicht bereits
Kunstgegenstiinde oder Sammlerstiicke oder beides sind, ein aufiergewohnliches Alter
aufweisen. Bei der Bewertung, ob ein Produkt eine Antiquitit wie etwa ein
Kunstgegenstand oder ein Sammlerstiick ist, konnte Anhang IX der Richtlinie

2006/112/EG des Rates' herangezogen werden.

1

Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 iiber das gemeinsame
Mehrwertsteuersystem (ABI. L 347 vom 11.12.2006, S. 1).
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(19)

(20)

(21

Die Weltgesundheitsorganisation definiert den Begriff ,,Gesundheit* als einen Zustand des
vollstédndigen korperlichen, geistigen und sozialen Wohlbefindens und nicht nur als das

Nichtvorliegen von Krankheit oder Gebrechen. I

Die vorliegende Verordnung sollte auch fiir den Fernabsatz, einschlieBlich Online-
Verkdufen, gelten. Der Online-Verkauf zeigt ein konstantes, stetiges Wachstum, wodurch
neue Unternehmensmodelle, neue Herausforderungen in Bezug auf die
Produktsicherheit und neue Marktakteure wie etwa Anbieter von Online-Marktpliitzen

entstanden sind.

Wird ein Produkt online oder iiber eine andere Form des Fernabsatzes zum Verkauf
angeboten, so sollte das Produkt als auf dem Markt bereitgestellt gelten, wenn sich das
Verkaufsangebot an Verbraucher in der Union richtet. Im Einklang mit den geltenden
Vorschriften der Union im Bereich des internationalen Privatrechts sollte im Rahmen
einer Einzelfallpriifung festgestellt werden, ob sich ein Angebot an Verbraucher in der
Union richtet. Ein Verkaufsangebot sollte als an Verbraucher in der Union gerichtet
gelten, wenn der betreffende Wirtschaftsakteur seine Tiitigkeiten in irgendeiner Weise
auf einen Mitgliedstaat ausrichtet. Bei den Einzelfallpriifungen sollten relevante
Faktoren beriicksichtigt werden, wie etwa die geografischen Gebiete, in die ein Versand
maoglich ist, die verfiigharen Sprachen, welche fiir das Angebot oder die Bestellung
verwendet werden, die Zahlungsmittel, die Verwendung der Wihrung des Mitgliedstaats
oder ein in einem der Mitgliedstaaten registrierter Doméinenname. Die blofie
Zugiinglichkeit der Website der Wirtschaftsakteure oder der Anbieter von Online-
Marktpliitzen in dem Mitgliedstaat, in dem der Verbraucher niedergelassen oder

ansdssig ist, reicht bei Online-Verkdiufen als Kriterium nicht aus.
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(22)

(23)

Gemaf} dem in dieser Verordnung festgelegten allgemeinen Sicherheitsgebot sollten
Wirtschaftsakteure verpflichtet werden, nur sichere Produkte in Verkehr zu bringen. Ein
solches hohes Sicherheitsniveau sollte in erster Linie durch die Gestaltung und die
Merkmale des Produkts erreicht werden, unter Beriicksichtigung der beabsichtigten und
vorhersehbaren Verwendung und der beabsichtigten und vorhersehbaren
Verwendungsbedingungen des Produkts. Etwaige Restrisiken sollten durch bestimmte

Sicherheitsvorkehrungen, etwa Warnhinweise und Anweisungen, gesenkt werden.

Die Sicherheit eines Produkts sollte unter Beriicksichtigung aller relevanten Aspekte des
Produkts bewertet werden, darunter insbesondere seine Eigenschaften, etwa physikalische,
mechanische und chemische Eigenschaften, und seine Aufmachung sowie die
besonderen Bediirfnisse und Risiken, die das Produkt fiir bestimmte
Verbraucherkategorien birgt, welche die Produkte wahrscheinlich verwenden,
insbesondere Kinder, dltere Menschen und Menschen mit Behinderungen. Zu diesen
Risiken koénnen auch Umweltrisiken ziihlen, sofern diese ein Risiko fiir die Gesundheit
und Sicherheit von Verbrauchern darstellen. Bei dieser Bewertung sollte das
Gesundheitsrisiko, das von digital vernetzten Produkten ausgeht, beriicksichtigt werden,
einschlieflich des Risikos fiir die psychische Gesundheit, insbesondere fiir
schutzbediirftige Verbraucher, vor allem Kinder. Daher sollten die Hersteller bei der
Bewertung der Sicherheit digital vernetzter Produkte, die Auswirkungen auf Kinder
haben konnen, sicherstellen, dass die Produkte, die sie auf dem Markt bereitstellen, im
Interesse der Kinder so konzipiert sind, dass sie den hochsten Standards in Bezug auf
Schutz, Sicherheit und Privatsphdire geniigen. Falls spezielle Informationen benotigt
werden, um ein Produkt fiir eine bestimmte Personenkategorie sicher zu machen, sollten
bei der Bewertung der Sicherheit dieser Produkte ferner das Vorliegen und die
Zuginglichkeit dieser Informationen beriicksichtigt werden. Bei der Bewertung der
Sicherheit sd@mtlicher Produkte sollte beriicksichtigt werden, dass das Produkt iiber seine

gesamte Lebensdauer sicher sein muss.
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(24) Gegenstidnde, die an andere Gegenstédnde angeschlossen werden, oder nicht eingebettete
Gegenstinde, die beeinflussen, wie ein anderer Gegenstand funktioniert, konnen ein Risiko
fiir die Sicherheit des Produkts darstellen. Dieser Aspekt sollte als mdgliches Risiko
gebiihrend berticksichtigt werden. Die Verbindungen und Wechselwirkungen eines

Gegenstands mit externen Gegensténden sollte dessen Sicherheit nicht beeintrdchtigen.

(25) Neue Technologien kénnten neue Risiken fiir die Gesundheit und Sicherheit von
Verbrauchern mit sich bringen oder I die Art und Weise verdndern, wie bestehende
Risiken auftreten konnten, beispielsweise im Falle eines externen Eingriffs, mit dem ein
Produkt gehackt wird oder dessen Eigenschaften verdndert werden. Durch neue
Technologien konnte das urspriingliche Produkt erheblich veriindert werden, etwa
durch Software-Updates, sodass es in der Folge einer neuen Risikobewertung
unterzogen werden sollte, falls sich diese erhebliche Verinderung auf die Sicherheit des

Produkts auswirkt.
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(26) Bestimmte Cybersicherheitsrisiken, die sich auf die Sicherheit von Verbrauchern sowie
Protokolle und Zertifizierungen auswirken, kdnnen in sektorspezifischen
Rechtsvorschriften behandelt werden. In Fillen, in denen keine derartigen
sektorspezifischen Rechtsvorschriften gelten, sollte jedoch sichergestellt werden, dass die
betreffenden Wirtschaftsakteure und nationalen Behorden Risiken im Zusammenhang mit
neuen Technologien bei der Gestaltung der Produkte bzw. bei deren Bewertung
beriicksichtigen, damit gewihrleistet ist, dass an dem Produkt vorgenommene Anderungen

dessen Sicherheit nicht beeintrachtigen.
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(27) Zur Forderung einer wirksamen und kohdrenten Anwendung des in dieser Verordnung
festgelegten allgemeinen Sicherheitsgebots ist es wichtig, dass bestimmte Produkte und
Risiken erfassende europdische Normen genutzt werden. Europdische Normen, deren
Fundstellen gemdpf der Richtlinie 2001/95/EG veréffentlicht sind, sollten weiterhin als
Grundlage fiir die Vermutung der Konformitiit mit dem in dieser Verordnung
festgelegten allgemeinen Sicherheitsgebot gelten. Von der Kommission in
Ubereinstimmung mit der Richtlinie 2001/95/EG erteilte Normungsauftrige sollten als
Normungsauftrige im Sinne dieser Verordnung angesehen werden. Werden
verschiedene Risiken oder Risikokategorien von derselben Norm abgedeckt, so
begriindet die Konformitiit eines Produkts mit dem Teil der Norm, der das betreffende
Risiko oder die betreffende Risikokategorie abdeckt, auch eine Vermutung der
Sicherheit des Produkts selbst hinsichtlich des betreffenden Risikos oder der

betreffenden Risikokategorie.

(28) Muss nach Ansicht der Kommission durch eine européische Norm sichergestellt werden,
dass bestimmte Produkte dem in dieser Verordnung festgelegten allgemeinen
Sicherheitsgebot geniigen, so sollte die Kommission mit Bezug auf die entsprechenden
Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des Européischen Parlaments und des
Rates! eine oder mehrere europiische Normungsorganisationen beauftragen, eine Norm zu
erarbeiten oder zu nennen, die gewéhrleistet, dass die der Norm geniigenden Produkte als

sicher gelten.

1 Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des Europédischen Parlaments und des Rates vom
25. Oktober 2012 zur europdischen Normung, zur Anderung der Richtlinien 89/686/EWG
und 93/15/EWG des Rates sowie der Richtlinien 94/9/EG, 94/25/EG, 95/16/EG, 97/23/EG,
98/34/EG, 2004/22/EG, 2007/23/EG, 2009/23/EG und 2009/105/EG des Europidischen
Parlaments und des Rates und zur Authebung des Beschlusses 87/95/EWG des Rates und
des Beschlusses Nr. 1673/2006/EG des Europdischen Parlaments und des Rates
(ABL. L 316 vom 14.11.2012, S. 12).

7800/23 vw/BBA/1z 18
ANLAGE GIP.INST DE



(29)

(30)

(1)

Produkte konnen fiir verschiedene Geschlechter unterschiedliche Risiken darstellen,
und bei der Standardisierung sollte dies beriicksichtigt werden, um Diskrepanzen in
Bezug auf die Sicherheit und damit ein Sicherheitsgefille zwischen den Geschlechtern
zu vermeiden. In der Erklirung iiber geschlechtergerechte Normen der
Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen fiir Europa werden mehrere
Mafinahmen dargelegt, die nationale Normungsinstitutionen und
Normungsorganisationen in ihren Aktionsplan fiir geschlechtersensible Normen und
die Entwicklung von Normen aufnehmen sollten, um geschlechtergerechte,

reprdsentative und inklusive Normen zu verwirklichen.

Zusammen mit der Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 sollte ein spezielles
Verfahren fiir die Annahme spezifischer Sicherheitsanforderungen mit Unterstiitzung des

in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Sonderausschusses eingefiihrt werden.

In Ermangelung europdischer Normen sollte das nationale Recht des Mitgliedstaats, in
dem das Produkt auf dem Markt bereitgestellt wird, zur Festlegung von Gesundheits-
und Sicherheitsanforderungen mit dem Unionsrecht, insbesondere den Artikeln 34

und 36 AEUYV, in Einklang stehen.
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(32)

Je nach ihrer Rolle in der Lieferkette sollten die Wirtschaftsakteure verhdltnismdfige
Pflichten in Bezug auf die Sicherheit von Produkten haben, sodass ein hohes Schutzniveau
fiir die Gesundheit und Sicherheit der Verbraucher gewéhrleistet ist und gleichzeitig das
effiziente Funktionieren des Binnenmarkts sichergestellt wird. Alle Wirtschaftsakteure,
die Teil der Liefer- und Vertriebskette sind, sollten geeignete MalBnahmen ergreifen, um zu
gewihrleisten, dass sie nur Produkte auf dem Markt bereitstellen, die sicher und mit dieser
Verordnung konform sind. Es ist notwendig, fiir eine klare und verhdltnisméBige
Aufteilung der Pflichten zu sorgen, die der Rolle jedes Akteurs im Liefer- und
Vertriebsprozess entsprechen. Was beispielsweise die Uberpriifung betrifft, ob der
Hersteller und gegebenenfalls der Einfiihrer ihren Pflichten nachgekommen sind, sollte
der Hiindler nur zu faktenbezogenen Uberpriifungen verpflichtet sein, nicht aber zu
einer Bewertung der von ihnen bereitgestellten Informationen. Die Informationen iiber
die Identifizierung des Produkts und der Wirtschaftsakteure sowie Anweisungen und
Sicherheitsinformationen kénnten von den Wirtschaftsakteuren zusitzlich in digitaler
Form mittels elektronischer Losungen, etwa eines QR-Codes oder eines Datenmatrix-

Codes, bereitgestellt werden.
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(33)

Hersteller sollten fiir die Produkte, die sie in Verkehr bringen, technische Unterlagen
erstellen, die die erforderlichen Informationen zum Nachweis der Sicherheit dieser
Produkte enthalten sollten. Die technischen Unterlagen sollten auf einer vom Hersteller
durchgefiihrten internen Risikoanalyse beruhen. Der Umfang der in den technischen
Unterlagen bereitzustellenden Informationen sollte der Komplexitiit des Produkts und
den vom Hersteller ermittelten méglichen Risiken entsprechen. Die Hersteller sollten
insbesondere eine allgemeine Beschreibung des Produkts und der fiir die Bewertung
seiner Sicherheit erforderlichen Elemente vorlegen. Bei komplexen Produkten oder
Produkten, die mogliche Risiken darstellen, konnte eine ausfiihrlichere Beschreibung
des Produkts im Rahmen der bereitzustellenden Informationen erforderlich sein. In
solchen Fiillen sollte auch eine Analyse dieser Risiken und der zur Minderung oder
Beseitigung der Risiken eingesetzten technischen Mittel aufgenommen werden.
Entspricht das Produkt europiiischen Normen oder anderen Elementen, die zur
Erfiillung des in dieser Verordnung festgelegten allgemeinen Sicherheitsgebots
angewandt werden, so sollte auch die Liste der einschligigen europiiischen Normen und

der anderen Elemente angegeben werden.

(349 Jede natiirliche oder juristische Person, die ein Produkt unter ihrem eigenen Namen oder
threr eigenen Handelsmarke in Verkehr bringt oder ein Produkt auf solche Weise
wesentlich verandert, dass sich dies auf die Konformitit mit den Anforderungen dieser
Verordnung auswirken konnte, sollte als der Hersteller gelten und sollte die Pflichten des
Herstellers wahrnehmen.
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(3%

Eine physische oder digitale Anderung eines Produkts konnte sich auf eine Weise auf
die Art und die Eigenschaften des Produkts auswirken, die in der urspriinglichen
Risikobewertung des Produkts nicht vorhergesehen wurde und die die Sicherheit des
Produkts gefiihrden konnte. Eine solche Anderung sollte daher als wesentliche
Anderung betrachtet werden und, wenn sie nicht vom Verbraucher oder in seinem
Auftrag vorgenommen wird, dazu fiihren, dass das Produkt als neues Produkt eines
anderen Herstellers betrachtet wird. Um die Einhaltung des in dieser Verordnung
festgelegten allgemeinen Sicherheitsgebots sicherzustellen, sollte die Person, die diese
wesentliche Anderung vornimmt, als der Hersteller betrachtet werden und denselben
Pflichten unterliegen. Diese Anforderung sollte nur fiir den veriinderten Teil des
Produkts gelten, sofern sich die Anderung nicht auf das Produkt als Ganzes auswirkt.
Um eine unndétige und unverhiltnismdfige Belastung zu vermeiden, sollte die Person,
die die wesentliche Anderung vornimmt, nicht verpflichtet sein, Priifungen zu
wiederholen und neue Unterlagen in Bezug auf Aspekte des Produkts zu erstellen, die
von der Anderung nicht betroffen sind. Es sollte der Person, die die wesentliche
Anderung vornimmt, obliegen, nachzuweisen, dass die Anderung keine Auswirkungen

auf das Produkt als Ganzes hat.
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(36)

(37)

(38)

Interne Konformititsverfahren, durch die Wirtschaftsakteure intern fiir die wirksame und
rasche Erfiillung ihrer Pflichten sorgen konnen, sowie die Bedingungen fiir eine
rechtzeitige Reaktion im Falle eines gefdhrlichen Produkts, sollten von den

Wirtschaftsakteuren selbst eingefiihrt werden.

Um zu verhindern, dass gefiihrliche Produkte in Verkehr gebracht werden, sollten die
Wirtschaftsakteure verpflichtet sein, in ihre Produktions- oder Vermarktungstitigkeiten
interne Verfahren aufzunehmen, mit denen die Einhaltung der einschligigen
Anforderungen dieser Verordnung sichergestellt wird. Solche internen Verfahren
sollten von den Wirtschaftsakteuren selbst in Bezug auf ihre Rolle in der Lieferkette und
die Art der betroffenen Produkte festgelegt werden und kénnen beispielsweise auf
organisatorischen Verfahren, Leitlinien, Normen oder der Ernennung eines Ad-hoc-
Verwalters beruhen. Die Einrichtung und das Format dieser internen Verfahren sollten

weiterhin in der alleinigen Verantwortung der betreffenden Wirtschaftsakteure liegen.

Es ist von wesentlicher Bedeutung, dass alle Wirtschaftsakteure und Anbieter von
Online-Marktpliitzen mit den Marktiiberwachungsbehiorden zusammenarbeiten, um
Risiken, die von auf dem Markt bereitgestellten Produkten ausgehen, zu beseitigen oder
zu mindern. Die von den Marktiiberwachungsbehorden an sie gerichteten Anfragen
sollten jedoch auf'ihre Rolle in der Lieferkette und auf ihre jeweiligen rechtlichen

Pflichten zugeschnitten sein.
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(39)

(40)

Durch den direkten Verkauf iiber Online-Kanile durch Wirtschaftsakteure, die aullerhalb
der Union niedergelassen sind, wird das Vorgehen der Marktiiberwachungsbehorden gegen
gefdhrliche Produkte in der Union behindert, da die Wirtschaftsakteure in vielen Fillen
weder eine Niederlassung noch einen gesetzlichen Vertreter in der Union haben. Es ist
daher notwendig, dass die Marktiiberwachungsbehorden angemessene Befugnisse und
Mittel haben, um den Online-Verkauf gefahrlicher Produkte auf wirksame Weise
anzugehen. Um die wirksame Durchsetzung dieser Verordnung zu gewihrleisten, sollte die
in Artikel 4 Absétze 1, 2 und 3 der Verordnung (EU) 2019/1020 festgelegte Pflicht auf
Produkte ausgeweitet werden, die nicht den Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union
unterliegen, um sicherzustellen, dass es einen in der Union niedergelassenen
verantwortlichen Wirtschaftsakteur gibt, der mit den Aufgaben im Hinblick auf solche
Produkte betraut ist, damit die Marktiiberwachungsbehdrden einen Ansprechpartner haben
und, sofern dies angesichts der moglicherweise mit einem Produkt verbundenen Risiken
angemessen ist, bestimmte Aufgaben rechtzeitig ausgefiihrt werden, um fiir die Sicherheit
der Produkte zu sorgen. Zu diesen bestimmten Aufgaben sollten regelmiifiige Kontrollen
im Hinblick auf die Ubereinstimmung mit den technischen Unterlagen, den Produkt-
und Herstellerinformationen, den Anweisungen und den Sicherheitsinformationen

gehoren.

Zum Zweck der Erleichterung von Uberpriifungen in der gesamten Lieferkette sollten die
Kontaktdaten von Wirtschaftsakteuren, die in der Union niedergelassen und fiir Produkte,
die in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen, verantwortlich sind, zusammen

mit dem Produkt angegeben werden.
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(41

7800/23

Damit Wirtschaftsakteure, bei denen es sich um kleine und mittlere Unternehmen
(KMU), einschlieflich Kleinstunternehmen, handelt, in der Lage sind, die durch diese
Verordnung auferlegten neuen Pflichten zu bewiltigen, sollte die Kommission ihnen
praktische Leitlinien und eine mafigeschneiderte Beratung zur Verfiigung stellen, zum
Beispiel einen direkten Kanal, iiber den Sachverstindige bei Fragen kontaktiert werden

konnen, wobei zu beriicksichtigen ist, dass Vereinfachungen erforderlich sind und der
Verwaltungsaufwand begrenzt werden muss.
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(42) Die verléssliche Identifizierung von Produkten und die Bereitstellung von Informationen
iiber den Hersteller und andere relevante Wirtschaftsakteure in der gesamten Lieferkette
tragen dazu bei, die beteiligten Wirtschaftsakteure zu ermitteln und gegebenenfalls mit
wirksamen und verhdltnismdfiigen Korrekturmafinahmen, wie etwa gezielten Riickrufen,
auf geféhrliche Produkte zu reagieren. Die Identifizierung der Produkte und die
Bereitstellung von Informationen iiber den Hersteller und andere relevante
Wirtschaftsakteure sorgen somit dafiir, dass Verbraucher, einschliefilich Menschen mit
Behinderungen, und Marktiiberwachungsbehérden zutreffende Informationen iiber
gefahrliche Produkte erhalten, was das Vertrauen in den Markt starkt und unnotige
Handelsstorungen vermeidet. Die Produkte sollten daher Angaben aufweisen, die eine
Identifizierung des Produkts selbst sowie die Ermittlung des Herstellers und
gegebenenfalls des Einflihrers und weiterer relevanter Wirtschaftsakteure ermoglichen.
Diese Anforderungen konnten fiir bestimmte Arten von Produkten, die wahrscheinlich
ein ernstes Risiko fiir die Gesundheit und Sicherheit von Verbrauchern darstellen,
durch ein System zur Erhebung und Speicherung von Daten verschirft werden, das
neben der Identifizierung des Produkts auch die Identifizierung seiner Bestandteile oder
der an seiner Lieferkette beteiligten Wirtschaftsakteure ermaoglicht. Dies gilt
unbeschadet der Informationspflichten gemdpf der Richtlinie 2011/83/EU des
Europiiischen Parlaments und des Rates' in Bezug auf die wesentlichen Eigenschaften
der Waren, in dem fiir den Datentriiger und die Art der Waren angemessenen Umfang.
Eine Abbildung sollte als Fotografie, lllustration oder sonstiges piktografisches Element
betrachtet werden, das die einfache Identifizierung eines Produkts oder potenziellen

Produkts ermaoglicht.

Richtlinie 2011/83/EU des Europiiischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011 iiber die Rechte
der Verbraucher, zur Abiinderung der Richtlinie 93/13/EWG des Rates und der Richtlinie 1999/44/EG des
Europiiischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 85/577/EWG des Rates und
der Richtlinie 97/7/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (ABIL. L 304 vom 22.11.2011, S. 64).
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43)

(44

(45)

Indem sichergestellt wird, dass Hersteller Unfiille melden, die durch ein von ihnen auf
dem Markt bereitgestelltes Produkt verursacht werden, werden die
Marktiiberwachungsbehorden bessere Informationen erhalten und wird eine bessere
Identifizierung potenziell gefihrlicher Produktkategorien ermoglicht werden.
Vorschriften iiber die Produkthaftung von Wirtschaftsakteuren fiir fehlerhafte Produkte
sind in spezifischem Unionsrecht festgelegt, und eine solche Meldung und Erhebung
von Daten sollte daher nicht als Haftungseingestiindnis fiir ein fehlerhaftes Produkt
oder als Bestiitigung der Haftung gemdifp dem einschligigen Unions- oder nationalen

Recht betrachtet werden.

Um neu auftretende Risiken und andere fiir die Produktsicherheit relevante
Marktentwicklungen friihzeitig erkennen zu konnen, sollte allen betroffenen Parteien,
einschlieflich Verbraucher- oder Unternehmensorganisationen, nahegelegt werden, den
Marktiiberwachungsbehorden und der Kommission ihnen zur Verfiigung stehende
Informationen zur Aufdeckung und Untersuchung von Verstifien gegen diese

Verordnung zu iibermitteln.

Da sie es Wirtschaftsakteuren erlauben, eine gréflere Anzahl an Verbrauchern zu
erreichen, spielen Anbieter von Online-Marktplétzen in der Lieferkette und somit auch fiir

das Produktsicherheitssystem eine entscheidende Rolle.
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(46)

Im Rahmen der neuen komplexen Geschiiftsmodelle im Zusammenhang mit Online-
Verkdiufen kann dasselbe Unternehmen eine Vielzahl von Dienstleistungen anbieten.
Abhdingig von der Art der fiir ein bestimmtes Produkt erbrachten Dienstleistungen kann
dasselbe Unternehmen im Rahmen dieser Verordnung unter verschiedene Kategorien
von Geschiiftsmodellen fallen. Bietet ein Unternehmen lediglich Online-
Vermittlungsdienste fiir ein bestimmtes Produkt an, so wiirde es lediglich als Anbieter
eines Online-Marktplatzes fiir dieses Produkt gelten. Erbringt dasselbe Unternehmen im
Rahmen dieser Verordnung Online-Marktplatzdienste fiir den Verkauf eines bestimmten
Produkts und tritt auch als Wirtschaftsakteur auf, so wiirde es auch als der betreffende
Wirtschaftsakteur gelten. In einem solchen Fall miisste das betreffende Unternehmen
daher die fiir den betreffenden Wirtschaftsakteur geltenden Pflichten erfiillen. Vertreibt
beispielsweise der Anbieter des Online-Marktplatzes auch ein Produkt, so wird er in
Bezug auf den Verkauf des vertriebenen Produkts als Hiindler betrachtet. Ebenso wiirde
das betreffende Unternehmen, wenn es seine eigenen Markenprodukte verkauft, als
Hersteller auftreten und miisste somit die fiir Hersteller geltenden Anforderungen
erfiillen. Einige Unternehmen konnen auch als Fulfilment-Dienstleister gelten, wenn sie
Fulfilment-Dienstleistungen anbieten. Die betreffenden Fille miissten somit im

Einzelfall bewertet werden.
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(47)

In Anbetracht der wichtigen Rolle, die Anbieter von Online-Marktplidtzen bei der
Vermittlung des Verkaufs von Produkten zwischen Hiandlern und Verbrauchern spielen,
sollten diese Akteure mehr Verantwortung in Bezug auf die Verhinderung des Online-
Verkaufs gefahrlicher Produkte tragen. Die Richtlinie 2000/31/EG des Européischen
Parlaments und des Rates' enthilt den allgemeinen Rahmen fiir den elektronischen
Geschiéftsverkehr und es werden darin bestimmte Pflichten fiir Online-Plattformen
festgeschrieben. In der Verordnung (EU) 2022/2065 des Europdischen Parlaments und des
Rates® wird die Verantwortung und die Rechenschaftspflicht von Anbietern von Online-
Vermittlungsdiensten im Hinblick auf illegale Inhalte einschlieBlich gefihrlicher Produkte
geregelt. Jene Verordnung gilt unbeschadet der im Unionsrecht auf dem Gebiet des
Verbraucherschutzes und der Produktsicherheit festgeschriebenen Regeln. Aufbauend auf
dem durch jene Verordnung geschaffenen horizontalen Rechtsrahmen sollten im Einklang
mit Artikel 2 Absatz 4 Buchstabe f jener Verordnung spezifische Anforderungen, die zur
wirksamen Verhinderung des Online-Verkaufs gefahrlicher Produkte erforderlich sind,
eingefiihrt werden. Soweit in der vorliegenden Verordnung die Anforderungen an die
Produktsicherheit festgelegt werden, die Anbieter von Online-Markipliitzen erfiillen
miissen, um die Einhaltung bestimmter Bestimmungen der Verordnung (EU) 2022/2065
sicherzustellen, sollten diese Anforderungen die Anwendung der Verordnung (EU)
2022/2065, die fiir diese Anbieter von Online-Marktpliitzen weiterhin gilt, unberiihrt

lassen.

Richtlinie 2000/31/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 iiber
bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des
elektronischen Geschiftsverkehrs, im Binnenmarkt (,,Richtlinie {iber den elektronischen
Geschiftsverkehr) (ABIL. L 178 vom 17.7.2000, S. 1).

Verordnung (EU) 2022/2065 des Européischen Parlaments und des Rates vom 19. Oktober
2022 iiber einen Binnenmarkt fiir digitale Dienste und zur Anderung der Richtlinie
2000/31/EG (Gesetz iiber digitale Dienste) (ABI. L 277 vom 27.10.2022, S. 1).
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(48)

(49)

In der Verpflichtungserkliarung fiir mehr Produktsicherheit (Product Safety Pledge), die
erstmals 2018 unterzeichnet wurde und der sich seitdem eine Reihe von Anbietern von
Online-Marktplatzen angeschlossen haben, sind einige freiwillige Verpflichtungen zur
Produktsicherheit enthalten. Die Verpflichtungserkldrung fiir mehr Produktsicherheit hat
sich in Bezug auf den Ausbau des Schutzes der Verbraucher vor online verkauften
gefahrlichen Produkten als sinnvoll erwiesen. Um den Verbraucherschutz durch die
Verhiitung von Schiden an Leib und Leben, Gesundheit und Sicherheit zu stirken und
einen fairen Wetthewerb im Binnenmarkt sicherzustellen, werden Anbieter von Online-
Marktpliitzen dazu angehalten, diese freiwilligen Verpflichtungen einzugehen, damit
bereits vom Markt zuriickgezogene gefihrliche Produkte nicht erneut in das Verzeichnis
aufgenommen werden. Durch den Einsat; von Technologien und digitalen Prozessen
sowie Verbesserungen an den Warnsystemen, insbesondere am Safety-Gate-Portal,
kénnen eine automatische Identifizierung und Ubermittlung gemeldeter gefiihrlicher
Produkte und die Durchfiithrung automatischer Stichprobenkontrollen anhand des

Safety-Gate-Portals ermoglicht werden.

Die Anbieter von Online-Marktpliitzen sollten in Bezug auf die auf ihren Online-
Schnittstellen bereitgestellten Inhalte, die die Produktsicherheitsbetreffen, im Einklang mit
den in dieser Verordnung festgelegten speziellen Pflichten mit gebiihrender Sorgfalt
handeln. Dementsprechend sollte mit dieser Verordnung fiir alle Anbieter von Online-
Marktpliitzen in Bezug auf die auf ihren Online-Schnittstellen bereitgestellten Inhalte, die

die Produktsicherheit betreffen, Sorgfaltspflichten festgelegt werden.
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(50)

(51)

(52)

Des Weiteren sollten sich Anbieter von Online-Marktplitzen fiir den Zweck einer
wirksamen Marktiiberwachung im Safety-Gate-Portal registrieren und im Safety-Gate-
Portal ihre zentrale Kontaktstelle angeben, um die Kommunikation zu
Produktsicherheitsfragen zu vereinfachen. Die Kommission sollte dafiir sorgen, dass die
Registrierung einfach und benutzerfreundlich ist. Bei der zentralen Kontaktstelle im
Rahmen der vorliegenden Verordnung kann es sich um die Kontaktstelle gemal3 Artikel 71
der Verordnung (EU) 2022/2065 handeln, ohne dass dadurch das Ziel,

Produktsicherheitsfragen schnell und zielgerichtet zu behandeln, beeintrachtigt wird.

Anbieter von Online-Marktpliitzen sollten eine zentrale Kontaktstelle fiir Verbraucher
benennen. Diese zentrale Kontaktstelle sollte als zentrale Anlaufstelle fiir die
Kommunikation mit Verbrauchern iiber Fragen der Produktsicherheit dienen, die dann
an die zustindige Dienstleistungsstelle eines Online-Marktplatzes weitergeleitet werden
konnen. Dies sollte nicht verhindern, dass Verbrauchern zusitzliche Kontaktstellen fiir
bestimmte Dienstleistungen zur Verfiigung gestellt werden. Bei der zentralen
Kontaktstelle im Rahmen dieser Verordnung kann es sich um die Kontaktstelle gemdify

Artikel 12 der Verordnung (EU) 2022/2065 handeln.

Die Anbieter von Online-Markipliitzen sollten liber einen internen Mechanismus fiir die
Behandlung produktsicherheitsbezogener Fragen verfiigen, um ihre Pflichten geméB der
vorliegenden Verordnung erfiillen zu konnen, insbesondere im Hinblick auf die zeitnahe
und wirksame Erfiillung der Anordnungen 6ffentlicher Behorden, die Verarbeitung von
Meldungen durch Dritte und auf Aufforderung die Zusammenarbeit mit

Marktiiberwachungsbehdrden im Kontext von KorrekturmaBBnahmen.
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(33)

(59)

Gemal Artikel 14 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2019/1020 haben
Marktiiberwachungsbehdrden die Befugnis, die Entfernung von Inhalten von einer Online-
Schnittstelle, in der auf die betreffenden Produkte Bezug genommen wird, zu verlangen
oder die ausdriickliche Anzeige eines Warnhinweises fiir Endnutzer, die auf die Online-
Schnittstelle zugreifen, zu verlangen, sofern es keine anderen wirksamen Mittel gibt, ein
ernstes Risiko zu beseitigen. Die Befugnisse, die den Marktiiberwachungsbehdrden durch
Artikel 14 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2019/1020 iibertragen werden, sollten auch fiir
die vorliegende Verordnung gelten. Um eine wirksame Marktiiberwachung im Rahmen der
vorliegenden Verordnung zu gewahrleisten und zu verhindern, dass gefdhrliche Produkte
auf dem Unionsmarkt vorhanden sind, sollten diese Befugnisse in allen Féllen, in denen
dies erforderlich und angemessen ist, und auch fiir Produkte, die ein nicht ernstes Risiko
darstellen, gelten. Es ist von wesentlicher Bedeutung, dass die Anbieter von Online-
Marktpliitzen solchen Anordnungen unverziiglich nachkommen. In der vorliegenden
Verordnung sollten daher in dieser Hinsicht verbindliche Fristen eingefiihrt werdenl .
Diese Befugnisse sollten gemil3 Artikel 9 der Verordnung (EU) 2022/2065 ausgelibt

werden.

In Anordnungen, durch die der Anbieter eines Online-Marktplatzes auch dazu
verpflichtet wird, von seiner Online-Schnittstelle alle identischen Inhalte, die sich auf
das Angebot eines in der Anordnung genannten gefihrlichen Produkts beziehen, zu
entfernen, sollten auf der Grundlage der von den Hiindlern angezeigten Informationen
die Elemente benannt werden, die identische Angebote ausmachen und es dem Anbieter
eines Online-Marktplatzes ermoglichen, identische Angebote zu entfernen, soweit der
Anbieter eines Online-Marktplatzes nicht dazu verpflichtet ist, eine unabhdingige

Bewertung dieser Inhalte vorzunehmen.
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(35)

I Wenn das Schnellwarnsystem Safety Gate keine prazise URL-Adresse (Uniform
Resource Locator) und notigenfalls weitere Angaben zur Ermittlung der I Inhalte, die sich
auf ein Angebot eines gefiihrlichen Produkts beziehen, enthilt, sollten die Anbieter von
Online-Markipliitzen bei etwaigen auf eigene Initiative ergriffenen MaBBnahmen zur
Erkennung von, Identifizierung von, Entfernung von oder Sperrung des Zugangs zu
solchen auf ihren Online-Schnittstellen angebotenen geféhrlichen Produkten
gegebenenfalls die libermittelten Informationen wie etwa Produktidentifikatoren (falls
verfiigbar) und andere Informationen zur Riickverfolgbarkeit dennoch beriicksichtigen.
Das Safety-Gate-Portal sollte jedoch modernisiert und aktualisiert werden, damit die
Anbieter von Online-Marktpliitzen unsichere Produkte leichter ermitteln konnen;
hierfiir sollte es auch maoglich sein, die Bestimmungen dieser Verordnung iiber die
Entfernung von Inhalten, die sich auf ein Angebot eines gefiihrlichen Produkts
beziehen, aus Online-Schnittstellen mithilfe eines Meldesystems durchzufiihren, das im

Rahmen des Safety-Gate-Portals konzipiert und entwickelt wurde.
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(56)

(57)

Die durch die vorliegende Verordnung vorgeschriebenen Pflichten fiir Anbieter von
Online-Marktpliitzen sollten nicht auf eine allgemeine Pflicht hinauslaufen, die von ihnen
iibermittelten oder gespeicherten Informationen zu iiberwachen, oder Anbietern von
Online-Marktplitzen auferlegen, aktiv nach Umsténden zu forschen, die auf eine
rechtswidrige Tatigkeit, beispielsweise auf den Online-Verkauf gefihrlicher Produkte,
hinweisen. Um die Haftungsfreistellung fiir Hosting-Dienste nach der Richtlinie
2000/31/EG und der Verordnung (EU) 2022/2065 in Anspruch zu nehmen, sollten
Anbieter von Online-Markipliitzen Inhalte, die sich auf ein Angebot eines gefahrlichen
Produkts beziehen, dennoch unverziiglich von ihren Online-Schnittstellen entfernen,
sobald ihnenl die Inhalte, die sich auf ein Angebot eines gefihrlichen Produkts
beziehen, tatsichlich bekannt oder — im Falle von Schadensersatzanspriichen — bewusst
werden, insbesondere in Fillen, in denen dem Anbieter eines Online-Marktplatzes
Tatsachen oder Umsténde zur Kenntnis gebracht wurden, auf deren Grundlage ein
sorgfaltiger Wirtschaftsakteur die Rechtswidrigkeit hitte feststellen miissen. Anbieter von
Online-Marktplitzen sollten geméal Artikel 16 der Verordnung (EU) 2022/2065
eingegangene Meldungen iiber Inhalte, die sich auf ein Angebot eines gefiihrlichen
Produkts beziehen, innerhalb der in der vorliegenden Verordnung festgelegten zusitzlichen
Fristen bearbeiten. Dariiber hinaus werden Anbieter von Online-Marktplitzen dazu
angehalten, Produkte anhand des Safety-Gate-Portals zu priifen, bevor sie diese auf ihre
Schnittstelle stellen.

Fiir die Zwecke des Artikels 22 der Verordnung (EU) 2022/2065 und im Hinblick auf die
Sicherheit von online verkauften Produkten sollte der Koordinator fiir digitale Dienste
Verbraucherorganisationen und Vereinigungen, die die Interessen von Verbrauchern
vertreten, sowie andere einschligige Interessentriger auf ihren Antrag hin als
vertrauenswiirdige Hinweisgeber betrachten, sofern die im vorgenannten Artikel genannten

Bedingungen erfiillt sind.
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(38)

(39)

Die Riickverfolgbarkeit von Produkten ist fiir eine wirksame Marktiiberwachung
gefdhrlicher Produkte und fiir KorrekturmaBBnahmen von grundlegender Bedeutung.
AuBerdem sollten Verbraucher iiber Offline- und Online-Vertriebskanile, einschlieB3lich
beim Kauf von Produkten iiber Online-Marktplétze, gleichermallen vor gefdhrlichen
Produkten geschiitzt werden. Aufbauend auf den Bestimmungen der Verordnung (EU)
2022/2065 iiber die Nachverfolgbarkeit von Unternehmern sollten die Anbieter von
Online-Marktpliitzen keine Eintrige eines bestimmten Produktangebots auf ihren
Plattformen zulassen, sofern der Unternehmer nicht alle in der vorliegenden Verordnung
beschriebenen Informationen zur Produktsicherheit und Riickverfolgbarkeit bereitgestellt
hat. Diese Informationen sollten zusammen mit dem Produkteintrag angezeigt werden,
sodass Verbraucher iiber Online- und Offline-Kanile die gleichen Informationen erhalten
konnen. Die Anbieter von Online-Marktpliitzen sollten allerdings nicht dafiir
verantwortlich sein, die Vollstdndigkeit, Richtigkeit und Genauigkeit der Informationen
selbst zu tiberpriifen, da die Pflicht zur Riickverfolgbarkeit der Produkte nach wie vor beim

betreffenden Unternchmer liegt.

Es ist ebenfalls wichtig, dass Anbieter von Online-Marktpliitzen in Bezug auf die
Sicherheit von Produkten eng mit den Marktiiberwachungsbehorden, den Unternehmern
und den relevanten Wirtschaftsakteuren zusammenarbeiten. In Artikel 7 Absatz 2 der
Verordnung (EU) 2019/1020 wird Anbietern von Diensten der Informationsgesellschaft
eine Pflicht zur Zusammenarbeit mit den Marktiiberwachungsbehdrden in Bezug auf von
der vorgenannten Verordnung abgedeckte Produkte auferlegt. Diese Pflicht sollte daher auf
alle Verbraucherprodukte ausgeweitet werden. Beispielsweise verbessern
Marktiiberwachungsbehdrden stetig die technologischen Instrumente, die sie fiir die
Online-Marktiiberwachung verwenden, um online verkaufte gefdhrliche Produkte zu
identifizieren. Damit diese Instrumente funktionsféhig sind, sollten Anbieter von Online-
Marktpliitzen Zugang zu ihren Schnittstellen gewdhren. Des Weiteren sollten
Marktiiberwachungsbehdrden zum Zweck der Produktsicherheit ferner die Méglichkeit
haben, auf begriindeten Antrag hin Daten von einer Online-Schnittstelle zu extrahieren,
wenn Anbieter von Online-Marktplitzen oder Online-Verkiiufer technische Hindernisse
errichtet haben. Anbieter von Online-Marktpliitzen sollten auch bei Produktriickrufen

und Unfallmeldungen zusammenarbeiten.
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(60) Zwischen dem Rechtsrahmen fiir die Marktiiberwachung von Produkten, die unter die
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union fallen, gemiifp der Verordnung (EU)
2019/1020 und dem Rechtsrahmen fiir die Marktiiberwachung von Produkten, die unter
die vorliegende Verordnung fallen, sollte eine grofitmégliche Kohdirenz bestehen. Im
Hinblick auf Marktiiberwachungstiitigkeiten, Pflichten, Befugnisse, Mafinahmen und
die Zusammenarbeit zwischen den Marktiiberwachungsbehorden miissen daher die
Bestimmungen der beiden Rechtsrahmen aufeinander abgestimmt werden. Zu diesem
Zweck sollten Artikel 10, Artikel 11 Absdtze 1 bis 7, die Artikel 12 bis 15, Artikel 16
Absiitze 1 bis 5, die Artikel 18 und 19 und die Artikel 21 bis 24 der Verordnung (EU)
2019/1020 auch fiir Produkte gelten, die unter die vorliegende Verordnung fallen.

(61) Gemiifp der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europdischen Parlaments und des
Rates’ (Zollkodex der Union) werden Produkte aus Drittliindern, die dazu bestimmt sind,
auf dem Unionsmarkt bereitgestellt zu werden, oder die fiir die private Verwendung oder
den privaten Verbrauch im Zollgebiet der Union bestimmt sind, in das Zollverfahren
,» Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr iiberfiihrt. Dieses Verfahren zielt
darauf ab, die fiir die Einfuhr der Waren vorgeschriebenen Formalititen zu erfiillen,
einschlieflich der Durchsetzung der geltenden Bestimmungen des Unionsrechts, damit
diese Waren wie alle in der Union hergestellten Waren auf dem Markt bereitgestellt
werden kéonnen. Was die Sicherheit der Verbraucher anbelangt, so miissen diese
Produkte dieser Verordnung und insbesondere dem in dieser Verordnung festgelegten

allgemeinen Sicherheitsgebot entsprechen.

Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
9. Oktober 2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (ABI. L 269 vom 10.10.2013,
S. 10).
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(62)

(63)

(64)

Kapitel VII der Verordnung (EU) 2019/1020 zur Festlegung von Vorschriften fiir die
Kontrollen von Produkten, die auf den Unionsmarkt gelangen, gilt bereits unmittelbar fiir
Produkte, die von der vorliegenden Verordnung abgedeckt sindl . Die Behorden, die fiir
diese Kontrollen zustdndig sind, sollten sie auf der Grundlage von Risikoanalysen nach
den Artikeln 46 und 47 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013, den
Durchfiihrungsrechtsvorschriften und entsprechenden Leitlinien durchfiihren. I Daher
wird mit der vorliegenden Verordnung weder in irgendeiner Weise Kapitel VII der
Verordnung (EU) 2019/1020 noch die Art und Weise verindert, I wie die Behorden, die
fiir die Kontrollen von Produkten, die auf den Unionsmarkt gelangen, zustindig sind, sich

organisieren und ihre Tiitigkeiten durchﬁihren.l

Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass gegen alle von ihren zustindigen
Behirden im Rahmen der vorliegenden Verordnung ergriffenen Mafinahmen wirksame

gerichtliche Rechtsbehelfe gemdf} Artikel 47 der Charta eingelegt werden kénnen.

Nationale Behorden sollten in die Lage versetzt werden, traditionelle
Marktiiberwachungstétigkeiten, die auf die Sicherheit von Produkten ausgerichtet sind,
durch Marktiiberwachungstétigkeiten zu ergénzen, die auf interne Konformititsverfahren
ausgerichtet sind, welche Wirtschaftsakteure zur Sicherstellung der Produktsicherheit
einsetzen. Marktiiberwachungsbehorden sollten vom Hersteller verlangen diirfen, dass er
angibt, welche anderen Produkte — die mit dem gleichen Verfahren produziert werden oder
die gleichen Komponenten enthalten, welche als Risiko erachtet werden oder zur gleichen

Produktionscharge gehoren — von dem gleichen Risiko betroffen sind.
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(65) Die Mitgliedstaaten sollten aufierdem sicherstellen, dass die
Marktiitberwachungsbehorden iiber ausreichendes Fachwissen und ausreichende

Ressourcen fiir all ihre Durchsetzungstitigkeiten verfiigen.

(66) Auf der Grundlage von Output-Indikatoren, die es ermoglichen, die Wirksamkeit der
Unionsrechtsvorschriften zur Produktsicherheit zu bemessenl , sollte ein
Informationsaustausch iiber die Anwendung der vorliegenden Verordnung zwischen den

Mitgliedstaaten und der Kommission eingerichtet werden.

(67) Es sollte ein wirksamer, schneller und genauer Informationsaustausch zu geféhrlichen
Produkten erfolgen, um sicherzustellen, dass geeignete Mafinahmen in Bezug auf diese
Produkte und somit zum Schut der Gesundheit und Sicherheit der Verbraucher

getroffen werden.
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(68)

Das RAPEX sollte modernisiert werden, um zu ermaoglichen, effizientere
Korrekturmafinahmen in der gesamten Union in Bezug auf Produkte zu ergreifen, die ein
iiber das Hoheitsgebiet eines einzigen Mitgliedstaats hinausgehendes Risiko mit sich
bringen. Es ist angezeigt, die Abkiirzung fiir das System von ,,RAPEX‘ zu ,,Safety-Gate*
zu dndern, damit es eindeutiger benannt ist und Verbraucher besser erreicht werden
konnen. Das Safety-Gate umfasst drei Elemente: erstens ein Schnellwarnsystem fiir
gefdhrliche Non-Food-Produkte, iiber das nationale Behorden und die Kommission
Informationen iiber diese Produkte austauschen konnen (Schnellwarnsystem Safety Gate),
zweitens ein Webportal zur Information der Offentlichkeit, samt der Moglichkeit,
Beschwerden einzureichen (Safety-Gate-Portal), und drittens ein Webportal, das es
Unternehmen ermdglicht, ihrer Pflicht nachzukommen, den Behorden und Verbrauchern
gefahrliche Produkte und Unffiille zu melden (Safety-Business-Gateway). Es sollten
Schnittstellen zwischen den verschiedenen Safety-Gate-Elementen bestehen. Das
Schnellwarnsystem Safety Gate ist das interne System, iiber das Behorden und die
Kommission Informationen iiber Maffnahmen im Zusammenhang mit gefihrlichen
Produkten austauschen und das vertrauliche Informationen enthalten kann. Ein
Auszug von Warnmeldungen sollte auf dem Safety-Gate-Portal veriffentlicht werden,
um die Offentlichkeit iiber gefiihrliche Produkte zu informieren. Das Safety-Business-
Gateway ist das Webportal, iiber das Unternehmen die Marktiiberwachungsbehorden
der Mitgliedstaaten iiber gefiihrliche Produkte und Unfiille informieren. Die
Kommission sollte eine technische Losung entwickeln, um sicherzustellen, dass die von
Unternehmen in das Safety-Business-Gateway eingegebenen Informationen, die zur
Warnung der Verbraucher bestimmt sind, den Verbrauchern auf dem Safety-Gate-
Portal unverziiglich zur Verfiigung gestellt werden kéonnen. Dariiber hinaus sollte die
Kommission eine interoperable Schnittstelle entwickeln, damit Anbieter von Online-
Marktpliitzen ihre Schnittstellen leicht, schnell und zuverliissig mit dem Safety-Gate-

Portal verkniipfen konnen.
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(69) Die Mitgliedstaaten sollten iiber das Schnellwarnsystem Safety Gate sowohl verbindliche
als auch freiwillige KorrekturmaBnahmen melden, die die mogliche Vermarktung eines
Produkts verhindern, einschrinken oder ihr spezielle Bedingungen auferlegen, weil dieses
Produkt ein ernstes Risiko fiir die Gesundheit und Sicherheit von Verbrauchern oder — bei
Produkten, die unter die Verordnung (EU) 2019/1020 fallen — fiir einschldgige 6ffentliche

Interessen von Endnutzern darstellt.

(70) Gemal Artikel 34 der Verordnung (EU) 2019/1020 melden die Behorden der
Mitgliedstaaten es iiber das in jenem Artikel genannte Informations- und
Kommunikationssystem, wenn sie Maflnahmen in Bezug auf Produkte ergreifen, die unter
die vorgenannte Verordnung fallen und die ein nicht ernstes Risiko darstellen;
Korrekturmafinahmen in Bezug auf Produkte, die unter die vorliegende Verordnung fallen
und ein nicht ernstes Risiko darstellen, kénnten hingegen auch iiber das
Schnellwarnsystem Safety Gate gemeldet werden. Die Mitgliedstaaten und die
Kommission sollten der Offentlichkeit Informationen zu Gesundheits- und
Sicherheitsrisiken, die fiir Verbraucher aufgrund von Produkten bestehen, zur Verfiigung
stellen. Fiir Verbraucher und Unternehmen empfiehlt es sich, dass alle Informationen zu
Korrekturmafinahmen, die in Bezug auf Produkte mit einem ernsten Risiko ergriffen
wurden, im Schnellwarnsystem Safety Gate enthalten sind, sodass der Offentlichkeit
relevante Informationen zu gefdhrlichen Produkten liber das Safety-Gate-Portal zur
Verfligung gestellt werden konnen. Es ist wichtig, sicherzustellen, dass all diese
Informationen in der Amtssprache bzw. den Amtssprachen des Mitgliedstaats, in dem
der Verbraucher seinen Wohnsitz hat, verfiigbar sind und dass sie klar und verstindlich
formuliert werden. Die Mitgliedstaaten werden daher angehalten, alle
Korrekturmafinahmen in Bezug auf Produkte, die ein Risiko fiir die Gesundheit und
Sicherheit von Verbrauchern darstellen, iiber das Schnellwarnsystem Safety Gate zu

melden.
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(71) Falls die Informationen iiber das Informations- und Kommunikationssystem gemif der
Verordnung (EU) 2019/1020 gemeldet werden miissen, besteht die Moglichkeit, dass diese
Meldungen direkt im Schnellwarnsystem Safety Gate ibermittelt werden oder dass sie aus
dem in Artikel 34 der Verordnung (EU) 2019/1020 genannten Informations- und
Kommunikationssystem fiir die Marktiiberwachung generiert werden. Zu diesem Zweck
sollte die Kommission die fiir die Ubertragung von Informationen zwischen diesem
Informations- und Kommunikationssystem und dem Schnellwarnsystem Safety Gate
eingerichtete Schnittstelle unterhalten und weiterentwickeln, um doppelte Dateneintrage zu

verhindern und diese Ubertragung zu erleichtern.

(72) Die Kommission sollte das Safety-Business-Gateway-Webportal unterhalten und
weiterentwickeln, mit dem es Wirtschaftsakteuren ermoglicht wird, ihre Pflichten
hinsichtlich der Meldung gefahrlicher Produkte, die sie I auf dem Markt bereitgestellt
haben, gegeniiber den Marktiiberwachungsbehdrden und den Verbrauchern zu erfiillen.
I Es sollte einen schnellen und effizienten Informationsaustausch zwischen den
Wirtschaftsakteuren und den nationalen Behorden ermdglichen und die

Informationsiibermittlung von den Wirtschaftsakteuren an die Verbraucher erleichtern.
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(73)

(74)

Es konnte Fille geben, in denen ein ernstes Risiko auf Unionsebene bewiltigt werden muss
und das Risiko nicht durch von dem betreffenden Mitgliedstaat ergriffene MaBnahmen
oder durch andere Verfahren gemal3 dem Unionsrecht zufriedenstellend eingeddmmt
werden kann. Dies konnte insbesondere im Hinblick auf neu auftretende Risiken oder auf
Risiken, die schutzbediirftige Verbraucher betreffen, der Fall sein. Aus diesem Grund
sollte die Kommission in der Lage sein, auf eigene Initiative oder auf Ersuchen eines
Mitgliedstaats Maflnahmen zu erlassen. Diese MaBnahmen sollten an die Schwere und
Dringlichkeit der Situation angepasst sein. Es muss auflerdem ein geeigneter Mechanismus
vorgesehen werden, mit dem die Kommission sofort geltende vorldufige Malnahmen

erlassen konnte.

Die Bestimmung des Risikos fiir ein Produkt und dessen Niveau basieren auf einer
Risikobewertung, die von den betreffenden Akteuren durchgefiihrt wird. Die
Mitgliedstaaten kommen im Zuge einer solchen Risikobewertung moglicherweise zu
unterschiedlichen Ergebnissen im Hinblick darauf, ob ein Risiko besteht und auf welchem
Niveau. Dies konnte das ordnungsgeméfe Funktionieren des Binnenmarkts und die
gleichen Wettbewerbsbedingungen fiir Verbraucher und Wirtschaftsakteure gefdhrden. Es
sollte || daher || ein Mechanismus eingerichtet werden, iiber den die Kommission eine

Stellungnahme zum Gegenstand des Streites abgeben konnte.
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(75)

(76)

Die Kommission sollte einen regelmdifiigen Bericht iiber die Anwendung des
Mechanismus nach Artikel 29 erstellen, der dem europdiischen Netzwerk der fiir
Produktsicherheit zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten gemdpf dieser Verordnung
(im Folgenden ,,Netzwerk fiir Verbrauchersicherheit*) vorgelegt werden sollte. In
diesem Bericht sollten die wichtigsten von den Mitgliedstaaten angewandten Kriterien
fiir die Risikobewertung und ihre Auswirkungen auf den Binnenmarkt und auf ein
gleiches Verbraucherschutzniveau ermittelt werden, um den Mitgliedstaaten und der
Kommission zu ermoglichen, die Ansiitze und Kriterien fiir die Risikobewertung zu

harmonisieren.

Das Netzwerk fiir Verbrauchersicherheit fordert die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten
bei der Durchsetzung der Produktsicherheit. Es erleichtert insbesondere den
Informationsaustausch, die Organisation gemeinsamer Marktiiberwachungstitigkeiten
sowie den Austausch von Fachwissen und bewihrten Verfahren. Es sollte auch zur
Harmonisierung der Methodiken zur Erhebung von Daten iiber die Produktsicherheit
sowie zur Verbesserung der Interoperabilitiit zwischen regionalen, sektoralen,
nationalen und europiiischen Informationssystemen fiir Produktsicherheit beitragen.
Das Netzwerk fiir Verbrauchersicherheit sollte bei Koordinierungs- und
Kooperationstitigkeiten des Unionsnetzwerks flir Produktkonformitit geméal der
Verordnung (EU) 2019/1020 immer dann ordnungsgeméf vertreten sein und an diesen
teilnehmen, wenn die Koordinierung von Tétigkeiten, die in den Anwendungsbereich

beider Verordnungen fallen, erforderlich ist, um ihre Wirksamkeit sicherzustellen.
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(77) Um die Kohédrenz des Rechtsrahmens fiir die Marktiiberwachung zu erhalten und
gleichzeitig fiir eine wirksame Zusammenarbeit zwischen dem Netzwerk fiir
Verbrauchersicherheit und dem Unionsnetzwerk fiir Produktkonformitit zu sorgen, das
eine strukturierte Koordinierung und Zusammenarbeit zwischen den
Durchsetzungsbehdrden der Mitgliedstaaten und der Kommission gemaf3 der Verordnung
(EU) 2019/1020 zum Ziel hat, bedarf es der Verbindung des Netzwerks fiir
Verbrauchersicherheit mit dem Unionsnetzwerk fiir Produktkonformitit im Hinblick auf

die Tatigkeiten geméf den Artikeln 11, 12, 13 und 21 der Verordnung (EU) 2019/1020.
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(78)

(79)

(80)

Die Marktiiberwachungsbehorden sollten gemeinsame Tétigkeiten mit anderen Behdrden
oder mit Organisationen, die Wirtschaftsakteure oder Verbraucher vertreten, durchfiihren,
um die Sicherheit von Produkten zu férdern und gefahrliche Produkte, einschlieSlich
online zum Verkauf angebotener Produkte, zu identifizieren. Dabei sollten die
Marktiiberwachungsbehdrden und gegebenenfalls die Kommission sicherstellen, dass die
Wabhl der Produkte und Hersteller sowie die durchgefiihrten Tétigkeiten nicht zu
Situationen fiihren, die den Wettbewerb verzerren oder die Objektivitit, Unabhingigkeit
und Unparteilichkeit der Parteien beeintrachtigen konnten. Die
Marktiiberwachungsbehorden sollten die Vereinbarungen iiber gemeinsame Tiitigkeiten
so bald wie maglich der Offentlichkeit zugiinglich machen, sofern die Veriffentlichung
die Wirksamkeit der durchzufiithrenden Titigkeiten nicht beeintrichtigt.

Die Kommission sollte in regelmiifiigen Abstinden eine gemeinsame Titigkeit
organisieren, in deren Rahmen Marktiiberwachungsbehérden Produkte kontrollieren
sollten, die online oder offline unter Verwendung einer verdeckten Identitit erworben
wurden, insbesondere diejenigen Produkte, die am hdufigsten iiber das Safety-Gate

gemeldet werden.

Bei gleichzeitigen koordinierten Kontrollmanahmen (im Folgenden ,,Sweeps*) handelt es
sich um spezielle DurchsetzungsmafBBnahmen, die die Produktsicherheit weiter verbessern
konnten und daher durchgefiihrt werden sollten, um Verstofie gegen diese Verordnung,
online und offline, aufzudecken. Sweeps sollten insbesondere dann durchgefiihrt werden,
wenn Marktentwicklungen, Beschwerden von Verbrauchern oder sonstige Anzeichen
dafiirsprechen, dass bestimmte Produkte oder Produktkategorien hiufig ein ernstes Risiko

aufweisen.
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(81) Es sollte grundsiitzlich dafiir gesorgt werden, dass den Behorden vorliegende
Informationen iiber Produktsicherheit éffentlich zuginglich sind. Bei der Bereitstellung
der Informationen zur Produktsicherheit fiir die Offentlichkeit sollte jedoch das in
Artikel 339 AEUV genannte Berufsgeheimnis in einer Weise gewahrt werden, die mit dem
Erfordernis vereinbar ist, die Wirksamkeit der Marktiiberwachungstitigkeiten und der

SchutzmaBnahmen sicherzustellen.

(82) Beschwerden sind wichtig, um die nationalen Behorden fiir die Sicherheit und
Wirksambkeit von Uberwachungs- und Kontrolltitigkeiten im Zusammenhang mit
gefihrlichen Produkten zu sensibilisieren. Die Mitgliedstaaten sollten daher
Verbrauchern und anderen betroffenen Parteien wie Verbraucherverbiinden und

Wirtschaftsakteuren die Moglichkeit geben, Beschwerde einzulegen.

(83) Die offentliche Schnittstelle des Schnellwarnsystems Safety Gate, das Safety-Gate-Portal,
ermdglicht es der Offentlichkeit, einschlieBlich Verbrauchern, Wirtschaftsakteuren und
Anbietern von Online-Marktplétzen, sich iiber Korrekturmafinahmen zu informieren, die
in Bezug auf gefahrliche Produkte ergriffen wurden, welche auf dem Unionsmarkt
vorhanden sind. Eine gesonderte Rubrik des Safety-Gate-Portals ermdglicht es
Verbrauchern, die Kommission iiber Produkte auf dem Markt zu informieren, die ein
Risiko fiir die Gesundheit und Sicherheit von Verbrauchern darstellen. Falls angezeigt,
sollte die Kommission angemessene FolgemaBBnahmen ergreifen, insbesondere durch
Ubermittlung dieser Informationen an die betreffenden nationalen Behdrden. Die
Datenbank und Website des Safety-Gate sollten fiir Menschen mit Behinderungen leicht

zuginglich sein.

(84) Nach Uberpriifung der Richtigkeit der von Verbrauchern und anderen betroffenen
Parteien iibermittelten Informationen sollte die Kommission fiir geeignete
Folgemafinahmen sorgen. Insbesondere sollte die Kommission die Informationen an die
betreffenden Mitgliedstaaten weiterleiten, sodass die zustindige
Marktiiberwachungsbehorde entsprechend den Erfordernissen titig werden kann. Es ist
wichtig, dass Verbraucher und andere betroffene Parteien ordnungsgemdpf iiber das

Vorgehen der Kommission informiert werden.
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(85)

Wenn sich ein Produkt als gefahrlich erweist, das bereits an Verbraucher verkauft wurde,
muss es moglicherweise zuriickgerufen werden, um Verbraucher in der Union zu schiitzen.
Verbraucher sind sich moglicherweise nicht dessen bewusst, dass sie Eigentiimer eines
zuriickgerufenen Produkts sind. Um die Wirksamkeit von Riickrufen zu verbessern, ist es
daher wichtig, die betreffenden Verbraucher besser zu erreichen. Der direkte Kontakt ist
die wirksamste Methode, um das Bewusstsein der Verbraucher fiir Riickrufe zu erh6hen
und sie zum Handeln zu ermutigen. Ferner ist er bei allen Verbrauchergruppen der
bevorzugte Kommunikationsweg. Um die Sicherheit der Verbraucher zu gewahrleisten, ist
es wichtig, dass sie schnell und verldsslich unterrichtet werden. Wirtschaftsakteure und
gegebenenfalls Anbieter von Online-Marktplitzen sollten daher etwaige ihnen zur
Verfiigung stehende Kundendaten nutzen, um Verbraucher tiber Riickrufe und
Sicherheitswarnungen im Zusammenhang mit den von ihnen erworbenen Produkten zu
unterrichten. Es ist daher erforderlich, Wirtschaftsakteure und Anbieter von Online-
Marktpliitzen rechtlich dazu zu verpflichten, jegliche Kundendaten, {iber die sie bereits
verfligen, zu nutzen, um Verbraucher liber Riickrufe und Sicherheitswarnungen zu
unterrichten. In dieser Hinsicht sollten Wirtschaftsakteure und Anbieter von Online-
Marktpliitzen sicherstellen, dass die Moglichkeit zur direkten Kontaktaufnahme mit
Kunden im Falle von sie betreffenden Riickrufen oder Sicherheitswarnungen in bestehende
Kundentreueprogramme und Produktregistrierungssysteme aufgenommen wird, bei denen
Kunden nach dem Kauf eines Produkts gebeten werden, dem Hersteller auf freiwilliger
Basis einige Informationen wie ihren Namen, ihre Kontaktinformationen, das
Produktmodell oder die Seriennummer mitzuteilen. Die blofie Tatsache, dass Riickrufe an
Verbraucher gerichtet sind, sollte Wirtschaftsakteure und Anbieter von Online-
Marktpliitzen weder davon abhalten, alle Kunden auf eine Produktriickrufanzeige
aufmerksam zu machen, noch davon, weiteren Endnutzern Abhilfemafinahmen
anzubieten. Wirtschaftsakteure und Anbieter von Online-Marktpliitzen sollten
angehalten werden, derartige Mafinahmen zu ergreifen, insbesondere im Falle von

Kleinst- und kleinen Unternehmen, die wie Verbraucher auftreten.
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(86) Die Verbraucher sollten darin bestiirkt werden, Produkte zu registrieren, um
Informationen iiber Riickrufe und Sicherheitswarnungen zu erhalten. Der Kommission
sollte die Befugnis iibertragen werden, Durchfiihrungsrechtsakte zu erlassen, um
festzulegen, dass Verbraucher bei bestimmten Produkten oder Produktkategorien stets
die Moglichkeit haben sollten, ein von ihnen gekauftes Produkt zu registrieren, um iiber
einen Riickruf oder eine Sicherheitswarnung im Zusammenhang mit dem Produkt
direkt unterrichtet zu werden. Bei der Festlegung der Produkte oder Produktkategorien,
fiir die diese Anforderung gilt, sollten der Lebenszyklus der betreffenden Produkte oder
Produktkategorien sowie die Risiken, die von den Produkten ausgehen, die Hdiufigkeit
von Riickrufen und die Kategorie der Nutzer der Produkte, insbesondere

schutzbediirftige Verbraucher, gebiihrend beriicksichtigt werden.

(87) Ein Drittel der Verbraucher verwendet gefédhrliche Produkte weiter, nachdem sie eine
Riickrufanzeige gesehen haben, insbesondere aus dem Grund, dass Riickrufanzeigen
kompliziert verfasst sind oder in ihnen das bestehende Risiko als gering dargestellt wird.
Riickrufanzeigen sollten daher klar und transparent sein und das bestehende Risiko
eindeutig beschreiben, wobei Begriffe, Ausdriicke und andere Elemente zu vermeiden
sind, die die Risikowahrnehmung der Verbraucher beeintrachtigen konnten. Die
Verbraucher sollten auBerdem die Moglichkeit haben, bei Bedarf weitere Informationen
iiber eine gebiihrenfreie Telefonnummer oder ein anderes interaktives Instrument zu

erhalten.
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(88)

Um Verbraucher dazu zu bringen, auf Riickrufe zu reagieren, ist es wichtig, dass das von
Verbrauchern verlangte Handeln so einfach wie moglich ist und dass die angebotenen
AbhilfemaBnahmen wirksam und kostenfrei sind sowie zeitnah erfolgen. In der Richtlinie
(EU) 2019/771 des Européischen Parlaments und des Rates! sind fiir den Fall der
Vertragswidrigkeit physischer Waren, die zum Zeitpunkt der Lieferung besteht und
innerhalb des von den Mitgliedstaaten gemdf} Artikel 10 Absatz 3 jener Richtlinie
festgelegten Haftungszeitraums offenbar wird, vertragliche Abhilfen fiir Verbraucher
vorgesehen. Artikel 14 der Richtlinie (EU) 2019/770 des Europiiischen Parlaments und
des Rates’ gilt auch fiir korperliche Datentriiger wie DVDs, CDs, USB-Sticks und
Speicherkarten, die als Tréger digitaler Inhalte verwendet werden. Allerdings
rechtfertigen Situationen, in denen gefihrliche Produkte vom Markt zuriickgerufen
werden, ein besonderes Regelwerk, das unbeschadet vertraglicher Abhilfen angewandt
werden sollte, da mit ihm andere Ziele verfolgt werden. Wiihrend vertragliche Abhilfen
dem Zweck dienen, die Vertragswidrigkeit der Waren zu beheben, dienen die
Abhilfemafinahmen im Falle eines Riickrufs sowohl dazu, gefihrliche Produkte vom
Markt zu nehmen, als auch als eine angemessene Wiedergutmachung fiir den
Verbraucher. Folglich gibt es grofie Unterschiede zwischen den beiden Arten moglicher
Abhilfen: Erstens sollte es im Falle eines Produktriickrufs gemdpf dieser Verordnung
keine zeitliche Beschrinkung fiir die Inanspruchnahme der Abhilfemafinahmen geben;
zweitens sollten Verbraucher das Recht haben, von dem betreffenden Wirtschaftsakteur
Abhilfemafinahmen zu verlangen, jedoch nicht unbedingt vom Unternehmer. Dariiber
hinaus sollten Verbraucher im Falle eines Riickrufs nicht nachweisen miissen, dass das

Produkt gefiihrlich ist.

Richtlinie (EU) 2019/771 des Europiiischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2019
iiber bestimmte vertragsrechtliche Aspekte des Warenkaufs, zur Anderung der
Verordnung (EU) 2017/2394 und der Richtlinie 2009/22/EG sowie zur Aufhebung der
Richtlinie 1999/44/EG (ABI. L 136 vom 22.5.2019, S. 28).

Richtlinie (EU) 2019/770 des Europiiischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2019
iiber bestimmte vertragsrechtliche Aspekte der Bereitstellung digitaler Inhalte und
digitaler Dienstleistungen (ABIL. L 136 vom 22.5.2019, §. 1).
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(89)

(90)

Da mit den Abhilfemafinahmen im Falle des Riickrufs eines gefiihrlichen Produkts und
den Abhilfen bei Vertragswidrigkeit von Waren unterschiedliche Ziele verfolgt werden,
sollten die Verbraucher das System in Anspruch nehmen, das der jeweiligen Situation
entspricht. Erhalten Verbraucher beispielsweise eine Riickrufanzeige mit einer
Beschreibung der ihnen zur Verfiigung stehenden Abhilfemafinahmen, so sollten sie
entsprechend den Anweisungen in der Riickrufanzeige handeln. Ihnen sollte jedoch
nicht die Moglichkeit genommen werden, vom Verkiiufer aufgrund der

Vertragswidrigkeit der gefihrlichen Waren Abhilfe zu verlangen.

Sobald Verbraucher im Anschluss an einen Riickruf Abhilfe erhalten haben, haben sie
keinen Anspruch auf Abhilfe wegen Vertragswidrigkeit der Ware aus Griinden im
Zusammenhang mit der Tatsache, dass die Ware gefiihrlich war, da die
Vertragswidrigkeit nicht mehr besteht. Auch haben Verbraucher, wenn sie ihr Recht auf
Abhilfe gemdpf der Richtlinie (EU) 2019/770 oder der Richtlinie (EU) 2019/771 geltend
machen, keinen Anspruch auf Abhilfe gemiif} dieser Verordnung wegen desselben
Sicherheitsproblems. Wenn jedoch andere Anforderungen an die Vertragsmdapigkeit
derselben Ware nicht erfiillt sind, bleibt der Verkdufer fiir diese Vertragswidrigkeit der
Ware auch dann haftbar, wenn dem Verbraucher im Anschluss an einen Riickruf eines

gefihrlichen Produkts Abhilfe gewdhrt wurde.
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‘1)

Wirtschaftsakteure, die einen Produktriickruf veranlassen, sollten den Verbrauchern
von den Moglichkeiten Reparatur, Ersat; oder angemessene Erstattung des Wertes des
zuriickgerufenen Produkts mindestens zwei Moglichkeiten anbieten, es sei denn, dies ist
nicht méglich oder unverhiiltnismdfig. Wenn Verbrauchern mehrere
Abhilfemafinahmen zur Auswahl angeboten werden, kann dies die Wirksamkeit eines
Riickrufs verbessern. Dariiber hinaus sollten Anreize wie Rabatte oder Gutscheine
gefordert werden, um die Verbraucher zu motivieren, sich an einem Riickruf zu
beteiligen, damit die Wirksamkeit von Riickrufen verbessert wird. Die Reparatur des
Produkts sollte nur dann als mégliche Abhilfemafinahme erachtet werden, wenn die
Sicherheit des reparierten Produkts sichergestellt werden kann. Der Erstattungsbetrag
sollte unbeschadet einer weiteren Entschidigung gemdify nationalem Recht mindestens
dem vom Verbraucher gezahlten Preis entsprechen. Ist kein Nachweis fiir den gezahlten
Preis verfiigbar, so sollte dennoch eine angemessene Erstattung des Wertes des
zuriickgerufenen Produkts gewihrt werden. Im Falle des Riickrufs des korperlichen
Datentriigers fiir digitale Inhalte im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 der Richtlinie (EU)
2019/770 sollte die Erstattung, wie in Artikel 16 Absatz 1 jener Richtlinie vorgesehen,
sdmtliche vom Verbraucher im Rahmen des Vertrags gezahlten Betriige umfassen.
Jegliche Abhilfe sollte das Recht des Verbrauchers auf Schadenersatz nach nationalem

Recht unberiihrt lassen.
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92)

(93)

Abhilfemafinahmen, die im Falle eines Produktsicherheitsriickrufs angeboten werden,
sollten weder zu einer iibermdfigen Belastung fiir die Verbraucher noch zu einer
Gefihrdung der Verbraucher fiihren. Umfasst die Abhilfemafinahme auch die
Entsorgung des zuriickgerufenen Produkts, so sollte diese Entsorgung unter
gebiihrender Beriicksichtigung der auf Unionsebene und nationaler Ebene festgelegten
Umwelt- und Nachhaltigkeitsziele erfolgen. Dariiber hinaus sollte die Reparatur durch
Verbraucher nur dann als mégliche Abhilfemafinahme erachtet werden, wenn sie vom
Verbraucher leicht und sicher durchgefiihrt werden kann, zum Beispiel durch den
Austausch einer Batterie oder durch Abschneiden iibermdfig langer Zuziehkordeln an
einem Kleidungsstiick fiir Kinder, sofern dies in der Riickrufanzeige vorgesehen ist.
Dariiber hinaus sollte die Reparatur durch den Verbraucher die Rechte der Verbraucher
gemiif} den Richtlinien (EU) 2019/770 und (EU) 2019/771 unberiihrt lassen. Daher
sollten die Wirtschaftsakteure in derartigen Fillen die Verbraucher nicht dazu

verpflichten, ein gefiihrliches Produkt zu reparieren.

Durch diese Verordnung sollten Wirtschaftsakteure und Anbieter von Online-
Marktpliitzen auch dazu angehalten werden, freiwillige Vereinbarungen mit den
zustindigen Behorden, der Kommission oder Organisationen, die Verbraucher oder
Wirtschaftsakteure vertreten, abzuschlieffen, wonach sie freiwillige Verpflichtungen im
Zusammenhang mit der Produktsicherheit eingehen, die iiber die im Unionsrecht

festgelegten rechtlichen Pflichten hinausgehen.
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94)

Die Verbraucher sollten berechtigt sein, ihre Rechte in Bezug auf die Pflichten, die
Wirtschaftsakteuren oder Anbietern von Online-Marktplitzen gemdf dieser Verordnung
auferlegt werden, durch Verbandsklagen gemdif der Richtlinie (EU) 2020/1828 des
Europiischen Parlaments und des Rates' durchzusetzen. Zu diesem Zweck sollte in
dieser Verordnung vorgesehen werden, dass die Richtlinie (EU) 2020/1828 auf
Verbandsklagen wegen Verstofien gegen diese Verordnung Anwendung findet, die den
Kollektivinteressen von Verbrauchern schaden oder schaden konnen. Folglich sollte
Anhang I jener Richtlinie entsprechend gedindert werden. Es obliegt den
Mitgliedstaaten, dafiir zu sorgen, dass sich diese Anderung in den
Umsetzungsmafinahmen, die sie gemdpf; jener Richtlinie erlassen, niederschligt,
wenngleich der Erlass diesbeziiglicher nationaler Umsetzungsmafinahmen keine
Voraussetzung dafiir ist, dass die Richtlinie auf diese Verbandsklagen Anwendung
findet. Die genannte Richtlinie sollte ab dem Geltungsbeginn dieser Verordnung auf
Verbandsklagen gegen Verstoffe durch Wirtschaftsakteure oder Anbieter von Online-
Marktpliitzen gegen Bestimmungen dieser Verordnung Anwendung finden, sofern die
Verstofie den Kollektivinteressen von Verbrauchern schaden oder schaden konnen. Bis
zu diesem Zeitpunkt sollten sich die Verbraucher auf die Anwendbarkeit der Richtlinie

(EU) 2020/1828 gemiifp Anhang I Nummer 8 jener Richtlinie berufen konnen.

Richtlinie (EU) 2020/1828 des Européischen Parlaments und des Rates vom 25. November
2020 tiber Verbandsklagen zum Schutz der Kollektivinteressen der Verbraucher und zur
Aufhebung der Richtlinie 2009/22/EG (ABI. L 409 vom 4.12.2020, S. 1).
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(95)

(96)

Die Union sollte in der Lage sein, im Rahmen von zwischen der Union und Drittlindern
oder internationalen Organisationen geschlossenen Ubereinkiinften oder zwischen der
Kommission und Behérden von Drittlindern oder internationalen Organisationen
getroffenen Vereinbarungen mit diesen zusammenzuarbeiten sowie
produktsicherheitsbezogene Informationen mit Regulierungsbehdrden von Drittldndern
oder internationalen Organisationen auszutauschen, auch um zu verhindern, dass sich
gefihrliche Produkte auf dem Markt im Umlauf befinden. Bei dieser Zusammenarbeit
und diesem Informationsaustausch sollten die Unionsvorschriften iiber die Vertraulichkeit
und den Schutz personenbezogener Daten geachtet werden. Der Austausch
personenbezogener Daten sollte nur erfolgen, soweit er ausschlieflich zum Schutz der

Gesundheit oder Sicherheit von Verbrauchern erforderlich ist.

Der systematische Informationsaustausch zwischen der Kommission und Drittlindern
oder internationalen Organisationen iiber die Sicherheit von Verbraucherprodukten
sowie iiber Priiventions-, Restriktions- und Korrekturmafinahmen sollte auf
Gegenseitigkeit beruhen, was einen gleichwertigen, aber nicht notwendigerweise
identischen Informationsaustausch zum beiderseitigen Nutzen bedeutet. Ein
Informationsaustausch mit einem Drittland, das Waren herstellt, die fiir den
Unionsmarkt bestimmt sind, konnte darin bestehen, dass die Kommission ausgewdhlte
im Schnellwarnsystem Safety Gate enthaltene Informationen iiber Produkte aus diesem
Drittland iibermittelt. Im Gegenzug konnte dieses Drittland Informationen iiber die
Folgemafinahmen iibermitteln, die auf der Grundlage der eingegangenen Meldungen
ergriffen wurden. Eine derartige Zusammenarbeit konnte zu dem Ziel beitragen,
gefihrliche Produkte an der Quelle einzudimmen und zu verhindern, dass sie auf den

Unionsmarkt gelangen.
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(97) Um fiir eine starke abschreckende Wirkung auf Wirtschaftsakteure und gegebenenfalls
Anbieter von Online-Marktplitzen zu sorgen, durch die das Inverkehrbringen geféhrlicher
Produkte verhindert wird, sollten Sanktionen in Bezug auf die Art des VerstoB3es, den
moglichen Vorteil fiir den Wirtschaftsakteur oder Anbieter eines Online-Marktplatzes
sowie die Art und Schwere der von dem Verbraucher erlittenen Verletzung angemessen

sein. I Die Sanktionen sollten wirksam, verhiiltnismdflig und abschreckend sein.

(98) Bei der Verhdngung von Sanktionen sollten die Art, Schwere und Dauer des betreffenden
Verstof3es gebiihrend beriicksichtigt werden. Die Verhdngung von Sanktionen sollte
verhéltnisméBig sein und im Einklang mit dem Unionsrecht und dem nationalen Recht,

einschlieBlich der geltenden Verfahrensgarantien und der Grundsitze der Charta, erfolgen.
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99)

Im Hinblick auf die Identifizierung und Riickverfolgbarkeit von Produkten, die
moglicherweise ein ernstes Risiko fiir die Gesundheit und Sicherheit von Verbrauchern
darstellen, sollte der Kommission die Befugnis, Rechtsakte gemél Artikel 290 AEUV zu
erlassen, libertragen werden, um ein hohes Gesundheits- und Sicherheitsniveau fiir die
Verbraucher zu erhalten; auflerdem sollte ihr diese Befugnis im Hinblick auf das
Funktionieren des Schnellwarnsystems Safety Gate iibertragen werden, um
insbesondere die Modalititen und Verfahren fiir den Austausch von Informationen zu
den iiber das Schnellwarnsystem Safety Gate mitgeteilten Maffnahmen und Kriterien fiir
die Bewertung des Risikoniveaus festzulegen. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die
Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der
Ebene von Sachverstindigen, durchfiihrt, die im Einklang mit den Grundsitzen erfolgen,
die in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber bessere
Rechtsetzung' niedergelegt wurden. Um insbesondere fiir eine gleichberechtigte
Beteiligung an der Vorbereitung delegierter Rechtsakte zu sorgen, erhalten das
Européische Parlament und der Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die
Sachverstindigen der Mitgliedstaaten, und ihre Sachverstindigen haben systematisch
Zugang zu den Sitzungen der Sachverstandigengruppen der Kommission, die mit der

Vorbereitung der delegierten Rechtsakte befasst sind.

1

ABI. L 123 vom 12.5.2016, S. 1.
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(100)

(101)

Damit einheitliche Bedingungen fiir die Durchfiihrung dieser Verordnung gewéhrleistet
sind, sollten der Kommission Durchfiihrungsbefugnisse iibertragen werden, um die
spezifischen Sicherheitsanforderungen zu erlassen und die Output-Indikatoren festzulegen,
auf deren Grundlage die Mitgliedstaaten Daten zur Durchfiihrung dieser Verordnung
iibermitteln miissen, die Aufgaben und Funktionen der zentralen nationalen Kontaktstellen
zu spezifizieren, I MaBnahmen zum Vorgehen der Union gegen Produkte zu ergreifen,
die ein ernstes Risiko darstellen, die Modalititen fiir die Ubermittlung von Informationen
von Verbrauchern im Safety-Gate-Portal zu erlassen, die Umsetzung der interoperablen
Schnittstelle des Safety-Gate-Portals festzulegen, die Anforderungen fiir die Registrierung
von Produkten fiir Zwecke des Produktsicherheitsriickrufs festzulegen sowie die
Mustervorlage fiir Riickrufanzeigen zu verabschieden. Diese Befugnisse sollten im
Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Européischen Parlaments und des

Rates! ausgeiibt werden.

Die Kommission sollte sofort geltende Durchfiihrungsrechtsakte erlassen, wenn dies in
hinreichend begriindeten Fillen im Zusammenhang mit der Gesundheit und Sicherheit von

Verbrauchern aus Griinden duBerster Dringlichkeit erforderlich ist.

Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates vom

16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsitze, nach denen die
Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfiihrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABI. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).
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(102)  Die Kommission sollte eine Evaluierung der Durchfiihrung der in dieser Verordnung
festgelegten Sanktionen im Hinblick aufihre Wirksamkeit und ihre abschreckende
Wirkung vornehmen und gegebenenfalls einen Gesetzgebungsvorschlag zu ihrer

Durchsetzung annehmen.

(103) Gewisse Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 sollten gedndert werden, um
die Besonderheiten der vorliegenden Verordnung zu beriicksichtigen, und zwar
insbesondere die Tatsache, dass spezifische Sicherheitsanforderungen geméaf der
vorliegenden Verordnung vor der Beauftragung der européischen Normungsorganisationen

festgelegt werden miissen.
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(104)

Die Richtlinie 87/357/EWG| , die Verbraucherprodukte abdeckt, welche zwar keine
Lebensmittel sind, aber Lebensmitteln dhneln und leicht mit solchen verwechselt werden
konnen und deshalb von Verbrauchern, insbesondere Kindern, zum Mund gefiihrt,
gelutscht oder geschluckt werden kdnnen, was zum Beispiel zu Ersticken, zu einer
Vergiftung oder zu einer Perforation oder einem Verschluss des Verdauungskanals fiihren
konnte, hat zu umstrittenen Auslegungen gefiihrt. Die Richtlinie wurde zudem zu einer
Zeit erlassen, in der der Umfang des Rechtsrahmens fiir die Sicherheit von
Verbraucherprodukten sehr beschriankt war. Aus diesen Griinden sollte die Richtlinie
87/357/EWG aufgehoben und durch die vorliegende Verordnung ersetzt werden,
insbesondere die Bestimmungen der vorliegenden Verordnung, mit denen dafiir gesorgt
wird, dass — nach einer Risikobewertung — Produkte, die schiidlich sein konnen, wenn
sie zum Mund gefiihrt, gelutscht oder geschluckt werden und die aufgrund ihrer Form,
ihres Geruchs, ihrer Farbe, ihres Aussehens, ihrer Verpackung, ihrer Kennzeichnung,
ihres Volumens, ihrer Grofie oder anderer Eigenschaften leicht mit Lebensmitteln
verwechselt werden konnen, als gefihrlich angesehen werden sollten. Bei der
Durchfiihrung ihrer Evaluierung sollten die Marktiiberwachungsbehorden unter
anderem beriicksichtigen, dass es, wie der Gerichtshof der Europdischen Union
festgestellt hat, nicht erforderlich ist, anhand objektiver und fundierter Daten
nachzuweisen, dass Risiken bestehen konnen, wie etwa dass es zu Ersticken, zu einer
Vergiftung oder zu einer Perforation oder einem Verschluss des Verdauungskanals
kommt, wenn das jeweilige Lebensmittel-Nachahmungsprodukt zum Mund gefiihrt,
gelutscht oder geschluckt wird. Dennoch sollten die zustindigen nationalen Behdorden
im Einzelfall bewerten, ob solche Produkte gefihrlich sind, und diese Bewertung

begriinden.
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(105)

(106)

Um Wirtschaftsakteuren und Anbietern von Online-Marktpliitzen geniigend Zeit
einzuriumen, sich an die Anforderungen dieser Verordnung, einschlieflich der
Informationsanforderungen, anzupassen, ist es erforderlich, nach dem Inkrafttreten
dieser Verordnung einen ausreichenden Ubergangszeitraum vorzusehen, in dem
Produkte, die unter die Richtlinie 2001/95/EG fallen und mit der genannten Richtlinie
konform sind, noch in Verkehr gebracht werden diirfen. Die Mitgliedstaaten sollten
daher das Bereitstellen solcher Produkte auf dem Markt, einschliefilich Angeboten zum
Kauf, nicht behindern.

Da das Ziel dieser Verordnung, ndmlich die Verbesserung der Funktionsweise des
Binnenmarkts bei gleichzeitiger Gewdihrleistung eines hohen
Verbraucherschutzniveaus, angesichts des erforderlichen hohen Malles an
Zusammenarbeit und kohdrentem Vorgehen der zustindigen Behdrden der Mitgliedstaaten
sowie in Anbetracht des bendtigten Mechanismus fiir den schnellen und effizienten
Austausch von Informationen tiber gefahrliche Produkte in der Union von den
Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden kann, sondern vielmehr wegen des
unionsweiten Charakters des Problems auf Unionsebene besser zu verwirklichen ist, kann
die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags iiber die Européische Union
verankerten Subsidiarititsprinzip titig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel
genannten Grundsatz der VerhiltnismaBigkeit geht diese Verordnung nicht iiber das fiir die

Verwirklichung dieses Ziels erforderliche Maf hinaus.
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(107)  Ist fiir die Zwecke dieser Verordnung die Verarbeitung personenbezogener Daten
erforderlich, so sollte eine solche Verarbeitung im Einklang mit dem Unionsrecht iiber
den Schutz personenbezogener Daten geschehen. Jede Verarbeitung personenbezogener
Daten im Rahmen dieser Verordnung unterliegt den Verordnungen (EU) 2016/679' und
(EU) 2018/1725? sowie der Richtlinie 2002/58/EG’ des Europiischen Parlaments und des
Rates, soweit anwendbar. Wenn Verbraucher ein Produkt im Safety-Gate-Portal melden,
sollten nur diejenigen personenbezogenen Daten gespeichert werden, die fiir die Meldung
des gefihrlichen Produkts erforderlich sind, und sollte die Speicherung fiir einen Zeitraum
von hochstens fiinf Jahren ab dem Zeitpunkt der Eingabe der Daten erfolgen. Hersteller
und Einfiihrer sollten das Verzeichnis der Verbraucherbeschwerden nur so lange
aufbewahren, wie es fiir die Zwecke der vorliegenden Verordnung erforderlich ist. Wenn
es sich bei Herstellern und Einfithrern um natiirliche Personen handelt, sollten sie ihre
Namen bekannt geben, um sicherzustellen, dass Verbraucher das Produkt zum Zweck der

Riickverfolgbarkeit identifizieren kénnen.

(108)  Der Europdische Datenschutzbeauftragte wurde gemil Artikel 42 der Verordnung (EU)
2018/1725 konsultiert —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

1 Verordnung (EU) 2016/679 des Europédischen Parlaments und des Rates vom 27. April
2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten,
zum freien Datenverkehr und zur Authebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABL L 119 vom 4.5.2016, S. 1).

2 Verordnung (EU) 2018/1725 des Européischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober
2018 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten
durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses
Nr. 1247/2002/EG (ABI. L 295 vom 21.11.2018, S. 39).

3 Richtlinie 2002/58/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli 2002 iiber
die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der Privatsphire in der
elektronischen Kommunikation (Datenschutzrichtlinie fiir elektronische Kommunikation)
(ABI. L 201 vom 31.7.2002, S. 37).
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(D

)

(1

KAPITEL I

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1
Ziel und Gegenstand

Das Ziel der vorliegenden Verordnung besteht darin, die Funktionsweise des
Binnenmarkts zu verbessern und zugleich ein hohes Verbraucherschutzniveau zu

gewiihrleisten.

Mit dieser Verordnung werden wesentliche Vorschriften fiir die Sicherheit von
Verbraucherprodukten festgelegt, die in Verkehr gebracht oder auf dem Markt

bereitgestellt werden.

Artikel 2

Anwendungsbereich

Diese Verordnung gilt fiir in Verkehr gebrachte oder auf dem Markt bereitgestellte
Produkte insoweit, als es im Rahmen des Unionsrechts keine spezifischen Bestimmungen

tiber die Sicherheit der betreffenden Produkte gibt, mit denen dasselbe Ziel verfolgt wird.

Sind fiir Produkte im Unionsrecht spezifische Sicherheitsanforderungen festgelegt, so gilt
diese Verordnung nur fiir diejenigen Aspekte und Risiken oder Risikokategorien, die nicht

unter diese Anforderungen fallen.

I Produkte, die spezifischen Anforderungen der Harmonisierungsrechtsvorschriften der

Union im Sinne des Artikels 3 Nummer 27 unterliegen,

a)  sind von Kapitel IT ausgenommen, soweit es sich um Risiken oder Risikokategorien
handelt, die unter die betreffenden Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union

fallen;

b)  sind von Kapitel III Abschnitt 1, den Kapiteln V und VII und den Kapiteln IX bis XI

ausgenommen.
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(2) Diese Verordnung gilt nicht fiir

a)  Human- und Tierarzneimittel,
b)  Lebensmittel,
c)  Futtermittel,
d) lebende Pflanzen und Tiere, genetisch verdnderte Organismen und genetisch
veranderte Mikroorganismen in geschlossenen Systemen sowie Erzeugnisse von
Pflanzen und Tieren, die unmittelbar mit ihrer kiinftigen Reproduktion
zusammenhdngen,
e) tierische Nebenprodukte und Folgeprodukte,
f)  Pflanzenschutzmittel,
g)  Beforderungsmittel, mittels derer Verbraucher sich fortbewegen oder reisen und die
von Dienstleistungserbringern im Rahmen einer Transportdienstleistung, die
Verbrauchern erbracht wird, direkt bedient werden und nicht von den Verbrauchern
selbst bedient werden,
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h)  Luftfahrzeuge gemédll Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe d der Verordnung (EU)
2018/1139,

1)  Antiquitéten.

3) Diese Verordnung gilt fiir neue, gebrauchte, reparierte oder wiederaufgearbeitete Produkte,
die in Verkehr gebracht oder auf dem Markt bereitgestellt werden. Sie gilt nicht fiir
Produkte, die vor ihrer Verwendung repariert oder wiederaufgearbeitet werden miissen,
wenn diese Produkte als solche in Verkehr gebracht oder auf dem Markt bereitgestellt

werden und eindeutig als solche gekennzeichnet sind.

4) Diese Verordnung ldsst die Vorschriften des Unionsrechts zum Verbraucherschutz
unberiihrt.
(5) Diese Verordnung wird unter Beriicksichtigung des Vorsorgeprinzips durchgefiihrt.
Artikel 3
Begriffsbestimmungen

Fiir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

1. »Produkt” jeden Gegenstand, der fiir sich allein oder in Verbindung mit anderen
Gegenstinden entgeltlich oder unentgeltlich I —auch im Rahmen der Erbringung einer
Dienstleistung — geliefert oder bereitgestellt wird und fiir Verbraucher bestimmt ist oder
unter verniinftigerweise vorhersehbaren Bedingungen wahrscheinlich von Verbrauchern

benutzt wird, selbst wenn er nicht fiir diese bestimmt ist;
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2. I »sicheres Produkt® jedes Produkt, das bei normaler oder verniinftigerweise
vorhersehbarer || Verwendung, was auch die tatsichliche Gebrauchsdauer einschlieft,
keine oder nur geringe mit seiner Verwendung zu vereinbarende, als annehmbar erachtete
und mit einem hohen Schutzniveau fiir die Gesundheit und Sicherheit der Verbraucher

vereinbare Risiken birgt;

3. »gefahrliches Produkt™ jedes Produkt, bei dem es sich nicht um ein sicheres Produkt
handelt;
4. ,,Risiko* das Verhéltnis zwischen der Eintrittswahrscheinlichkeit einer Gefahr, die einen

Schaden verursacht, und der Schwere des Schadens;

5. ,,ernstes Risiko* ein Risiko, I das I auf der Grundlage einer Risikobewertung und unter
Berticksichtigung der normalen und vorhersehbaren Verwendung des Produkts ein rasches
Eingreifen der Marktiiberwachungsbehorden erforderlich macht, auch wenn das Risiko

keine unmittelbare Auswirkung hat;

6. ,Bereitstellung auf dem Markt* jede entgeltliche oder unentgeltliche Abgabe eines
Produkts zum Vertrieb, zum Verbrauch oder zur Verwendung auf dem Unionsmarkt im

Rahmen einer Geschiftstitigkeit;
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10.

11.

12.

»Inverkehrbringen® die erstmalige Bereitstellung eines Produkts auf dem Unionsmarkt;

,Hersteller* jede natiirliche oder juristische Person, die ein Produkt herstellt oder
entwerfen oder herstellen ldsst und dieses Produkt in ihrem eigenen Namen oder unter

ihrer eigenen Handelsmarke vermarktet;

,Bevollméchtigter” jede innerhalb der Union niedergelassene natiirliche oder juristische
Person, die von einem Hersteller schriftlich beauftragt wurde, in dessen Namen bestimmte
Aufgaben im Hinblick auf die Erfiillung der Pflichten des Herstellers gemdif} dieser

Verordnung wahrzunehmen;

,Einfihrer” jede in der Union niedergelassene natiirliche oder juristische Person, die ein

Produkt aus einem Drittland in der Union in Verkehr bringt;

»Handler” jede natiirliche oder juristische Person in der Lieferkette, die ein Produkt auf

dem Markt bereitstellt, mit Ausnahme des Herstellers und des Einfiihrers;

,Fulfilment-Dienstleister* jede natiirliche oder juristische Person, die im Rahmen einer
Geschiftstatigkeit mindestens zwei der folgenden Dienstleistungen anbietet: Lagerhaltung,
Verpackung, Adressierung und Versand von Produkten, an denen sie kein Eigentumsrecht
hat, ausgenommen Postdienste im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 der Richtlinie 97/67/EG
des Europiischen Parlaments und des Rates!, Paketzustelldienste im Sinne des Artikels 2
Nummer 2 der Verordnung (EU) 2018/644 des Europiischen Parlaments und des Rates?

und alle sonstigen Postdienste oder Frachtverkehrsdienstleistungen;

Richtlinie 97/67/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Dezember 1997
iber gemeinsame Vorschriften fiir die Entwicklung des Binnenmarktes der Postdienste der
Gemeinschaft und die Verbesserung der Dienstequalitidt (ABIL. L 15 vom 21.1.1998, S. 14).
Verordnung (EU) 2018/644 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. April
2018 tiber grenziiberschreitende Paketzustelldienste (ABIL. L 112 vom 2.5.2018, S. 19).
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13. »Wirtschaftsakteur den Hersteller, den Bevollmichtigten, den Einfiihrer, den Handler, den
Fulfilment-Dienstleister oder jede andere natiirliche oder juristische Person, die Pflichten
im Zusammenhang mit der Herstellung von Produkten oder deren Bereitstellung auf dem
Markt gemil3 dieser Verordnung unterliegt;

14. ,Anbieter eines Online-Marktplatzes einen Anbieter eines Vermittlungsdienstes, der
unter Einsatz einer Online-Schnittstelle, die es Verbrauchern ermdglicht, mit
I Unternehmern I Fernabsatzvertrige {iber den Verkauf von Produkten abzuschlieB3en;

15. ,,Online-Schnittstelle* jede Software, einschlieBlich einer Website, eines Teils einer
Website oder einer Anwendung, einschliefilich mobiler Anwendungen;

16. » Fernabsatzvertrag“ einen Fernabsatzvertrag im Sinne des Artikels 2 Nummer 7 der
Richtlinie 2011/83/EU;

17. » Verbraucher“ jede natiirliche Person, die zu Zwecken handelt, die aufierhalb ihrer
gewerblichen, geschiftlichen, handwerklichen oder beruflichen Titigkeit liegen;
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18.

» Unternehmer* jede natiirliche oder juristische Person, unabhdngig davon, ob sie in
privatem oder offentlichem Eigentum steht, die fiir die Zwecke ihrer gewerblichen,
geschidiftlichen, handwerklichen oder beruflichen Tiitigkeit entweder selbst oder durch

eine andere in ihrem Namen oder Auftrag handelnde Person titig wird;

19. »europdische Norm* eine europdische Norm im Sinne des Artikels 2 Nummer 1
Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012;

20. ,internationale Norm* eine internationale Norm im Sinne des Artikels 2 Nummer 1
Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012;

21. ,;,hationale Norm* eine nationale Norm im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 Buchstabe d der
Verordnung (EU) Nr. 1025/2012;

22. »europdische Normungsorganisation eine in Anhang I der Verordnung (EU)

Nr. 1025/2012 aufgefiihrte europdische Normungsorganisation;

23. ,Marktiiberwachung* die von Marktiiberwachungsbehérden durchgefiihrten Tétigkeiten
und getroffenen Maflnahmen, durch die sichergestellt werden soll, dass Produkte den
Anforderungen der vorliegenden Verordnung geniigen;
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24.

25.

26.

27.

28.

»~Marktiiberwachungsbehorde* eine von einem Mitgliedstaat nach Artikel 10 der
Verordnung (EU) 2019/1020 als fiir die Organisation und Durchfiihrung der

Marktiiberwachung in seinem Hoheitsgebiet zustindig benannte Behorde;

,Rickruf* jede MaBBnahme, die auf Erwirkung der Riickgabe eines dem Verbraucher

bereits bereitgestellten Produkts abzielt;

»Riicknahme vom Markt“ jede Mafinahme, mit der verhindert werden soll, dass ein in der

Lieferkette befindliches Produkt auf dem Markt bereitgestellt wird;

,Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union* die in Anhang I der Verordnung (EU)
2019/1020 aufgefiihrten Rechtsvorschriften der Union sowie alle sonstigen
Rechtsvorschriften der Union zur Harmonisierung der Bedingungen fiir die Vermarktung

von Produkten, auf die jene Verordnung Anwendung findet;

wAntiquitiiten*“ Produkte wie etwa Sammlerstiicke oder Kunstwerke, bei denen
Verbraucher verniinftigerweise nicht erwarten koénnen, dass sie den neuesten

Sicherheitsnormen entsprechen.
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Artikel 4

Fernabsatz

Wird ein Produkt online oder iiber eine andere Form des Fernabsatzes zum Verkauf angeboten, so
gilt das Produkt als auf dem Markt bereitgestellt, wenn sich das Angebot an Verbraucher in der
Union richtet. Ein Verkaufsangebot gilt als an Verbraucher in der Union gerichtet, wenn der
betreffende Wirtschaftsakteur seine Tétigkeiten in irgendeiner Weise auf einen oder mehr als einen

Mitgliedstaat ausrichtet.

Kapitel II

Sicherheitsanforderungen

Artikel 5
Allgemeines Sicherheitsgebot

Die Wirtschaftsakteure diirfen nur sichere Produkte in Verkehr bringen oder auf dem Markt

bereitstellen.
Artikel 6
Aspekte fiir die Bewertung der Sicherheit von Produkten
(1) Bei der Bewertung, ob es sich bei einem Produkt um ein sicheres Produkt handelt,

werden insbesondere die folgenden Aspekte beriicksichtigt:

a) die Eigenschaften des Produkts, unter anderem seine Gestaltung, seine
technischen Merkmale, seine Zusammensetzung, seine Verpackung, die
Anweisungen fiir seinen Zusammenbau sowie gegebenenfalls fiir seine

Installation, Verwendung und Wartung;
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b)

d)

seine Einwirkung auf andere Produkte, wenn eine gemeinsame Verwendung des
Produkts mit anderen Produkten, einschlieflich der Verbindung dieser Produkte,

verniinftigerweise vorhersehbar ist;

die mogliche Einwirkung anderer Produkte auf das zu bewertende Produkt, wenn
eine gemeinsame Verwendung anderer Produkte mit dem Produkt
verniinftigerweise vorhersehbar ist, wobei bei der Bewertung der Sicherheit des zu
bewertenden Produkts die Einwirkung nicht eingebetteter Gegenstiinde, die die
Funktionsweise des zu bewertenden Produkts beeinflussen, verindern oder

vervollstindigen sollen, zu beriicksichtigen ist;

die Aufmachung des Produkts, seine Etikettierung, einschlieflich der
Alterskennzeichnung hinsichtlich seiner Eignung fiir Kinder, etwaige
Warnhinweise und Anweisungen fiir seine sichere Verwendung und Entsorgung

sowie alle sonstigen produktbezogenen Angaben oder Informationen;

die Verbraucherkategorien, die das Produkt verwenden, vor allem durch eine
Bewertung des Risikos fiir schutzbediirftige Verbraucher, wie etwa Kinder, dltere
Menschen und Menschen mit Behinderungen, sowie die Auswirkungen

geschlechtsspezifischer Unterschiede auf Gesundheit und Sicherheit;
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g

h)

das Erscheinungsbild des Produkts, wenn es Verbraucher dazu verleiten kann, das

Produkt in einer anderen Weise als derjenigen zu verwenden, fiir die es bestimmt

war, insbesondere dann,

i)

ii)

wenn ein Produkt zwar kein Lebensmittel ist, aber aufgrund seiner Form,
seines Geruchs, seiner Farbe, seines Aussehens, seiner Verpackung, seiner
Kennzeichnung, seines Volumens, seiner Grofie oder anderer Eigenschaften
einem Lebensmittel iihnelt und leicht damit verwechselt werden kann und
daher von Verbrauchern, insbesondere von Kindern, zum Mund gefiihrt,

gelutscht oder geschluckt werden kionnte;

wenn ein Produkt, obwohl es fiir die Verwendung durch Kinder weder
konzipiert noch bestimmt ist, aufgrund seiner Gestaltung, seiner Verpackung
oder seiner Eigenschaften wahrscheinlich von Kindern verwendet wird oder
einem Objekt iihnelt, das gemeinhin als fiir Kinder attraktiv oder fiir die

Verwendung durch Kinder bestimmt erscheint;

sofern aufgrund der Art des Produkts erforderlich, die angemessenen

Cybersicherheitsmerkmale, die erforderlich sind, um das Produkt vor dufleren

Einfliissen, einschlieflich boswilliger Dritter, zu schiitzen, sofern sich ein solcher

Einfluss auf die Sicherheit des Produkts auswirken konnte, einschlieflich eines

maoglichen Ausfalls der Verbindung;

sofern die Art des Produkts dies erfordert, die sich entwickelnden, lernenden und

priidiktiven Funktionen des Produkts.
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2) Die Moglichkeit, ein hoheres Sicherheitsniveau zu erreichen, oder die Verfiigbarkeit
anderer Produkte, von denen ein geringeres Risiko ausgeht, ist kein Grund, ein Produkt

als gefihrliches Produkt anzusehen.

Artikel 7

Vermutung der Konformitit mit dem allgemeinen Sicherheitsgebot

(1) Fiir die Zwecke dieser Verordnung wird vermutet, dass ein Produkt mit dem allgemeinen

Sicherheitsgebot geméall Artikel 5 dieser Verordnung konform ist, wenn

a)  es den anwendbaren europdischen Normen oder Teilen davon in Bezug auf die
Risiken und Risikokategorien gerecht wird, die durch diese Normen geregelt
werden, deren Fundstellen gemaf3 Artikel 10 Absatz 7 der Verordnung (EU)

Nr. 1025/2012 im Amtsblatt der Europdischen Union verdffentlicht worden sind,

oder

b)  das Produkt in Ermangelung européischer Normen gemil3 Buchstabe a des
vorliegenden Absatzes nationalen Anforderungen gerecht wird, die in Bezug auf
die Risiken und Risikokategorien, die in Gesundheits- und Sicherheitsanforderungen
im nationalen Recht des Mitgliedstaats festgelegt sind, in dem es auf dem Markt

bereitgestellt wird, sofern dieses Recht mit dem Unionsrecht in Einklang steht.
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(2) Die Kommission erldsst Durchfiihrungsrechtsakte zur Festlegung der spezifischen
Sicherheitsanforderungen, die durch europdische Normen geregelt werden sollen, um
sicherzustellen, dass Produkte, die diesen europédischen Normen gerecht werden, dem
allgemeinen Sicherheitsgebot gemill Artikel 5 entsprechen. Diese
Durchfiihrungsrechtsakte werden gemil3 dem in Artikel 46 Absatz 3 genannten

Priifverfahren erlassen.

3) Die Vermutung der Konformitiit mit dem allgemeinen Sicherheitsgebot nach Absatz 1
hindert die Marktiiberwachungsbehorden jedoch nicht daran, alle geeigneten Mafinahmen
im Rahmen dieser Verordnung zu ergreifen, wenn es Anzeichen dafiir gibt, dass ein

Produkt trotz dieser Vermutung gefihrlich ist.

Artikel 8

Bei der Bewertung der Sicherheit von Produkten zu beriicksichtigende zusdtzliche Elemente

(1) Fiir die Zwecke des Artikels 6 und wenn die Vermutung der Sicherheit gemdf} Artikel 7
nicht gilt, werden bei der Bewertung der Sicherheit eines Produkts I insbesondere, soweit

verfiighar, die folgenden Elemente beriicksichtigt:

a)  andere europdische Normen als diejenigen, deren Fundstellen gemal3 Artikel 10
Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 im Amtsblatt der Europdischen Union

veroffentlicht worden sind;
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b)

internationale Normen;

c) internationale Ubereinkiinfte;

d) freiwillige Zertifizierungssysteme oder dhnliche Regelungen fiir
Konformititsbewertungen durch Dritte, insbesondere solche, die auf die
Unterstiitzung des Unionsrechts ausgerichtet sind;

e)  Empfehlungen oder Leitlinien der Kommission fiir die Bewertung der
Produktsicherheit;

f)  die nationalen Normen des Mitgliedstaats, in dem das Produkt bereitgestellt wird;

g)  der derzeitige Stand des Wissens und der Technik, einschlieBlich Stellungnahmen
anerkannter wissenschaftlicher Gremien und Sachverstindigenausschiisse;

h) die im betreffenden Bereich geltenden Verhaltenskodizes fiir die Produktsicherheit;

1) die Sicherheit, die von den Verbrauchern verniinftigerweise erwartet werden kann;

j)  gemil Artikel 7 Absatz 2 festgelegte Sicherheitsanforderungen.
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(1

2)

KAPITEL III
Pflichten der Wirtschaftsakteure

Abschnitt 1

Artikel 9
Pflichten der Hersteller

Wenn Hersteller ihre Produkte in Verkehr bringen, gewéhrleisten sie, dass diese Produkte
im Einklang mit dem allgemeinen Sicherheitsgebot geméf Artikel 5 entworfen und

hergestellt wurden.

Bevor sie ihre Produkte in Verkehr bringen, fiihren die Hersteller eine interne
Risikoanalyse durch und erstellen technische Unterlagen, die mindestens eine allgemeine
Beschreibung des Produkts und seiner fiir die Bewertung seiner Sicherheit relevanten

wesentlichen Eigenschaften enthalten.

Sofern dies angesichts der moglicherweise mit dem Produkt verbundenen Risiken
angemessen ist, umfassen die in Unterabsatz 1 genannten technischen Unterlagen, soweit

anwendbar, aullerdem

a)  eine Analyse der mdglicherweise mit dem Produkt verbundenen Risiken und der
gewihlten Losungen zur Beseitigung oder Minderung dieser Risiken, einschlieBlich
der Ergebnisse aller Berichte iiber Tests, die der Hersteller durchgefiihrt hat oder

von einem Dritten hat durchfiihren lassen, und

b)  eine Aufstellung aller einschldgigen europdischen Normen nach Artikel 7 Absatz 1
Buchstabe a und der anderen Elemente nach Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b oder
Artikel 8, die angewandt wurden, um dem allgemeinen Sicherheitsgebot gemif3

Artikel 5 zu entsprechen.
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Falls europidische Normen, Gesundheits- und Sicherheitsanforderungen oder Elemente
nach Artikel 7 Absatz 1 oder Artikel 8 nur teilweise angewandt wurden, so miissen

Hersteller angeben, welche Teile angewandt wurden.

3) Die Hersteller stellen sicher, dass die in Absatz 2 genannten technischen Unterlagen auf
dem neuesten Stand sind. Sie halten diese Unterlagen fiir einen Zeitraum von zehn Jahren
ab dem Inverkehrbringen des Produkts fiir die Marktiiberwachungsbehdrden bereit und

stellen die Unterlagen diesen Behorden auf Verlangen zur Verfiigung.

“) Die Hersteller stellen durch geeignete Verfahren sicher, dass bei in Serie gefertigten
Produkten stets die Konformitiit mit dem allgemeinen Sicherheitsgebot gemdf} Artikel 5

gewdhrleistet ist.

(5) Die Hersteller gewihrleisten, dass ihre Produkte eine Typen-, Chargen- oder
Seriennummer oder ein anderes fiir Verbraucher leicht erkennbares und lesbares Element
zu ihrer Identifizierung tragen oder, falls dies aufgrund der GroBe oder Art des Produkts
nicht moglich ist, dass die erforderlichen Informationen auf der Verpackung oder in einer

dem Produkt beigefiigten Unterlage angegeben werden.

(6) Die Hersteller geben ihren Namen, ihren eingetragenen Handelsnamen oder ihre
eingetragene Handelsmarke, ihre Postanschrift und ihre E-Mail-Adresse sowie, falls
abweichend, die Postanschrift oder die E-Mail-Adresse der zentralen Anlaufstelle an,
unter der sie kontaktiert werden konnen. Diese Informationen werden auf dem Produkt
selbst oder, wenn dies nicht moglich ist, auf der Verpackung oder in einer dem Produkt

beigefiigten Unterlage angebracht. I
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(7) Die Hersteller gewéhrleisten, dass ihrem Produkt klare Anweisungen und
Sicherheitsinformationen in einer Sprache beigefiigt sind, die fiir die Verbraucher leicht
verstdandlich ist und die der Mitgliedstaat festlegt, in dem das Produkt auf dem Markt
bereitgestellt wird. Diese Anforderung gilt nicht, wenn das Produkt auch ohne solche
Anweisungen und Sicherheitsinformationen sicher und wie vom Hersteller vorgesehen

verwendet werden kann.

(8) Wenn ein Hersteller aufgrund der ihm vorliegenden Informationen der Auffassung ist oder
Grund zu der Annahme hat, dass ein von ihm in Verkehr gebrachtes Produkt ein

gefihrliches Produkt ist, so verfahrt der Hersteller unverziiglich wie folgt:

a)  Erergreift die erforderlichen Korrekturmafinahmen, um die Konformitit des
Produkts auf wirksame Weise herzustellen, wozu gegebenenfalls auch eine

Riicknahme vom Markt oder ein Riickruf gehdren konnen;

b)  er unterrichtet die Verbraucher gemdf Artikel 35 oder 36 oder gemdf} beiden

Artikeln davon; und

¢)  er unterrichtet die Marktiiberwachungsbehorden der Mitgliedstaaten, in denen das
Produkt auf dem Markt bereitgestellt wurde, iiber das Safety-Business-Gateway

davon.

Fiir die Zwecke des Unterabsatzes 1 Buchstaben b und ¢ macht der Hersteller
insbesondere Angaben zum Risiko fiir die Gesundheit und Sicherheit von Verbrauchern
und zu etwaigen bereits ergriffenen Korrekturmafinahmen sowie, falls verfiigbar, zur
nach Mitgliedstaat aufgeschliisselten Anzahl an noch auf dem Markt befindlichen
Produkten.
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9)

(10)

(11

(12)

(13)

Die Kommission stellt sicher, dass die Informationen, die zur Warnung der Verbraucher
bestimmt sind, durch die Hersteller iiber das Safety-Business-Gateway zur Verfiigung
gestellt werden konnen und dass sie den Verbrauchern iiber das Safety-Gate-Portal

unverzgiiglich zugdnglich gemacht werden.

Die Hersteller stellen sicher, dass andere Wirtschaftsakteure, verantwortliche Personen
und Anbieter von Online-Marktpliitzen in der betreffenden Lieferkette rechtzeitig iiber

alle von ihnen festgestellten Sicherheitsprobleme auf dem Laufenden gehalten werden.

Die Hersteller richten — unter Beriicksichtigung der Zugiinglichkeitsbediirfnisse von
Menschen mit Behinderungen — éffentlich zugiingliche Kommunikationskandle, wie
etwa Telefonnummern, E-Mail-Adressen oder spezielle Rubriken auf ihrer Website ein,
die es den Verbrauchern erméoglichen, Beschwerden einzureichen und die Hersteller
iiber alle im Zusammenhang mit einem Produkt aufgetretenen Unfiille oder

Sicherheitsprobleme zu informieren.

Die Hersteller untersuchen eingereichte Beschwerden und erhaltene Informationen
iitber Unfiille, die die Sicherheit von Produkten betreffen, die sie auf dem Markt
bereitgestellt haben und die vom Beschwerdefiihrer als gefihrlich bezeichnet wurden,
und fiihren ein internes Verzeichnis dieser Beschwerden sowie der Produktriickrufe und
etwaiger Korrekturmafinahmen, die ergriffen wurden, um die Konformitit des Produkts

herzustellen.

Im internen Beschwerdeverzeichnis werden lediglich diejenigen personenbezogenen
Daten gespeichert, die der Hersteller benotigt, um die Beschwerde iiber ein mutmaplich
gefiihrliches Produkt priifen zu kénnen. Diese Daten werden nur so lange gespeichert,
wie dies fiir die Zwecke der Priifung erforderlich ist, und auf keinen Fall linger als fiinf
Jahre nach der Eingabe der Daten.
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Artikel 10
Pflichten der Bevollméchtigten

(1) Ein Hersteller kann mittels eines schriftlichen Auftrags einen Bevollméchtigten benennen.

(2) Ein Bevollméchtigter nimmt die im Auftrag des Herstellers festgelegten Aufgaben wahr.
Der Bevollmiichtigte legt den Marktiiberwachungsbehérden auf Verlangen eine Kopie
dieses Auftrags vor. Der Auftrag berechtigt den Bevollméchtigten, mindestens die

folgenden Aufgaben wahrzunehmen:

a)  aufbegriindetes Verlangen einer Marktiiberwachungsbehorde: Ubermittlung aller
zum Nachweis der Sicherheit des Produkts erforderlichen Informationen und

Unterlagen an die Behorde in einer fiir diese Behorde verstandlichen Amtssprache;

b)  sofern der Bevollmdichtigte der Auffassung ist oder Grund zu der Annahme hat,
dass es sich bei einem fraglichen Produkt um ein gefiihrliches Produkt handelt:

Unterrichtung des Herstellers davon;

¢)  Unterrichtung der zustindigen nationalen Behorden iiber alle Mafinahmen zur
Beseitigung der Risiken, die mit Produkten verbunden sind, welche unter seinen
Auftrag fallen, durch eine Meldung im Safety-Business-Gateway, sofern die
Informationen nicht bereits vom Hersteller oder auf Anweisung des Herstellers

bereitgestellt wurden;

d) auf Verlangen der zustindigen nationalen Behorden: Zusammenarbeit mit ihnen bei
allen Maflnahmen zur Beseitigung der Risiken auf wirksame Weise, die mit

Produkten verbunden sind, welche unter seinen Auftrag fallen.
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(1)

)

3)

Artikel 11
Pflichten der Einfiihrer

Bevor Einfiihrer ein Produkt in Verkehr bringen, gewihrleisten sie, dass es dem
allgemeinen Sicherheitsgebot gemal3 Artikel 5 entspricht und dass der Hersteller die
Anforderungen geméal Artikel 9 Absdtze 2, 5 und 6 befolgt hat.

Ist ein Einfiihrer aufgrund der ihm vorliegenden Informationen der Auffassung oder hat
er Grund zu der Annahme, dass ein Produkt nicht mit den Anforderungen nach Artikel 5
und Artikel 9 Absitze 2, 5 und 6 konform ist, so darf der Einfiihrer dieses Produkt nicht in
Verkehr bringen, bevor die Konformitat des Produkts hergestellt ist. Handelt es sich bei
dem Produkt um ein gefihrliches Produkt, so unterrichtet der Einfiihrer auerdem
unverziiglich den Hersteller davon und stellt sicher, dass die Marktiiberwachungsbehdrden

iiber das Safety-Business-Gateway davon unterrichtet werden.

Die Einfiihrer geben ihren Namen, ihren eingetragenen Handelsnamen oder ihre
eingetragene Handelsmarke, ihre Postanschrift und ihre E-Mail-Adresse sowie, falls
abweichend, die Postanschrift oder die E-Mail-Adresse der zentralen Anlaufstelle an,
unter der sie kontaktiert werden konnen. Diese Informationen werden auf dem Produkt
selbst oder, wenn dies nicht moglich ist, auf der Verpackung oder in einer dem Produkt
beigefiigten Unterlage angebracht. Die Einfiihrer sorgen dafiir, dass jegliche zusétzliche
Kennzeichnung die nach dem Unionsrecht erforderlichen Informationen auf der vom

Hersteller angebrachten Kennzeichnung nicht verdeckt.
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4

)

(6)

Die Einfiihrer gewéhrleisten, dass dem eingefiihrten Produkt klare Anweisungen und
Sicherheitsinformationen in einer Sprache beigefiigt sind, die fiir die Verbraucher leicht
verstdandlich ist und die der Mitgliedstaat festlegt, in dem das Produkt auf dem Markt
bereitgestellt wird, es sei denn, das Produkt kann ohne solche Anweisungen und

Sicherheitsinformationen sicher und wie vom Hersteller vorgesehen verwendet werden.

Solange sich ein Produkt in ihrer Verantwortung befindet, gewéhrleisten die Einfiihrer,
dass die Lagerungs- oder Transportbedingungen die Konformitit des Produkts mit dem
allgemeinen Sicherheitsgebot gemall Artikel 5 und mit Artikel 9 Absdtze 5 und 6 nicht

beeintrichtigen.

Die Einfiihrer halten die Kopie der in Artikel 9 Absatz 2 genannten technischen Unterlagen
fiir einen Zeitraum von zehn Jahren ab dem Inverkehrbringen des Produkts fiir die
Marktiiberwachungsbehorden bereit und stellen sicher, dass sie diesen Behorden die in
Artikel 9 Absat; 2 genannten Unterlagen, soweit anwendbar, auf Verlangen vorlegen

konnen.
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(7) Um die Sicherheit der Produkte zu gewéhrleisten, arbeiten die Einfiihrer mit den

Marktiiberwachungsbehdrden und dem Hersteller zusammen.

(8) Wenn ein Einfiihrer aufgrund der ihm vorliegenden Informationen der Auffassung ist oder
Grund zu der Annahme hat, dass ein von ihm in Verkehr gebrachtes Produkt ein

gefiihrliches Produkt ist, so verfahrt der Einfiihrer unverziiglich wie folgt:
a)  Erunterrichtet den Hersteller davon;

b) er stellt sicher, dass die erforderlichen KorrekturmaBBnahmen ergriffen werden, um
die Konformitét des Produkts auf wirksame Weise herzustellen, wozu
gegebenenfalls auch eine Riicknahme vom Markt oder ein Riickruf gehdren kdnnen;
falls solche MaBBnahmen noch nicht ergriffen wurden, so ergreift der Einfiihrer diese

unverziiglich; I

¢) er stellt sicher, dass die Verbraucher unverziiglich gemdify Artikel 35 oder 36 oder

gemiif} beiden Artikeln davon unterrichtet werden; und

d)  er unterrichtet die Marktiiberwachungsbehérden der Mitgliedstaaten, in denen das
Produkt auf dem Markt bereitgestellt wurde, iiber das in Artikel 27 genannte

Safety-Business-Gateway davon.

Fiir die Zwecke des Unterabsatzes 1 Buchstaben c und d macht der Einfiihrer
insbesondere Angaben zum Risiko fiir die Gesundheit und Sicherheit von Verbrauchern
und zu etwaigen bereits ergriffenen Korrekturmafinahmen sowie, falls verfiighar, zur
nach Mitgliedstaat aufgeschliisselten Anzahl an noch auf dem Markt befindlichen
Produkten.
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©)

(10)

(11)

(D

)

Die Einfiihrer iiberpriifen, ob die Kommunikationskanile nach Artikel 9 Absatz 11 den
Verbrauchern dffentlich zuginglich sind und es ihnen somit ermdglichen, Beschwerden
einzureichen und sdmtliche im Zusammenhang mit dem Produkt auftretenden Unfélle oder
Sicherheitsprobleme zu melden. Stehen solche Kanile nicht zur Verfiigung, so miissen die
Einfiihrer sie unter Beriicksichtigung der Zuginglichkeitsbediirfnisse von Menschen mit

Behinderungen einrichten.

Die Einfiihrer untersuchen eingereichte Beschwerden und erhaltene Informationen iiber
Unfiille, die die Sicherheit von Produkten betreffen, welche sie auf dem Markt
bereitgestellt haben und welche vom Beschwerdefiihrer als gefiihrlich bezeichnet
wurden, und nehmen diese Beschwerden sowie Produktriickrufe und etwaige
Korrekturmafinahmen, die ergriffen wurden, um die Konformitiit des Produkts
herzustellen, in das in Artikel 9 Absatz 12 genannte Verzeichnis oder in ihr eigenes
internes Verzeichnis auf. Die Einfiihrer halten den Hersteller, die Héiindler und
gegebenenfalls die Fulfillment-Dienstleister und die Anbieter von Online-Marktpliitzen

zeitnah tiber die durchgefiihrte Priifung und ihre Ergebnisse auf dem Laufenden.

Im Beschwerdeverzeichnis werden lediglich diejenigen personenbezogenen Daten
gespeichert, die der Einfiihrer benotigt, um die Beschwerde iiber ein mutmaplich
gefihrliches Produkt priifen zu kénnen. Diese Daten werden nur so lange gespeichert,
wie dies fiir die Zwecke der Priifung erforderlich ist, und auf keinen Fall linger als fiinf
Jahre nach der Eingabe der Daten.

Artikel 12
Pflichten der Handler

Bevor Hindler ein Produkt auf dem Markt bereitstellen, vergewissern sie sich, dass der
Hersteller und gegebenenfalls der Einfiihrer die Anforderungen gemil3 Artikel 9
Absitze 5, 6 und 7 sowie Artikel 11 Absétze 3 und 4, soweit anwendbar, erfiillt haben.

Solange sich ein Produkt in ihrer Verantwortung befindet, gewidhrleisten die Handler, dass
die Lagerungs- oder Transportbedingungen die Konformitit des Produkts mit dem
allgemeinen Sicherheitsgebot gemdl Artikel 5 und mit Artikel 9 Absitze 5, 6 und 7 sowie

Artikel 11 Absétze 3 und 4, soweit anwendbar, nicht beeintrachtigen.
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3)

4

Wenn ein Hindler aufgrund der ihm vorliegenden Informationen der Auffassung ist oder
Grund zu der Annahme hat, dass ein Produkt nicht mit Artikel 5, Artikel 9 Absitze 5, 6
und 7 sowie Artikel 11 Absiitze 3 und 4, soweit anwendbar, konform ist, darf der Handler
das Produkt nicht auf dem Markt bereitstellen, es sei denn, die Konformitit des Produkts

wurde hergestellt.

Wenn ein Hindler aufgrund der ihm vorliegenden Informationen der Auffassung ist oder
Grund zu der Annahme hat, dass ein von ihm auf dem Markt bereitgestelltes Produkt ein
gefiihrliches Produkt ist oder nicht mit Artikel 9 Absitze 5, 6 und 7 sowie Artikel 11

Absitze 3 und 4, soweit anwendbar, konform ist, verfahrt der Handler wie folgt:
a)  er unterrichtet unverziiglich den Hersteller bzw. den Einfiihrer davon; I

b) er stellt sicher, dass die erforderlichen KorrekturmaBBnahmen ergriffen werden, um
die Konformitét des Produkts auf wirksame Weise herzustellen, wozu
gegebenenfalls auch eine Riicknahme vom Markt oder ein Riickruf gehdren konnen;

und

c¢)  er stellt sicher, dass die Marktiiberwachungsbehorden der Mitgliedstaaten, in
denen das Produkt auf dem Markt bereitgestellt wurde, unverziiglich iiber das

Safety-Business-Gateway davon unterrichtet werden.

Fiir die Zwecke des Unterabsatzes 1 Buchstaben b und c gibt der Hiindler die ihm
vorliegenden sachdienlichen Informationen iiber das Risiko fiir die Gesundheit und
Sicherheit von Verbrauchern, die Zahl der betroffenen Produkte und etwaige bereits

ergriffene Korrekturmafinahmen an.

7800/23

vw/BBA/rz 85

ANLAGE GIP.INST DE



Artikel 13

Fille, in denen die Pflichten der Hersteller fiir andere Personen gelten

(1) Eine natiirliche oder juristische Person gilt als Hersteller fiir die Zwecke dieser
Verordnung und unterliegt den Pflichten des Herstellers gemdf; Artikel 9, wenn sie ein

Produkt unter ihrem Namen oder ihrer Handelsmarke in Verkehr bringt.

(2) Wenn eine natiirliche oder juristische Person, bei der es sich nicht um den Hersteller
handelt, das Produkt wesentlich verindert, gilt sie, sofern sich die wesentliche Anderung
auf die Sicherheit des Produkts auswirkt, fiir die Zwecke dieser Verordnung als Hersteller
und unterliegt fiir den von der Anderung betroffenen Teil des Produkts oder fiir das

gesamte Produkt den Pflichten des Herstellers nach Artikel 9.

3) Eine physische oder digitale Anderung eines Produkts gilt als wesentlich, wenn sie sich

auf die Sicherheit des Produkts auswirkt und die folgenden Kriterien erfiillt sind:

a)  Durch die Anderung wirdl das Produkt in einer Weise verandert, die in der

urspriinglichen Risikobewertung des Produkts nicht vorgesehen war;

b)  aufgrund der Anderung hat sich die Art der Gefahr geiindert, ist eine neue Gefahr

entstanden oder hat sich das Risikoniveau erhoht; und

c) die Anderungen wurden nicht von den Verbrauchern selbst oder in ihrem Auftrag

fiir thren eigenen Bedarf vorgenommen.
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Artikel 14

Interne Verfahren zur Gewihrleistung der Produktsicherheit

(1) Die Wirtschaftsakteure stellen sicher, dass sie iiber interne Verfahren zur Gewahrleistung
der Produktsicherheit verfiigen, die es ihnen ermdglichen, die einschligigen

Anforderungen dieser Verordnung zu erfiillen.

Artikel 15

Zusammenarbeit der Wirtschaftsakteure mit den Marktiiberwachungsbehorden

(1) Die Wirtschaftsakteure arbeiten mit den Marktiiberwachungsbehorden bei Maflnahmen
zusammen, durch die Risiken, welche mit den von diesen Akteuren auf dem Markt

bereitgestellten Produkten verbunden sind, beseitigt oder gemindert werden kdnnten I .

(2) Der Wirtschaftsakteur iibermittelt einer Marktiiberwachungsbehorde auf deren Verlangen

alle erforderlichen Informationen, insbesondere

a)  eine vollstandige Beschreibung des mit dem Produkt verbundenen Risikos, der damit

in Zusammenhang stehenden Beschwerden und der bekannten Unfiille und

b) eine Beschreibung etwaiger beziiglich des Risikos ergriffener KorrekturmaBnahmen.
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3)

4

(&)

(6)

Die Wirtschaftsakteure ermitteln und nennen auf Verlangen auch die folgenden fiir die

Riickverfolgbarkeit des Produkts relevanten Informationen:

a) alle Wirtschaftsakteure, von denen sie das Produkt oder ein Teil, eine Komponente

oder eine Software, das oder die in das Produkt eingebettet ist, bezogen haben, und
b) alle Wirtschaftsakteure, an die sie das Produkt geliefert haben.

Die Wirtschaftsakteure miissen die in Absatz 2 genannten Informationen fiir einen
Zeitraum von zehn Jahren ab dem Bezug des Produkts bzw. ab der Lieferung des Produkts

vorlegen konnen.

Die Wirtschaftsakteure miissen die in Absatz 3 genannten Informationen fiir einen
Zeitraum von sechs Jahren ab dem Bezug des Produkts oder eines Teils, einer
Komponente oder einer Software, das oder die in das Produkt eingebettet ist, bzw. ab der

Lieferung des Produkts vorlegen konnen.

I Die Marktiiberwachungsbehorden konnen die Wirtschaftsakteure auffordern,
regelméBige Fortschrittsberichte vorzulegen, und sie kénnen entscheiden, ob oder ab wann

die KorrekturmaBBnahme als abgeschlossen gelten kann.
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(1)

)

Artikel 16

Fiir ein in der Union in Verkehr gebrachtes Produkt verantwortliche Person

Ein unter diese Verordnung fallendes Produkt darf nicht in Verkehr gebracht werden,
es sei denn, es gibt einen in der Union niedergelassenen Wirtschaftsakteur, der in Bezug
auf jenes Produkt fiir die in Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2019/1020
genannten Aufgaben verantwortlich ist. Artikel 4 Absdtze 2 und 3 jener Verordnung
findet I auf Produkte Anwendung, die unter die vorliegende Verordnung fallen. Fiir die
Zwecke der vorliegenden Verordnung sind Bezugnahmen auf
,Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union* und ,,anwendbare
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union“ in Artikel 4 Absatz 3 jener Verordnung

als ,.die vorliegende Verordnung I “ zu verstehen.

Unbeschadet jeglicher Pflichten der Wirtschaftsakteure nach der vorliegenden
Verordnung iiberpriift der Wirtschaftsakteur nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels,
zusdtzlich zu den Aufgaben nach Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2019/1020 und
um die Sicherheit des Produkts zu gewihrleisten, fiir das er verantwortlich ist, sofern
dies angesichts der moglicherweise mit einem Produkt verbundenen Risiken angemessen

ist, regelmdiflig,

a) dass das Produkt den technischen Unterlagen nach Artikel 9 Absatz 2 der

vorliegenden Verordnung entspricht;

b)  dass das Produkt den Anforderungen nach Artikel 9 Absitze 5, 6 und 7 dieser

Verordnung entspricht.
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)

(D

)

Der Wirtschaftsakteur nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels stellt auf Verlangen der
Marktiitberwachungsbehorden dokumentierte Nachweise iiber die durchgefiihrten

Uberpriifungen bereit.

Auf dem Produkt oder auf seiner Verpackung, auf dem Paket oder in einer
Begleitunterlage werden der Name, der eingetragene Handelsname oder die eingetragene
Handelsmarke und die Kontaktdaten, einschlie8lich der Postanschrift und der E-Mail-

Adresse, des Wirtschaftsakteurs nach Absatz 1 angegeben.

Artikel 17

Informationen fiir Wirtschaftsakteure

Die Kommission stellt den Wirtschaftsakteuren unentgeltlich allgemeine Informationen

iiber diese Verordnung zur Verfiigung.

Die Mitgliedstaaten stellen den Wirtschaftsakteuren auf Anfrage unentgeltlich konkrete
Informationen iiber die Durchfiihrung dieser Verordnung auf nationaler Ebene undl
nationale Produktsicherheitsvorschriften fiir die unter diese Verordnung fallenden
Produkte zur Verfiigung. Zu diesem Zweck findet Artikel 9 Absiitze 1 und 4 der
Verordnung (EU) 2019/515 des Europiiischen Parlaments und des Rates' Anwendung.

Die Kommission erlisst spezifische Leitlinien fiir Wirtschaftsakteure, mit besonderem
Bezug auf die Bediirfnisse derjenigen, die als KMU gelten, einschliefilich
Kleinstunternehmen, iiber die Erfiillung der in der vorliegenden Verordnung

festgelegten Pflichten.

Verordnung (EU) 2019/515 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 19. Mirz
2019 tiber die gegenseitige Anerkennung von Waren, die in einem anderen Mitgliedstaat
rechtméBig in Verkehr gebracht worden sind, und zur Authebung der Verordnung (EG)
Nr. 764/2008 (ABI. L 91 vom 29.3.2019, S. 1).
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Artikel 18

Spezielle Riickverfolgbarkeitsanforderungen fiir bestimmte Produkte, Produktkategorien oder

(1)

2)

3)

Produktgruppen

Im Falle bestimmter Produkte, Produktkategorien oder Produktgruppen, die in Anbetracht
der im Safety-Business-Gateway registrierten Unfille, der Safety-Gate-Statistiken, der
Ergebnisse der gemeinsamen Tétigkeiten zur Produktsicherheit und anderer einschligiger
Indikatoren oder Nachweise sowie nach Befragung des Netzwerks fiir
Verbrauchersicherheit, einschligiger Sachverstindigengruppen und einschligiger
Interessentriiger wahrscheinlich ein ernstes Risiko fiir die Gesundheit und Sicherheit von
Verbrauchern darstellen, kann die Kommission ein Riickverfolgbarkeitssystem einrichten,
das die Wirtschaftsakteure, die diese Produkte in Verkehr bringen und auf dem Markt

bereitstellen, I iibernehmen miissen.

Das Riickverfolgbarkeitssystem umfasst die Erfassung und Speicherung von Daten, auch
auf elektronischem Wege, anhand derer das Produkt, seine Komponenten oder die an
seiner Lieferkette beteiligten Wirtschaftsakteure identifiziert werden kdnnen, sowie
Modalitdten zur Anzeige und zum Zugriff auf jene Daten, unter anderem durch die
Anbringung eines Datentrégers auf dem Produkt, seiner Verpackung oder den

Begleitunterlagen.

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemal3 Artikel 45 delegierte Rechtsakte zu

erlassen, um diese Verordnung wie folgt zu ergénzen:
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a)  Festlegung der Produkte, Produktkategorien oder Produktgruppen oder
Produktkomponenten, die wahrscheinlich ein ernstes Risiko fiir die Gesundheit und
Sicherheit von Verbrauchern darstellen, gemall Absatz 1; in den jeweiligen
delegierten Rechtsakten gibt die Kommission an, ob sie die Risikoanalysemethodik
gemiB dem Durchfiihrungsbeschluss (EU) 2019/417 der Kommission' angewandt
hat, oder beschreibt, falls diese Methodik fiir das betreffende Produkt ungeeignet ist,

die angewandte Methodik im Einzelnen;

b)  Festlegung der Art der Daten, die die Wirtschaftsakteure mithilfe des

Riickverfolgungssystems gemil3 Absatz 2 erfassen und speichern miissen;

c)  Festlegung der Modalititen zur Anzeige und zum Zugriff auf Daten, unter anderem
durch die Anbringung eines Datentrigers auf dem Produkt, seiner Verpackung oder

den Begleitunterlagen, geméf Absatz 2;

d)  Festlegung der Akteure, die Zugriff auf die unter Buchstabe b genannten Daten
haben, einschliefilich Verbraucher, Wirtschaftsakteure, Anbieter von Online-
Marktplitzen, zustindiger nationaler Behorden, der Kommission und
gemeinniitziger Organisationen oder jeder in ihrem Namen handelnder

Organisation, sowie der Art der ihnen zugiinglichen Informationen.

“) Marktiiberwachungsbehorden, Verbraucher, Wirtschaftsakteure und andere
mafigebliche Akteure haben auf der Grundlage ihrer jeweiligen Zugriffsrechte, die in
dem gemdify Absatz 3 Buchstabe d erlassenen anwendbaren delegierten Rechtsakt

festgelegt sind, kostenlosen Zugriff auf die in Absat; 3 genannten Daten.

1 Durchfiihrungsbeschluss (EU) 2019/417 der Kommission vom 8. November 2018 zur
Festlegung von Leitlinien fiir die Verwaltung des gemeinschaftlichen Systems zum raschen
Informationsaustausch ,,RAPEX‘ gemil3 Artikel 12 der Richtlinie 2001/95/EG iiber die
allgemeine Produktsicherheit und fiir das dazugehorige Meldesystem (ABI. L 73 vom
15.3.2019, S. 121).
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®)) Bei der Annahme der in Absatz 3 genannten Maflnahmen achtet die Kommission auf

a)  die Kostenwirksamkeit der Malnahmen, einschlieBlich der Auswirkungen der

Malnahmen auf Unternehmen, insbesondere KMU,

b)  einen angemessenen zeitlichen Rahmen, um es den Wirtschaftsakteuren zu

ermdéglichen, sich auf jene Mafinahmen vorzubereiten, und

c) die Kompatibilitit und Interoperabilitiit mit anderen Systemen zur
Riickverfolgbarkeit von Produkten, die auf Unionsebene oder auf internationaler

Ebene bereits eingerichtet wurden.
Abschnitt 2

Artikel 19
Pflichten der Wirtschaftsakteure im Hinblick auf den Fernabsatz

Stellt ein Wirtschaftsakteur Produkte online oder iiber eine andere Form des Fernabsatzes auf dem
Markt bereit, so muss das Angebot dieser Produkte mindestens die folgenden eindeutigen und gut

sichtbaren Angaben enthalten:

a) den Namen, den eingetragenen Handelsnamen oder die eingetragene Handelsmarke des
Herstellers sowie die Postanschrift und die E-Mail-Adresse, unter denen er kontaktiert

werden kann,

b) falls der Hersteller nicht in der Union niedergelassen ist: den Namen, die Postanschrift
und die E-Mail-Adresse der verantwortlichen Person im Sinne des Artikels 16 Absatz 1

dieser Verordnung oder des Artikels 4 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2019/1020,
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d)

Angaben, die die Identifizierung des Produkts ermdéglichen, einschlieBlich einer

Abbildung des Produkts, seiner Art und sonstiger Produktidentifikatoren, und

etwaige Warnhinweise oder Sicherheitsinformationen, die geméf dieser Verordnung oder
den anwendbaren Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union in einer Sprache, die fiir
die Verbraucher leicht verstindlich ist und die der Mitgliedstaat festlegt, in dem das
Produkt auf dem Markt bereitgestellt wird, auf dem Produkt oder auf der Verpackung

anzubringen oder in einer Begleitunterlage beizufiigen sind.

Artikel 20

Pflichten der Wirtschaftsakteure bei Unfeillenl , die im Zusammenhang mit der Sicherheit von

(1)

2

Produkten auftreten

Der Hersteller sorgt dafiir, dass ein Unfall, der durch ein in Verkehr gebrachtes oder auf
dem Markt bereitgestelltes Produkt verursacht wurde, ab dem Zeitpunkt, zu dem er
Kenntnis von dem Unfall hat, unverziiglich den zustindigen Behorden des Mitgliedstaats,
in dem sich der Unfall ereignet hat, iiber das Safety-Business-Gateway gemeldet wird. Die
Meldung umfasst die Art und die Identifikationsnummer des Produkts sowie die Umsténde
des Unfalls, sofern bekannt. Der Hersteller iibermittelt den zustdndigen Behorden auf

Verlangen alle sonstigen sachdienlichen Informationen.

Fiir die Zwecke des Absatzes 1 meldet der Hersteller den zustindigen Behorden die im
Zusammenhang mit der Verwendung eines Produkts eingetretenen Vorkommnisse, die
zum Tod eines Menschen oder zu schwerwiegenden dauerhaften oder zeitweiligen
nachteiligen Auswirkungen auf die Gesundheit und Sicherheit dieses Menschen,
einschlieflich Verletzungen, anderer kérperlicher Schidigungen, Krankheiten und

chronischer Gesundheitsauswirkungen, gefiihrt haben.
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3) Einfiihrer und Héndler, die von einem Unfall, der durch ein von ihnen in Verkehr
gebrachtes oder auf dem Markt bereitgestelltes Produkt verursacht wurde, Kenntnis haben,
unterrichten unverziiglich den Hersteller davon. Der Hersteller nimmt die Meldung nach
Absatz 1 vor oder weist den Einfiihrer oder einen der Hiandler an, die Meldung

vorzunehmen.

(4) Falls der Hersteller des Produkts nicht in der Union niedergelassen ist, sorgt die
verantwortliche Person im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 dieser Verordnung oder des
Artikels 4 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2019/1020, die von einem Unfall Kenntnis hat,

dafiir, dass die Meldung vorgenommen wird.

Artikel 21

Informationen in elektronischer Form

Unbeschadet des Artikels 9 Absditze 5, 6 und 7, des Artikels 11 Absatz 3 und des Artikels 16
Absatz 3 sowie der einschligigen Bestimmungen der Harmonisierungsrechtsvorschriften der
Union kénnen die Wirtschaftsakteure die in jenen Bestimmungen genannten Informationen
zusdtzlich in digitaler Form mittels elektronischer technischer Losungen bereitstellen, die auf
dem Produkt oder, wenn dies nicht moglich ist, auf seiner Verpackung oder in einer dem Produkt
beigefiigten Unterlage deutlich sichtbar sind. Diese Informationen werden in einer Sprache, die
fiir Verbraucher leicht verstiindlich ist und die der Mitgliedstaat festlegt, in dem das Produkt auf
dem Markt bereitgestellt wird, verfasst, auch in fiir Menschen mit Behinderungen zugdnglichen

Formaten.
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Kapitel IV

Anbieter von Online-Marktplitzen

Artikel 22

Besondere Pflichten der Anbieter von Online-Marktplidtzen im Zusammenhang mit der

(1

2

Produktsicherheit

Unbeschadet der allgemeinen Pflichten nach Artikel 11 der Verordnung (EU) 2022/2065
benennen Anbieter von Online-Marktplitzen cine zentrale Kontaktstelle, tiber die sie mit
den Marktiiberwachungsbehdrden der Mitgliedstaaten in Bezug auf Fragen der
Produktsicherheit und insbesondere zum Zweck der Meldung von gemiifi Absatz 4 des
vorliegenden Artikels erteilten Anordnungen auf elektronischem Wege direkt

kommunizieren konnen. I

Anbieter von Online-Markitplitzen registrieren sich beim Safety-Gate-Portal und

hinterlegen auf dem Safety-Gate-Portal die Angaben zu ihrer zentralen Anlaufstelle.

Unbeschadet der allgemeinen Pflichten nach Artikel 12 der Verordnung (EU) 2022/2065
benennen Anbieter von Online-Marktplitzen eine zentrale Kontaktstelle, iiber welche die
Verbraucher in Bezug auf Fragen der Produktsicherheit direkt und schnell mit ihnen

kommunizieren konnen.
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3)

(4)

Anbieter von Online-Marktplitzen stellen sicher, dass sie iiber interne Verfahren zur
Gewidhrleistung der Produktsicherheit verfiigen, die es ihnen ermoglichen, die

einschligigen Anforderungen der vorliegenden Verordnung unverziiglich zu erfiillen.

Was die von den Mitgliedstaaten geméal} Artikel 14 der Verordnung (EU) 2019/1020
ibertragenen Befugnisse betrifft, so libertragen die Mitgliedstaaten ihren
Marktiiberwachungsbehdrden die notwendige Befugnis, in Bezug auf bestimmte I Inhalte,
die sich auf ein Angebot eines gefiihrlichen Produkts bezichen, den Anbietern von
Online-Marktplitzen eine Anordnung zu erteilen, solche Inhalte von ihren Online-
Schnittstellen zu entfernen, den Zugang dazu zu sperren oder I einen ausdriicklichen
Warnhinweis anzuzeigen. Anordnungen dieser Art werden im Einklang mit den in
Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2022/2065 festgelegten Mindestanforderungen

erteilt.

Anbieter von Online-Marktpliitzen ergreifen die erforderlichen Maflnahmen, um die
gemil dem vorliegenden Absatz erteilten Anordnungen entgegenzunehmen und diesen
nachzukommen, und sie werden unverziiglich I , in jedem Fall aber innerhalb von zwei
Arbeitstagen nach Eingang der Anordnungl , tatig. Sie unterrichten die
Marktiiberwachungsbehorde auf elektronischem Wege iiber die Befolgung der Anordnung
unter Nutzung der im Safety-Gate-Portal veriftentlichten Kontaktdaten der

Marktiiberwachungsbehdrde.
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(5)

(6)

()

In Anordnungen gemdf; Absatz 4 kann vom Anbieter eines Online-Markitplatzes verlangt
werden, fiir den vorgeschriebenen Zeitraum alle identischen Inhalte, die sich auf ein
Angebot des fraglichen gefiihrlichen Produkts beziehen, von seiner Online-Schnittstelle
zu entfernen, den Zugang dazu zu sperren oder einen ausdriicklichen Warnhinweis
anzuzeigen, sofern die Suche nach den betreffenden Inhalten auf die in der Anordnung
angegebenen Informationen beschrinkt ist und der Anbieter eines Online-Marktplatzes
nicht verpflichtet wird, eine unabhdiingige Bewertung dieser Inhalte vorzunehmen, und
sofern die Suche und die Entfernung auf verhdiiltnismdfliige Weise mit zuverliissigen

automatisierten Instrumenten durchgefiihrt werden kann.

Die Anbieter von Online-Marktpliitzen beriicksichtigen von den
Marktiiberwachungsbehorden geméf Artikel 26 gemeldete regelméBige Informationen
tiber gefdhrliche Produkte, die sie liber das Safety-Gate-Portal erhalten, um gegebenenfalls
freiwillige MaBnahmen zur Erkennung von, Identifizierung von, Entfernung von oder
Sperrung I des Zugangs zu Inhalten, dic Angebote gefiihrlicher Produkte auf ihrem
Online-Marktplatz betreffen, zu ergreifen, auch unter Verwendung der interoperablen
Schnittstelle zum Safety-Gate-Portal gemiifp Artikel 34. Sie unterrichten die Behorde, die
die Meldung an das Schnellwarnsystem Safety Gate vorgenommen hat, iiber alle
ergriffenen MaBBnahmen unter Nutzung der im Safety-Gate-Portal veroffentlichten

Kontaktdaten der Marktiiberwachungsbehorde.

Um hinsichtlich der Produktsicherheit Artikel 31 Absatz 3 der Verordnung (EU)
2022/2065 nachzukommen, verwenden Anbieter von Online-Marktplitzen mindestens

das Safety-Gate-Portal.
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(8) Anbieter von Online-Marktpliitzen bearbeiten die Meldungen zu Fragen der
Produktsicherheit geméf Artikel 76 der Verordnung (EU) 2022/2065 I in Bezug auf das
iiber ihre Dienste online zum Verkauf angebotene Produkt unverziiglich, in jedem Fall

aber innerhalb von drei Arbeitstagen nach Eingang der Meldung I .

9) Um den Anforderungen des Artikels 31 Absdtze 1 und 2 der Verordnung (EU) 2022/2065
hinsichtlich Informationen iiber die Produktsicherheit nachzukommen, gestalten und
strukturieren die Anbieter von Online-Markipliitzen ihre Online-Schnittstelle so, dass
Unternehmer, die das Produkt anbieten, fiir jedes angebotene Produkt mindestens die
folgenden Informationen bereitstellen konnen und dass sichergestellt ist, dass die
Informationen den Verbrauchern in der Produktliste angezeigt werden oder auf andere

Weise leicht zugénglich sind:

a)  den Namen, den eingetragenen Handelsnamen oder die eingetragene Handelsmarke
des Herstellers sowie die Postanschrift und die E-Mail-Adresse, unter denen der

Hersteller kontaktiert werden kann,

b)  falls der Hersteller nicht in der Union niedergelassen ist: den Namen, die
Postanschrift und die E-Mail-Adresse der verantwortlichen Person im Sinne des
Artikels 16 Absatz 1 dieser Verordnung oder des Artikels 4 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2019/1020,
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c)  Angaben, die die ldentifizierung des Produkts erméglichen, einschlielich einer

Abbildung des Produkts, seiner Art und sonstiger Produktidentifikatoren, und

d) etwaige Warnhinweise oder Sicherheitsinformationen, die gemal3 dieser Verordnung
oder den anwendbaren Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union in einer
Sprache, die fiir die Verbraucher leicht verstindlich ist und die der Mitgliedstaat
festlegt, in dem das Produkt auf dem Markt bereitgestellt wird, auf dem Produkt

anzubringen oder ihm beizufiigen sind.

(10) Zu den in Absatz 3 genannten internen Verfahren gehoren Mechanismen, die es

Unternehmern ermaoglichen, Folgendes bereitzustellen:

a) Informationen gemiifp Absatz 9 dieses Artikels, einschlieflich Informationen iiber
den in der Union niedergelassenen Hersteller oder gegebenenfalls die
verantwortliche Person im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 dieser Verordnung oder

des Artikels 4 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2019/1020, und

b)  gegebenenfalls ihre Selbstbescheinigung, in der sie sich gemdf} Artikel 30 Absatz 1
der Verordnung (EU) 2022/2065 verpflichten, nur Produkte anzubieten, die der
vorliegenden Verordnung und zusitzlichen Identifizierungsinformationen

entsprechen.
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(11)

(12)

Um hinsichtlich der Produktsicherheit Artikel 23 der Verordnung (EU) 2022/2065
nachzukommen, setzen Anbieter von Online-Marktpliitzen fiir Unternehmer, die hdufig
gegen die vorliegende Verordnung verstoffende Produkte anbieten, fiir einen
angemessenen Zeitraum und nach vorheriger Warnung die Erbringung ihrer Dienste

aus.

Die Anbieter von Online-Marktpliitzen arbeiten mit den Marktiiberwachungsbehorden, mit
Unternehmern und mit den betreffenden Wirtschaftsakteuren zur Unterstiitzung etwaiger
Malnahmen zusammen, die ergriffen werden, um die Risiken zu beseitigen oder — falls das
nicht moglich ist — zu mindern, die von einem Produkt ausgehen, das iiber ihre Dienste

online I angeboten wird oder wurde.
Insbesondere verfahren Anbieter von Online-Markitplitzen wie folgt:

a)  Sie sorgen dafiir, dass sie Verbrauchern geeignete und rechtzeitige Informationen

bereitstellen, unter anderem indem sie
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b)

d)

i) im Falle eines Produktsicherheitsriickrufs, von dem sie tatsichlich Kenntnis
haben, oder wenn bestimmte Informationen Verbrauchern zur Kenntnis
gebracht werden miissen, um die sichere Verwendung eines Produkts zu
gewiihrleisten (im Folgenden ,,Sicherheitswarnung*), gemdf Artikel 35
oder 36 oder gemdf} beiden Artikeln direkt alle betroffenen Verbraucher
unterrichten, die iiber ihre Schnittstellen das betreffende Produkt erworben

haben;

ii)  Informationen iiber Produktsicherheitsriickrufe auf ihren Online-

Schnittstellen veréffentlichen;

sie unterrichten den betreffenden Wirtschaftsakteur von der Entscheidung, den
Inhalt, der sich auf ein Angebot eines gefiihrlichen Produkts bezieht, zu entfernen

oder den Zugang dazu zu sperren;

sie arbeiten mit den Marktiiberwachungsbehorden und mit den betreffenden
Wirtschaftsakteuren zusammen, um flir wirksame Produktriickrufe zu sorgen, auch

indem sie Produktriickrufe nicht behindern;

sie unterrichten iiber das Safety-Business-Gateway die
Marktiiberwachungsbehodrden der Mitgliedstaaten, in denen das jeweilige Produkt
auf dem Markt bereitgestellt worden ist, unverziiglich von aufihren Online-
Schnittstellen angebotenen gefiihrlichen Produkten, von denen sie tatséichlich
Kenntnis haben, indem sie die ihnen vorliegenden sachdienlichen Informationen
iiber das Risiko fiir die Gesundheit und Sicherheit von Verbrauchern, iiber die
nach Mitgliedstaat aufgeschliisselte Anzahl an noch auf dem Markt befindlichen
Produkten, sofern verfiigbar, und iiber etwaige Korrekturmafinahmen, die nach

ihrem Wissen bereits ergriffen worden sind, angeben;
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g)

sie arbeiten in Bezug auf ihnen gemeldete Unfiille zusammen, unter anderem

indem sie

i) den betreffenden Unternehmern und Wirtschaftsakteuren unverziiglich die
Informationen mitteilen, die sie iiber Unffiille oder Sicherheitsprobleme
erhalten haben, wenn sie Kenntnis davon haben, dass das fragliche Produkt

von jenen Unternehmern iiber ihre Schnittstellen angeboten wurde;

ii)  iiber das Safety-Business-Gateway unverziiglich jeden Unfall melden, von
dem sie unterrichtet worden sind und der zu einem ernsten Risiko fiir oder
einer tatsichlichen Schiidigung der Gesundheit oder Sicherheit eines
Verbrauchers fiihrt, die durch ein auf ihrem Online-Markitplatz
bereitgestelltes Produkt verursacht werden, und den Hersteller dariiber

informieren;

sie arbeiten mit Strafverfolgungsbehdrden auf Unions- und nationaler Ebene,
einschlieBlich des Europdischen Amtes fiir Betrugsbekampfung (OLAF), durch einen
regelmiBigen und strukturierten Informationsaustausch iiber Angebote, die von
Anbietern von Online-Marktplitzen auf der Grundlage dieses Artikels entfernt

wurden, zusammen,

sie gestatten den Zugang zu ihren Schnittstellen fiir die von
Marktiiberwachungsbehdrden zur Identifizierung gefdhrlicher Produkte eingesetzten

Online-Tools;
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h)

sie arbeiten bei der Ermittlung der Lieferkette gefiihrlicher Produkte, soweit
maoglich, durch Beantwortung von Datenanfragen zusammen, falls die

einschligigen Informationen nicht offentlich zugdinglich sind;

falls Anbieter von Online-Markipliitzen oder Online-Verkdufer technische
Hindernisse fiir die Extraktion von Daten aus ihren Online-Schnittstellen (data
scraping) eingerichtet haben, ermdglichen sie den Marktiiberwachungsbehdrden auf
deren begriindetes Ersuchen die Extraktion solcher Daten nur zu Zwecken der
Produktsicherheit auf der Grundlage der von den ersuchenden

Marktiiberwachungsbehdrden bereitgestellten Identifizierungsparameter.

KAPITEL V
Marktiiberwachung und Durchfiihrung

Artikel 23
Marktiiberwachung

(1) Auf die unter die vorliegende Verordnung fallenden Produkte finden Artikel 10, Artikel 11
Absdtze 1 bis 7, die Artikel 12 bis 15, Artikel 16 Absditze 1 bis 5, Artikel 18, Artikel 19
und die Artikel 21 bis 24 der Verordnung (EU) 2019/1020 Anwendung.

(2) Fiir die Zwecke der vorliegenden Verordnung findet die Verordnung (EU) 2019/1020 wie

folgt Anwendung:

a)

Bezugnahmen auf ,,Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union®, ,,anwendbare
Harmeonisierungsrechtsvorschriften der Union“ bzw. ,,geltende
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union*, ,,diese Verordnung und die
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union*, ,,die einschligigen
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union“ und ,,die
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union oder diese Verordnung* in den
Artikeln 11, 13, 14, 16, 18 und 23 jener Verordnung sind als Bezugnahmen auf ,,die

vorliegende Verordnung* zu verstehen;
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b)

d)

die Bezugnahme auf ,,die Harmonisierungsrechtsvorschriften und diese Verordnung*
in Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b jener Verordnung sind als Bezugnahmen auf

wdie vorliegende Verordnung*“ zu verstehen,;

Bezugnahmen auf ,,Netzwerk* in den Artikeln 11 bis 13 und in Artikel 21 jener
Verordnung sind als Bezugnahmen auf das ,,Netzwerk fiir Verbrauchersicherheit

gemil Artikel 30 der vorliegenden Verordnung® zu verstehen;

Bezugnahmen auf ,,Nichtkonformitét®, ,, Nichtkonformitiiten“ und ,,nichtkonform
bzw. , nicht konform*“ in den Artikeln 11, 13 bis 16, 22 und 23 jener Verordnung
sind als Bezugnahmen auf ,,Nichteinhaltung der vorliegenden Verordnung* zu

verstehen;

die Bezugnahme auf ,,Artikel 41 in Artikel 14 Absatz 4 Buchstabe i jener
Verordnung ist als Bezugnahme auf ,,Artikel 44 der vorliegenden Verordnung* zu

verstehen;

die Bezugnahme auf ,,Artikel 20 in Artikel 19 Absatz 1 jener Verordnung ist als

Bezugnahme auf ,,Artikel 26 der vorliegenden Verordnung® zu verstehen.

3) Wurde ein gefahrliches Produkt identifiziert, so kénnen die

Marktiiberwachungsbehorden vom Hersteller Angaben zu anderen Produkten

anfordern, die nach demselben Verfahren hergestellt wurden, dieselben Komponenten

enthalten oder Teil derselben Produktionscharge sind und vom gleichen Risiko betroffen

sind.
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(1)

)

(D

Artikel 24

Berichterstattung

Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission spdtestens zwei Jahre nach Annahme
des in Absatz 2 genannten Durchfiihrungsrechtsakts und daraufhin jahrlich Angaben

zur Anwendung dieser Verordnung.

Im Anschluss an die Ubermittlung durch die Mitgliedstaaten erstellt die Kommission

jéhrlich einen zusammenfassenden Bericht und macht diesen 6ffentlich zuganglich.

Die Kommission legt im Wege von Durchfiihrungsrechtsakten die Output-Indikatoren fest,
auf deren Grundlage die Mitgliedstaaten die in Absatz 1 dieses Artikels genannten
Angaben zu iibermitteln haben. Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden gemall dem in

Artikel 46 Absatz 3 genannten Priifverfahren erlassen.

KAPITEL VI
Schnellwarnsystem Safety Gate und Safety-Business-Gateway

Artikel 25
Schnellwarnsystem Safety Gate

Die Kommission entwickelt, modernisiert und unterhiilt das Schnellwarnsystem fiir den
Austausch von Informationen liber Korrekturmafnahmen in Bezug auf geféhrliche

Produkte (im Folgenden ,,Schnellwarnsystem Safety Gate®) I weiter und verbessert seine

Effizienz.
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(2) Die Kommission und die Mitgliedstaaten haben Zugang zum Schnellwarnsystem Safety
Gate. Zu diesem Zweck benennt jeder Mitgliedstaat eine zentrale nationale Kontaktstelle,
die mindestens dafiir zustindig ist, die Vollstindigkeit der Meldungen zu priifen, diese
zur Validierung an die Kommission zu iibermitteln und mit der Kommission im Hinblick

auf die Aufgaben nach Artikel 26 Absiitze 1 bis 6 zu kommunizieren.

Die Kommission erlisst einen Durchfiithrungsrechtsakt, in dem die Rollen und
Aufgaben der zentralen nationalen Kontaktstellen festgelegt werden. Dieser
Durchfiihrungsrechtsakt wird gemdfp dem in Artikel 46 Absatz 3 genannten

Priifverfahren erlassen.

Artikel 26
Meldung gefihrlicher Produkte iiber das Schnellwarnsystem Safety Gate

(1) Die Mitgliedstaaten melden {iber das Schnellwarnsystem Safety Gate
Korrekturmafinahmen, die von ihren Behorden oder von Wirtschaftsakteuren ergriffen

werden, und zwar auf der Grundlage von

a)  Bestimmungen dieser Verordnung im Zusammenhang mit geféhrlichen Produkten,
die ein ernstes Risiko fiir die Gesundheit und Sicherheit von Verbrauchern

darstellen, und

b)  Artikel 20 der Verordnung (EU) 2019/1020 I .
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)

3)

“)

Die Mitgliedstaaten konnen auch geplante Korrekturmaffnahmen im Zusammenhang
mit Produkten, die ein ernstes Risiko darstellen, iiber das Schnellwarnsystem Safety
Gate melden, wenn sie dies angesichts der Dringlichkeit des Risikos fiir die Gesundheit

oder Sicherheit von Verbrauchern fiir erforderlich halten.

Unbeschadet des Absatzes 1 dieses Artikels informieren die Mitgliedstaaten die
Kommission iiber Korrekturmafinahmen, die von ihren Behdrden oder von
Wirtschaftsakteuren auf der Grundlage der vorliegenden Verordnung ergriffen werden,
und die Kommission iibermittelt diese Information den anderen Mitgliedstaaten. Zu
diesem Zweck konnen die Mitgliedstaatenl iiber das Schnellwarnsystem Safety Gate
KorrekturmaBBnahmen melden, die ihre Behorden oder Wirtschaftsakteure auf der
Grundlage der vorliegenden Verordnung, der Harmonisierungsrechtsvorschriften der
Union und der Verordnung (EU) 2019/1020 in Verbindung mit Produkten getroffen haben,

die ein nicht ernstes Risiko darstellen.

Die nationalen Behorden iibermitteln die Meldungen gemdf Absatz 1 unverziiglich, in
jedem Fall aber innerhalb von vier Arbeitstagen, nachdem die jeweilige

Korrekturmafinahme ergriffen wurde, iiber das Schnellwarnsystem Safety Gate.
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(5) Innerhalb von vier Arbeitstagen nach Erhalt einer vollstindigen Meldung tiberpriift die
Kommission diese auf ihre Ubereinstimmung mit diesem Artikel und mit den von der
Kommission auf der Grundlage des Absatzes 10 festgelegten Anforderungen an den
Betrieb des Schnellwarnsystems Safety Gate. Erfiillt die Meldung die Anforderungen
dieses Artikels und die genannten Anforderungen, so wird sie von der Kommission an

die iibrigen Mitgliedstaaten iibermittelt.

(6) Die Mitgliedstaaten melden iiber das Schnellwarnsystem Safety Gate unverziiglich
jegliche I Aktualisierung, Anderung oder Riicknahme der KorrekturmaBnahmen nach den

Absditzen 1, 2 und 3.

(7) Meldet ein Mitgliedstaat KorrekturmaBnahmen im Zusammenhang mit Produkten, die ein
ernstes Risiko darstellen, so melden die tibrigen Mitgliedstaaten iiber das
Schnellwarnsystem Safety Gate die Korrekturmaffinahmen oder sonstigen Malinahmen,
die sie im Zusammenhang mit denselben Produkten ergriffen haben, und alle sonstigen
relevanten Informationen, darunter die Ergebnisse etwaiger durchgefiihrter Tests oder
Analysen, unverziiglich, in jedem Fall aber innerhalb von vier Arbeitstagen nach

Ergreifen der Mafinahmen.

(8) Identifiziert die Kommission — auch auf der Grundlage von von Verbrauchern oder
Verbraucherorganisationen erhaltenen Informationen — Produkte, die wahrscheinlich ein
ernstes Risiko darstellen und fiir die noch keine Meldungen der Mitgliedstaaten {iber das
Schnellwarnsystem Safety Gate vorliegen, so unterrichtet sie die Mitgliedstaaten davon.
Die Mitgliedstaaten fiihren die entsprechenden Uberpriifungen durch; falls sie MaBnahmen

erlassen, melden sie diese gemédll Absatz 1 iiber das Schnellwarnsystem Safety Gate.
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9) Die Kommission fiihrt die in Artikel 20 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2019/1020

genannte Schnittstelle zwischen dem in Artikel 34 jener Verordnung I genannten

Informations- und I Kommunikationssystem und dem Schnellwarnsystem Safety Gate ein,

I um zu ermoglichen, dass ein Entwurf einerl Meldung vom genannten Informations- und

Kommunikationssystem an das Schnellwarnsystem Safety Gate ausgelost wird, um

doppelte Dateneintrige zu vermeiden.

(10) Die Kommission erldsst delegierte Rechtsakte gemdf; Artikel 45, um die vorliegende

Verordnung insbesondere durch Festlegung der folgenden Punkte zu erginzen:

a)  den Zugang zum Schnellwarnsystem Safety Gate,

b)  den Betrieb des Schnellwarnsystems Safety Gate,

¢) diein das Schnellwarnsystem Safety Gate einzugebenden Informationen,

d)  die fiir Meldungen zu erfiillenden Anforderungen und

e) die Kriterien fiir die Bewertung des Risikoniveaus. ||
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Artikel 27

Safety-Business-Gateway

(1) Die Kommission unterhilt ein Webportal, das es Wirtschaftsakteuren und Anbietern von
Online-Marktpliitzen ermdoglicht, Marktiiberwachungsbehorden und Verbrauchern auf
einfache Art und Weise Informationen nach Artikel 9 Absdtze 8 und 9, Artikel 10
Absatz 2 Buchstabe ¢, Artikel 11 Absétze 2 und 8, Artikel 12 Absatz 4, Artikel 20 und
Artikel 22 zur Verfliigung zu stellen (im Folgenden ,,Safety-Business-Gateway*).

(2) Die Kommission erstellt Leitlinien fiir die praktische Umsetzung des Safety-Business-

Gateway.

KAPITEL VII

Rolle der Kommission und Koordinierung der Durchsetzung

Artikel 28

Vorgehen der Union gegen Produkte, die ein ernstes Risiko darstellen

(1) Erlangt die Kommission Kenntnis davon, dass ein Produkt oder eine bestimmte
Produktkategorie oder Produktgruppe ein ernstes Risiko fiir die Gesundheit und Sicherheit
von Verbrauchern darstellt, so kann sie entweder auf eigene Initiative oder auf Ersuchen
der Mitgliedstaaten im Wege von Durchfiihrungsrechtsakten geeignete Malnahmen

ergreifen, die der Schwere und Dringlichkeit der Situation angemessen sind, wenn
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a)  das Risiko angesichts der Art des Sicherheitsproblems des Produkts, der
Produktkategorie oder der Produktgruppe nach anderen Verfahren des einschligigen
Unionsrechts fiir die betreffenden Produkte nicht in einer mit dem Grad der Schwere
oder Dringlichkeit des Problems zu vereinbarenden Weise bewiltigt werden kann

und

b)  das Risiko nur durch Erlass geeigneter und auf Unionsebene anwendbarer
MalBnahmen zur Gewahrleistung eines einheitlichen und hohen Schutzniveaus fiir die
Gesundheit und Sicherheit der Verbraucher sowie des ordnungsgeméafen

Funktionierens des Binnenmarkts auf wirksame Weise beseitigt werden kann.

Diese Mallnahmen konnen MaBBnahmen umfassen, mit denen das Inverkehrbringen dieser
Produkte oder ihre Bereitstellung auf dem Markt verboten, ausgesetzt oder eingeschrénkt
wird oder besondere Bedingungen fiir ihre Konformititsbewertung hinsichtlich des
Sicherheitsgebots, soweit anwendbar, oder fiir ihre Vermarktung festgelegt werden, wie
zum Beispiel die Priifung einer repriisentativen Stichprobe dieser Produkte, damit ein

hohes Verbraucherschutzniveau gewéhrleistet ist.

Die Mitgliedstaaten ergreifen im Rahmen ihrer Zustindigkeit alle geeigneten
Durchsetzungsmafinahmen, die erforderlich sind, um fiir die wirksame Durchfiihrung
jener Durchfiihrungsrechtsakte zu sorgen. Die betreffenden zustindigen Behorden der
Mitgliedstaaten setzen die Kommissionl von den ergriffenen

Durchsetzungsmafinahmen in Kenntnis.

Die Kommission evaluiert regelmiifiig die Effizienz der von den Mitgliedstaaten
ergriffenen Durchsetzungsmafinahmen und unterrichtet das Netzwerk fiir

Verbrauchersicherheit iiber das Ergebnis dieser Evaluierung.
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)

)

(4)

©)

Die in Absatz 1 genannten Durchfiihrungsrechtsakte werden gemaf3 dem in Artikel 46
Absatz 3 genannten Priifverfahren erlassen. In diesen Durchfiihrungsrechtsakten wird der

Zeitpunkt festgelegt, ab dem sie nicht mehr gelten.

In hinreichend begriindeten Féllen duBerster Dringlichkeit im Zusammenhang mit der
Gesundheit und Sicherheit von Verbrauchern kann die Kommission geméf dem in
Artikel 46 Absatz 4 genannten Verfahren sofort geltende Durchfiihrungsrechtsakte

erlassen.

Es ist untersagt, ein Produkt, dessen Inverkehrbringen in der Union oder Bereitstellung auf
dem Unionsmarkt gemif einer nach Absatz 1 oder Absatz 3 erlassenen Mallnahme
verboten wurde, aus der Union auszufiihren, es sei denn, dies wird in der Mal3nahme unter

hinreichender Begriindung ausdriicklich gestattet.

Jeder Mitgliedstaat kann die Kommission mit einem begriindeten Antrag auffordern, zu

priifen, ob der Erlass einer Malnahme geméf Absatz 1 oder Absatz 3 notwendig ist.
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(1)

)

Artikel 29
Ersuchen um eine Stellungnahme der Kommission zu voneinander abweichenden

Risikobewertungen

Produkte, die aufgrund einer Entscheidung einer Marktiiberwachungsbehdrde in einem
Mitgliedstaat im Rahmen der vorliegenden Verordnung als gefahrlich eingestuft wurden,
werden auch von den Marktiiberwachungsbehorden in den anderen Mitgliedstaaten als

gefdhrlich eingestuft.

Gelangen die Marktiiberwachungsbehorden in unterschiedlichen Mitgliedstaaten auf der
Grundlage ihrer eigenen Untersuchung und Risikobewertung zu voneinander
abweichenden Schlussfolgerungen hinsichtlich des Bestehens eines Risikos oder
hinsichtlich des Risikoniveaus, so kann jeder Mitgliedstaat die Kommission mit der
Angelegenheit befassen und um eine Stellungnahme dazu ersuchen, woraufhin die
Kommission unverziiglich eine Stellungnahme hinsichtlich des Bestehens des Risikos
bzw. hinsichtlich des Risikoniveaus des betreffenden Produkts abgibt. Wurde die
Kommission nicht mit der Angelegenheit befasst, so kann sie dennoch auf eigene
Initiative eine Stellungnahme abgeben. Zum Zweck der Abgabe einer Stellungnahme
nach diesem Absatz kann die Kommission um die Ubermittlung relevanter
Informationen und Dokumente ersuchen und alle Mitgliedstaaten auffordern, ihren

Standpunkt darzulegen.

3) Gibt die Kommission eine Stellungnahme nach Absatz 2 ab, so tragen die Mitgliedstaaten
der Stellungnahme gebiihrend Rechnung.

(4) Die Kommission erstellt Leitlinien fiir die praktische Durchfithrung dieses Artikels.

(5) Die Kommission erstellt in regelmdfligen Abstinden einen Bericht iiber die Anwendung
dieses Artikels und legt ihn dem Netzwerk fiir Verbrauchersicherheit vor.
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Artikel 30

Netzwerk fiir Verbrauchersicherheit

(1) Hiermit wird ein europdisches Netzwerk der fiir Produktsicherheit zustdndigen Behorden

der Mitgliedstaaten (im Folgenden ,,Netzwerk fiir Verbrauchersicherheit®) eingerichtet.

Der Zweck des Netzwerks fiir Verbrauchersicherheit besteht darin, als Plattform fiir die
strukturierte Koordinierung und Zusammenarbeit zwischen Behorden der
Mitgliedstaaten und der Kommission bei der Verbesserung der Produktsicherheit in der

Union zu dienen.

(2) Die Kommission unterstiitzt das Netzwerk flir Verbrauchersicherheit und wirkt daran mit,

insbesondere in Form der Verwaltungszusammenarbeit.
3) Die Aufgaben des Netzwerks filir Verbrauchersicherheit sind insbesondere folgende:

a)  die Erleichterung des regelmiifligen Austauschs von Informationen iiber
Risikobewertungen, gefihrliche Produkte, Testmethoden und -ergebnisse, Normen,
Methodiken zur Erhebung von Daten, die Interoperabilitiit von Informations- und
Kommunikationssystemen, jingste wissenschaftliche Entwicklungen und den
Einsatz neuer Technologien sowie andere fiir Kontrolltitigkeiten erhebliche

Aspekte,

b)  die Organisation der Aufstellung und Durchfiihrung gemeinsamer Aufsichts- und

Testprojekte, auch im Zusammenhang mit dem elektronischen Geschiiftsverkehr,
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4

(&)

c) die Forderung des Austauschs von Fachwissen und bewéhrten Verfahren und der

Zusammenarbeit bei Fortbildungstitigkeiten,

d) die Verbesserung der Zusammenarbeit bei Riickverfolgung, Riicknahme vom Markt

und Riickruf geféhrlicher Produkte auf Unionsebene,

e) die Erleichterung einer besseren und strukturierteren Zusammenarbeit zwischen

den Mitgliedstaaten bei der Durchsetzung von Produktsicherheit und insbesondere

die Erleichterung der in Artikel 32 genannten Tétigkeiten sowie
/) die Erleichterung der Durchfiihrung der vorliegenden Verordnung.

Das Netzwerk fiir Verbrauchersicherheit koordiniert sein Vorgehen mit den anderen

bestehenden Unionstatigkeiten im Bereich Marktiiberwachung und

Verbrauchersicherheit und arbeitet gegebenenfalls mit anderen Netzwerken, Gruppen

und Einrichtungen der Union zusammen und tauscht Informationen mit ihnen aus.

Das Netzwerk fiir Verbrauchersicherheit verabschiedet ein Arbeitsprogramm, in dem

unter anderem die Prioritdten fiir die Sicherheit der Produkte und fiir die Risiken, die

unter diese Verordnung fallen, in der Union festgelegt werden.

Das Netzwerk fiir Verbrauchersicherheit tritt in regelmdiffigen Abstinden sowie bei
Bedarf auf ein hinreichend begriindetes Ersuchen der Kommission oder eines

Mitgliedstaats zusammen.

Das Netzwerk fiir Verbrauchersicherheit kann Sachverstindige und andere Dritte,

einschlieflich Verbraucherorganisationen, zu seinen Sitzungen einladen.
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(6)

(1

)

Das Netzwerk fiir Verbrauchersicherheit wird ordnungsgemaf3 im gemal3 Artikel 29 der
Verordnung (EU) 2019/1020 eingerichteten Unionsnetzwerk flir Produktkonformitét
vertreten, beteiligt sich regelméfig an seinen einschldgigen Tatigkeiten und trigt zu seinen
Tatigkeiten im Bereich der Produktsicherheit bei, um eine angemessene Koordinierung der
Marktiiberwachungstétigkeiten sowohl in harmonisierten als auch in nicht harmonisierten

Bereichen sicherzustellen.

Artikel 31

Gemeinsame Tatigkeiten zur Produktsicherheit

Im Rahmen der in Artikel 30 Absatz 3 Buchstabe b genannten Tatigkeiten konnen
Marktiiberwachungsbehdrden mit anderen betroffenen Behorden oder mit Organisationen,
die Wirtschaftsakteure oder Verbraucher vertreten, die Durchfiihrung von Tétigkeiten
vereinbaren, mit denen die Sicherheit und der Schutz der Gesundheit der Verbraucher in
Bezug auf bestimmte Produktkategorien gewéhrleistet werden soll, die auf dem Markt
bereitgestellt werden, insbesondere Produktkategorien, bei denen oft festgestellt wird, dass

sie ein ernstes Risiko fiir die Gesundheit und Sicherheit von Verbrauchern darstellen.

Die betroffenen Marktiiberwachungsbehorden und die in Absatz 1 genannten Parteien
tragen dafiir Sorge, dass die Vereinbarung iiber die Durchfiihrung solcher Titigkeiten
weder einen unfairen Wettbewerb zwischen Wirtschaftsakteuren nach sich zieht noch die

Objektivitdt, Unabhiangigkeit und Unparteilichkeit dieser Parteien beeintrachtigt.
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3)

4

©)

Die Kommission organisiert in regelmdifiigen Abstinden gemeinsame Titigkeiten von
Marktiiberwachungsbehorden, in deren Rahmen die Marktiiberwachungsbehorden
Priifungen von online oder offline angebotenen Produkten vornehmen, die diese

Behorden unter Verwendung einer verdeckten Identitiit erworben haben.

Eine Marktiiberwachungsbehorde kann alle im Rahmen gemeinsamer Tétigkeiten, die Teil
einer von ihr durchgefiihrten Untersuchung zur Sicherheit von Produkten waren,

gewonnenen Informationen nutzen.

Die betreffende Marktiiberwachungsbehorde macht die Vereinbarung iiber gemeinsame
Titigkeiten, einschlieBlich der Namen der Parteien, der Offentlichkeit zuginglich und
triigt diese Vereinbarung in das in Artikel 34 der Verordnung (EU) 2019/1020 genannte
Informations- und Kommunikationssystem ein. Die Kommission macht diese

Vereinbarung im Safety-Gate-Portal zugdnglich.

Artikel 32

Gleichzeitige koordinierte Kontrollmaffinahmen von Marktiiberwachungsbehérden (,, Sweeps“)

(1) Die betreffenden Marktiiberwachungsbehorden fiihren zur Priifung der Einhaltung dieser
Verordnung I gleichzeitige koordinierte KontrollmaB3nahmen (im Folgenden ,,Sweeps®)
zu bestimmten Produkten oder Produktkategorien durch.

(2) Sofern die beteiligten Marktiiberwachungsbehorden nichts anderes vereinbaren, werden
Sweeps von der Kommission koordiniert. Der Koordinator des Sweeps verdffentlicht
gegebenenfalls die zusammengefassten Ergebnisse I .
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3)

(4)

(1

2)

Bei der Durchfiihrung von Sweeps konnen die beteiligten Marktiiberwachungsbehdrden

die Ermittlungsbefugnisse nach Kapitel V und etwaige weitere Befugnisse, die ihnen nach

nationalem Recht iibertragen wurden, nutzen.

Die Marktiiberwachungsbehdrden diirfen Kommissionsbeamte und weitere von der

Kommission autorisierte Begleitpersonen zur Teilnahme an Sweeps einladen.

KAPITEL VIII
Recht auf Auskunft und auf Abhilfe

Artikel 33

Information zwischen Behdrden und der Offentlichkeit

Die den Behorden der Mitgliedstaaten oder der Kommission zur Verfligung stehenden
Informationen {iber MaB3nahmen zu Produkten, die Risiken fiir die Gesundheit und
Sicherheit von Verbrauchern darstellen, werden der Offentlichkeit gemiB den
Anforderungen der Transparenz und unbeschadet der fiir Uberwachungs- und
Untersuchungstétigkeiten erforderlichen Einschrankungen grundsitzlich zugénglich
gemacht. Insbesondere hat die Offentlichkeit Zugang zu Informationen iiber die

Produktidentifizierung, die Art des Risikos und die getroffenen Maflnahmen. Diese

Informationen miissen auch in fiir Menschen mit Behinderungen zuginglichen Formaten

bereitgestellt werden.

Die Mitgliedstaaten und die Kommission unternehmen die erforderlichen Schritte, um

sicherzustellen, dass ihre Beamten und Bediensteten die fiir die Zwecke dieser Verordnung

gesammelten Informationen schiitzen. Diese Informationen werden im Einklang mit

Unionsrecht und dem nationalen Recht als vertraulich behandelt.

dem
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3)

(4)

(1

)

Der Schutz des Geschéftsgeheimnisses steht der Weitergabe von Informationen, die fiir die
Gewihrleistung der Wirksamkeit von Marktbeobachtungs- und Uberwachungstitigkeiten
relevant sind, an die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten und die Kommission nicht
entgegen. Erhalten die Behorden Informationen, die unter das Geschéftsgeheimnis fallen,
so schiitzen sie deren Vertraulichkeit im Einklang mit dem Unionsrecht und dem

nationalen Recht.

Die Mitgliedstaaten geben Verbrauchern und anderen betroffenen Parteien die
Moglichkeit, bei den zustdndigen Behorden Beschwerden iiber Produktsicherheit, liber
Uberwachungs- und Kontrolltitigkeiten im Zusammenhang mit bestimmten Produkten
sowie iiber Fiille, in denen Verbrauchern im Falle von Produktriickrufen angebotene
Abhilfemafinahmen nicht zufriedenstellend sind, einzulegen. Sie gehen diesen
Beschwerden in angemessener Weise nach. Die zustindigen Behdrden stellen dem
Beschwerdefiihrer angemessene Informationen iiber die Folgemaffnahmen im Einklang

mit dem nationalen Recht zur Verfiigung.

Artikel 34
Safety-Gate-Portal

Die Kommission unterhilt fiir die Zwecke des Artikels 9 Absatz 9, der Artikel 20 und 22,
des Artikels 31 Absatz 5 und des Artikels 33 Absatz 1 ein Safety-Gate-Portal, das der
Offentlichkeit kostenlosen und freien Zugang zu ausgewihlten Informationen bietet, die

gemal Artikel 26 gemeldet werden (im Folgenden ,,Safety-Gate-Portal ).

Das Safety-Gate-Portal verfiigt iiber eine fiir die Nutzer intuitive Schnittstelle, und die
auf diesem Portal bereitgestellten Informationen miissen fiir die Offentlichkeit, auch fiir

Menschen mit Behinderungen, leicht zugiinglich sein.
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3)

4

(&)

Verbraucher und andere betroffene Parteien haben die Moglichkeit, iiber eine gesonderte
Rubrik des Safety-Gate-Portals die Kommission iiber Produkte zu informieren, die ein
Risiko fiir die Gesundheit und Sicherheit von Verbrauchern darstellen kénnten. Die
Kommission beriicksichtigt die iibermittelten Informationen gebiihrend und leitet diese
gegebenenfalls nach Uberpriifung ihrer Richtigkeit unverziiglich an die betreffenden
Mitgliedstaaten weiter, um sicherzustellen, dass diese Informationen angemessen
weiterverfolgt werden. Die Kommission unterrichtet die Verbraucher und andere

betroffene Parteien iiber ihr Vorgehen.

Die Kommission erldsst im Wege eines Durchfiihrungsrechtsakts die Modalitédten fiir die
Ubermittlung von Informationen durch Verbraucher gemiB Absatz 3 sowie fiir die
Zuleitung dieser Informationen an die betreffenden nationalen Behdrden zwecks moglicher
FolgemaBnahmen. Dieser Durchfithrungsrechtsakt wird geméll dem in Artikel 46 Absatz 3

genannten Priifverfahren erlassen.

Bis zum ... [18 Monate nach dem Datum des Inkrafitretens dieser Verordnung]
entwickelt die Kommission eine interoperable Schnittstelle, die es den Anbietern von
Online-Marktplitzen ermoglicht, ihre Schnittstellen mit dem Safety-Gate-Portal zu

verkniipfen.
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(6)

Die Kommission erlisst Durchfiihrungsrechtsakte, in denen die Umsetzung der
interoperablen Schnittstelle des Safety-Gate-Portals gemdify Absatz 5 festgelegt wird,
insbesondere in Bezug auf den Zugang zum System und dessen Betrieb. Diese
Durchfiihrungsrechtsakte werden gemdifp dem in Artikel 46 Absatz 3 genannten

Priifverfahren erlassen.

Artikel 35

Unterrichtung der Verbraucher iiber die Produktsicherheit durch Wirtschaftsakteure und Anbieter

(1

2)

von Online-Marktplitzen

Im Falle eines Produktsicherheitsriickrufs oder wenn Verbrauchern Informationen zur
Kenntnis gebracht werden miissen, um die sichere Verwendung eines Produkts zu
gewihrleisten (im Folgenden ,,Sicherheitswarnung®), stellen Wirtschaftsakteure im
Einklang mit ihren jeweiligen Pflichten nach den Artikeln 9, 10, 11 und 12 und Anbieter
von Online-Marktpliitzen im Einklang mit ihren Pflichten nach Artikel 22 Absatz 12
sicher, dass alle betroffenen Verbraucher, die sie ermitteln konnen, direkt und
unverziiglich unterrichtet werden. Wirtschaftsakteure und gegebenenfalls Anbieter von
Online-Marktpliitzen, die personenbezogene Daten ihrer Kunden erheben, nutzen diese

Informationen fiir Riickrufe und Sicherheitswarnungen.

Wirtschaftsakteure und Anbieter von Online-Marktplitzen mit
Produktregistrierungssystemen oder Kundenbindungsprogrammen, die die Identifizierung
von von Kunden gekauften Produkten zu anderen Zwecken als der Ubermittlung von
Sicherheitsinformationen an ihre Kunden ermdéglichen, geben ihren Kunden die
Moglichkeit, gesonderte Kontaktdaten ausschlielich zu Sicherheitszwecken zu
hinterlegen. Die zu diesem Zweck erhobenen personenbezogenen Daten beschrinken sich
auf das erforderliche Mindestmal} und werden nur verwendet I , um Verbraucher im Falle

eines Riickrufs oder einer Sicherheitswarnung zu kontaktieren.
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4

Die Kommission kann im Wege von Durchfiihrungsrechtsakten Anforderungen fiir
bestimmte Produkte oder Produktkategorien festlegen, die von Wirtschaftsakteuren und
Anbietern von Online-Marktpliitzen zu erfiillen sind, damit Verbraucher die Moglichkeit
erhalten, ein Produkt, das sie gekauft haben, zu registrieren, um im Falle eines
Produktsicherheitsriickrufs oder einer Sicherheitswarnung in Bezug auf dieses Produkt
gemiifi Absatz 1 dieses Artikels direkt benachrichtigt zu werden. Diese
Durchfiihrungsrechtsakte werden gemifl dem in Artikel 46 Absatz 3 genannten

Priifverfahren erlassen.

Konnen nicht alle betroffenen Verbraucher gemdf Absatz 1 kontaktiert werden, so
verbreiten Wirtschaftsakteure und Anbieter von Online-Markiplitzen im Einklang mit
ithren jeweiligen Pflichten iiber andere geeignete Kanile eine klare und sichtbare
Riickrufanzeige oder Sicherheitswarnung, um die grofitmogliche Reichweite zu
gewihrleisten, einschlieBlich, falls verfiigbar, tiber die Website des Unternehmens, Kanéle
auf sozialen Medien, Newsletter und Verkaufsstellen sowie gegebenenfalls
Ankiindigungen in Massenmedien und anderen Kommunikationskanilen. Diese

Informationen miissen fiir Menschen mit Behinderungen zugénglich sein.
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Artikel 36
Riickrufanzeige

(1) Werden Verbraucher gemal3 Artikel 35 Absétze 1 und 4 schriftlich iiber einen

Produktsicherheitsriickruf unterrichtet, so erfolgt dies in Form einer Riickrufanzeige.

(2) Eine Riickrufanzeige, die fiir die Verbraucher leicht verstindlich ist, muss in der oder den
Sprachen des oder der Mitgliedstaaten verfiigbar sein, in denen das Produkt auf dem Markt

bereitgestellt wurde, und folgende Elemente enthalten:
a)  eine Uberschrift, die aus den Worten ,,Produktsicherheitsriickruf* besteht,
b) eine klare Beschreibung des zuriickgerufenen Produkts, einschlieBlich

i)  Abbildung, Name und Marke des Produkts,

i1)  Produktionskennnummern, wie etwa Chargen- oder Seriennummer, und
gegebenenfalls einer grafischen Darstellung, wo diese auf dem Produkt zu

finden sind, sowie

i)  Angaben dazu, wann, wo und von wem das Produkt verkauft wurde (sofern

verfligbar);

c) eine klare Beschreibung der mit dem zuriickgerufenen Produkt verbundenen Gefahr,
wobei Elemente zu vermeiden sind, die die Risikowahrnehmung der Verbraucher
beeintrachtigen konnen, wie etwa die Verwendung von Begriffen und
Formulierungen wie ,,freiwillig®, ,,vorsorglich®, ,,im Ermessen®, ,,in seltenen
Situationen* oder ,,in spezifischen Situationen* oder Hinweise, dass keine Unfille

gemeldet wurden,

d) eine klare Beschreibung, wie Verbraucher vorgehen sollten, einschlielich einer
Anweisung, die Verwendung des zuriickgerufenen Produkts unverziiglich

einzustellen,
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G)

(D

2

e) eine klare Beschreibung der den Verbrauchern gemdifp Artikel 37 zur Verfiigung

stehenden Abhilfemallnahmen,

f)  eine gebiihrenfreie Telefonnummer oder einen interaktiven Online-Dienst, bei dem
Verbraucher mehr Informationen in der oder den jeweiligen Amtssprachen der Union

erhalten konnen, und

g) eine Aufforderung, die Informationen iiber den Riickruf gegebenenfalls an andere

Personen weiterzuleiten.

Die Kommission legt im Wege von Durchfiihrungsrechtsakten unter Beriicksichtigung von
wissenschaftlichen Entwicklungen und Marktentwicklungen eine Vorlage fiir eine
Riickrufanzeige fest. Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden geméf dem in Artikel 46
Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erlassen. Diese Vorlage wird von der Kommission
in einem Format zur Verfiigung gestellt, das es den Wirtschaftsakteuren ermdéglicht,
eine Riickrufanzeige leicht zu erstellen, auch in fiir Menschen mit Behinderungen

zugiinglichen Formaten.

Artikel 37

Abhilfemafinahmen im Falle eines Produktsicherheitsriickruf

Unbeschadet der Richtlinien (EU) 2019/770 und (EU) 2019/771 bietet im Falle eines
Produktsicherheitsriickrufs, der von einem Wirtschaftsakteur eingeleitet oder von einer
zustindigen nationalen Behorde angeordnet wurde, der fiir den
Produktsicherheitsriickruf verantwortliche Wirtschaftsakteur dem Verbraucher

wirksame, kostenfreie und zeitnahe Abhilfe an.

Unbeschadet anderer Abhilfemafinahmen, die der fiir den Riickruf verantwortliche
Wirtschaftsakteur dem Verbraucher moglicherweise anbietet, bietet der
I Wirtschaftsakteur dem Verbraucher die Wahl zwischen mindestens zwei der folgenden

Abhilfemafinahmen:

a)  Reparatur des zuriickgerufenen Produkts,
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G)

b)  Ersatz des zuriickgerufenen Produkts durch ein sicheres Produkt desselben Typs mit

mindestens demselben Wert und derselben Qualitit oder

c) angemessene Erstattung des Wertes des zuriickgerufenen Produkts, sofern der

Erstattungsbetrag mindestens dem vom Verbraucher gezahlten Preis entspricht.

Abweichend von Unterabsatz 1 kann der Wirtschaftsakteur dem Verbraucher nur eine
eingige Abhilfemafinahme anbieten, wenn andere Abhilfemafinahmen unmaglich wiren
oder dem fiir den Produktsicherheitsriickruf verantwortlichen Wirtschaftsakteur im
Vergleich zur vorgeschlagenen Abhilfemafinahme Kosten auferlegen wiirden, die unter
Beriicksichtigung aller Umstinde unverhdltnismdfig wiren, einschlieflich der Frage,
ob die alternative Abhilfemafinahme ohne erhebliche Unannehmlichkeiten fiir den

Verbraucher bereitgestellt werden konnte.

Der Verbraucher hat stets Anspruch auf Erstattung des Produkts, wenn der fiir den
Produktsicherheitsriickruf verantwortliche Wirtschaftsakteur die Reparatur oder den
Ersatz nicht innerhalb einer angemessenen Frist und ohne erhebliche

Unannehmlichkeiten fiir den Verbraucher abgeschlossen hat.

Eine Reparatur I durch einen Verbraucher wird nur dann als wirksame AbhilfemaBnahme
erachtet, wenn sie vom Verbraucher leicht und sicher durchgefiihrt werden kann und dies
in der Riickrufanzeige vorgesehen ist. In diesen Féllen stellt der fiir den
Produktsicherheitsriickruf verantwortliche Wirtschaftsakteur Verbrauchern die
erforderlichen Anweisungenl , kostenlose Ersatzteile oder Software-Aktualisierungen zur
Verfligung. Durch die Reparatur durch einen Verbraucher diirfen dem Verbraucher
nicht die in den Richtlinien (EU) 2019/770 und (EU) 2019/771 vorgesehenen Rechte

vorenthalten werden.
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(4) Die Entsorgung des Produkts durch Verbraucher wird nur dann in die von
Verbrauchern gemdifp Artikel 36 Absatz 2 Buchstabe d zu ergreifenden Mafinahmen
einbezogen, wenn diese Entsorgung vom Verbraucher leicht und sicher durchgefiihrt
werden kann, und beriihrt nicht das Recht des Verbrauchers auf Erstattung oder Ersat;

des zuriickgerufenen Produkts gemdfi Absatz 1 des vorliegenden Artikels.

®)) Die AbhilfemaBBnahme darf keine erheblichen Unannehmlichkeiten fiir den Verbraucher
mit sich bringen. Der Verbraucher triagt nicht die Kosten fiir den Versand oder die
anderweitige Riickgabe des Produkts. Bei Produkten, die aufgrund ihrer Beschaffenheit
nicht transportabel sind, sorgt der Wirtschaftsakteur dafiir, dass das Produkt abgeholt wird.

Artikel 38

Vereinbarungen

(1) Die zustindigen nationalen Behorden und die Kommission konnen freiwillige
Vereinbarungen mit Wirtschaftsakteuren oder Anbietern von Online-Markipliitzen
sowie mit Organisationen, die Verbraucher oder Wirtschaftsakteure vertreten, fordern,
mit denen freiwillige Verpflichtungen zur Verbesserung der Produktsicherheit

eingegangen werden sollen.

2) Freiwillige Verpflichtungen im Rahmen solcher Vereinbarungen lassen die Pflichten
von Wirtschaftsakteuren und Anbietern von Online-Markipliitzen im Rahmen dieser

Verordnung und anderen einschliigigen Unionsrechts unberiihrt.
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Artikel 39
Verbandsklagen

Die Richtlinie (EU) 2020/1828 ist auf Verbandsklagen gegen Verstofie von Wirtschaftsakteuren
und Anbietern von Online-Marktplitzen gegen Bestimmungen dieser Verordnung, die den

Kollektivinteressen von Verbrauchern schaden oder schaden konnen, anwendbar.

KAPITEL IX

Internationale Zusammenarbeit

Artikel 40

Internationale Zusammenarbeit

(1) Um das allgemeine Sicherheitsniveau der auf dem Markt bereitgestellten Produkte zu
verbessern und gleiche Wettbewerbsbedingungen auf internationaler Ebene
sicherzustellen, kann die Kommissionl mit Behdrden von Drittlaindern oder
internationalen Organisationen im Bereich der Anwendung dieser Verordnung
zusammenarbeiten, auch durch den Austausch von Informationen. Jegliche derartige
Zusammenarbeit beruht auf Gegenseitigkeit, enthiilt Bestimmungen zur Vertraulichkeit,
die den in der Union geltenden Bestimmungen entsprechen, und stellt sicher, dass
jeglicher Informationsaustausch im Einklang mit dem geltenden Unionsrecht erfolgt.
Die Zusammenarbeit oder der Austausch von Informationen kann unter anderem

Folgendes betreffen:

a)  Durchsetzungstétigkeiten und MaBBnahmen im Zusammenhang mit der Sicherheit,
auch um die Verbreitung gefiihrlicher Produkte zu verhindern, einschliefllich

Marktiiberwachung,
b)  Risikobewertungsmethoden und Produktpriifung,

¢)  koordinierte Produktriickrufe und andere vergleichbare Maflnahmen,
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d)  Wissenschafts-, Technik- und Regelungsfragen zwecks Verbesserung der
Produktsicherheit und zwecks Entwicklung gemeinsamer Priorititen und Konzepte
auf internationaler Ebene,

e) neu auftretende Fragen von wesentlicher Bedeutung fiir Gesundheit und Sicherheit,

f)  Einsatz neuer Technologien zur Verbesserung der Produktsicherheit und zur
Verbesserung der Riickverfolgbarkeit in der Lieferkette,

g) normungsbezogene Tétigkeiten,

h)  Austausch von Beamten und Schulungsprogramme.

(2) Die Kommission kann Drittlindern oder internationalen Organisationen ausgewahlte

Informationen aus dem Schnellwarnsystems Safety Gate I zur Verfiigung stellen und

einschligige Informationen zur Sicherheit von Produkten und zu Préventions-,

Restriktions- und Korrekturmafinahmen dieser Drittlander oder internationalen

Organisationen erhalten. Die Kommission leitet diese Informationen gegebenenfalls an

nationale Behorden weiter.

3) Der Informationsaustausch nach Absatz 2 kann in einer der folgenden Formen erfolgen:
a) ein nicht-systematischer Austausch in hinreichend begriindeten und spezifischen
Féllen oder
b)  ein systematischer Austausch auf der Grundlage einer Verwaltungsvereinbarung, in
der die Art der auszutauschenden Informationen und die Modalitdten des Austauschs
festgelegt werden.
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4

)

(6)

Die vollstindige Beteiligung am Schnellwarnsystem Safety Gate kann Bewerberlédndern
und Drittlindern offenstehen, sofern ihre Rechtsvorschriften mit dem einschlégigen
Unionsrecht in Einklang stehen und sie sich am Europdischen Normungssystem beteiligen.
Diese Beteiligung geht mit denselben Pflichten wie fiir die Mitgliedstaaten gemal dieser
Verordnung einher, einschlieBlich Pflichten zur Meldung und zu FolgemaBBnahmen. Die
vollstindige Beteiligung am Schnellwarnsystem Safety Gate erfolgt auf der Grundlage von
Ubereinkiinften zwischen der Union und diesen Lindern gemif den in diesen

Ubereinkiinften festgelegten Bedingungen.

Jeglicher Informationsaustausch nach diesem Artikel, soweit damit der Austausch
personenbezogener Daten einhergeht, erfolgt im Einklang mit den Datenschutzvorschriften
der Union. Die Ubermittlung personenbezogener Daten darf nur erfolgen, soweit sie
ausschlieBlich zum Schutz der Gesundheit oder Sicherheit von Verbrauchern erforderlich

ist.

Die nach Mallgabe dieses Artikels ausgetauschten Informationen diirfen ausschlieBlich

zum Schutz der Gesundheit oder Sicherheit von Verbrauchern verwendet werden I .
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KAPITEL X

Finanzierungsbestimmungen

Artikel 41

Finanzierungstétigkeiten

(1) Die Union finanziert im Zusammenhang mit der Anwendung dieser Verordnung folgende

Tatigkeiten:
a)  Durchfiihrung von Aufgaben des Netzwerks fiir Verbrauchersicherheit;

b)  Entwicklung und Betrieb des Schnellwarnsystems Safety Gate, einschlieBlich der

Entwicklung elektronischer Interoperabilititsldsungen fiir den Austausch von Daten

i)  zwischen dem Schnellwarnsystem Safety Gate und den nationalen

Marktiiberwachungssystemen,;
i1)  zwischen dem Schnellwarnsystem Safety Gate und Zollsystemen;

iii) mit anderen einschldgigen eingeschrinkt zugianglichen Systemen, die von

Marktiiberwachungsbehdrden zu Durchsetzungszwecken eingesetzt werden,;

c¢)  Entwicklung und Unterhalt des Safety-Gate-Portals und des Safety-Business-
Gateways, einschlieflich einer beschrinkungsfreien 6ffentlich zuginglichen

Software-Schnittstelle fiir den Datenaustausch mit Plattformen und Dritten.
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(2) Die Union kann im Zusammenhang mit der Anwendung dieser Verordnung folgende

Tatigkeiten finanzieren:

a)  die Entwicklung von in Artikel 40 genannten Instrumenten der internationalen

Zusammenarbeit,

b)  die Erstellung und Aktualisierung von Beitrdgen zu Leitlinien fiir die

Marktiiberwachung und Produktsicherheit,

¢) die Bereitstellung technischen oder wissenschaftlichen Fachwissens fiir die
Kommission zu deren Unterstiitzung bei der Durchfiihrung der

Verwaltungszusammenarbeit im Bereich der Marktiiberwachung,

d) die Ausfiihrung vorbereitender oder begleitender Arbeiten im Zusammenhang mit
der Durchfithrung von Marktiiberwachungstétigkeiten in Verbindung mit der
Anwendung dieser Verordnung, wie etwa Studien, Programme, Evaluierungen,
Leitlinien, vergleichende Analysen, wechselseitige Besuche und Besuchsprogramme,
Austausch von Personal, Forschungsarbeiten, Entwicklung und Unterhalt von
Datenbanken, Schulungstétigkeiten, Laborarbeiten, Leistungstests, Labor-

Ringvergleiche und Arbeiten zur Konformititsbewertung,

e)  Marktiiberwachungskampagnen der Union und damit verbundene Tatigkeiten,

einschlieBlich Ressourcen und Ausriistung, IT-Instrumente und Schulungen,

f)  Tatigkeiten, die im Rahmen von Programmen zur technischen Unterstiitzung
durchgefiihrt werden, die Zusammenarbeit mit Drittlindern und die Férderung und
Verbesserung der Marktiiberwachungsstrategien und -systeme der Union bei den
betroffenen Parteien auf Unions- und internationaler Ebene, einschliefilich der von
Verbraucherorganisationen zur Verbesserung der Verbraucherinformation

durchgefiihrten Titigkeiten.
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3)
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)

Die finanzielle Unterstiitzung der Union fiir die Tatigkeiten im Rahmen dieser Verordnung
wird gemél der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Européischen Parlaments und
des Rates! entweder direkt oder indirekt durch die Ubertragung von
Haushaltsausfiihrungsaufgaben an die in Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe ¢ jener

Verordnung genannten Einrichtungen ausgefiihrt.

Die Mittel, die fiir die in der vorliegenden Verordnung genannten Tétigkeiten bereitgestellt
werden, werden jéhrlich vom Européischen Parlament und vom Rat innerhalb der Grenzen

des geltenden Finanzrahmens festgesetzt.

Die Mittel, die vom Européischen Parlament und vom Rat zur Finanzierung von
Marktiiberwachungstétigkeiten festgesetzt werden, konnen auch zur Deckung von
Ausgaben fiir Vorbereitungs-, Uberwachungs-, Kontroll-, Rechnungspriifungs- und
Evaluierungstitigkeiten verwendet werden, die fiir die Verwaltung der Tatigkeiten nach
dieser Verordnung und die Verwirklichung ihrer Ziele erforderlich sind — insbesondere
Studien, Sitzungen von Sachverstdndigen, Informations- und
Kommunikationsmafinahmen, einschlief3lich institutioneller Kommunikation iiber die
politischen Prioritdten der Union, soweit diese mit den allgemeinen Zielen der
Marktiiberwachungstitigkeiten zusammenhéingen, Ausgaben flir
Informationstechnologienetze zur Verarbeitung und zum Austausch von Informationen
sowie alle sonstigen Ausgaben fiir technische und administrative Unterstiitzung, die der
Kommission bei der Verwaltung der in dieser Verordnung vorgesehenen Tatigkeiten

entstehen.

Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Européischen Parlaments und des Rates vom
18. Juli 2018 iiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Union, zur
Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU)

Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU)
Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur
Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (ABI. L 193 vom 30.7.2018,
S. 1.
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(1)

2)

G)

Artikel 42

Schutz der finanziellen Interessen der Union

Die Kommission gewihrleistet bei der Durchfiihrung der nach dieser Verordnung
finanzierten Maflnahmen den Schutz der finanziellen Interessen der Union durch geeignete
Praventivmalnahmen gegen Betrug, Korruption und sonstige rechtswidrige Handlungen,
durch wirksame Kontrollen und — bei Feststellung von UnregelméaBigkeiten — durch
Riickforderung zu Unrecht gezahlter Betrdge sowie gegebenenfalls durch wirksame,

verhéltnismafBige und abschreckende verwaltungsrechtliche und finanzielle Sanktionen.

Die Kommission oder ihre Vertreter und der Rechnungshof sind befugt, bei allen
Begiinstigten, Auftragnehmern und Unterauftragnehmern, die Unionsmittel aus dem
Binnenmarktprogramm und seinem Nachfolgeprogramm erhalten haben,
Rechnungspriifungen anhand von Belegen und Uberpriifungen vor Ort gemiB den in der
Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates! festgelegten Bestimmungen und
Verfahren durchzufiihren.

Das OLAF kann gemif den Bestimmungen und Verfahren der Verordnung (EU, Euratom)
Nr. 883/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates? und der Verordnung (Euratom,
EG) Nr. 2185/96 Untersuchungen, einschlieBlich Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort
durchfiihren, um festzustellen, ob im Zusammenhang mit einer Finanzhilfevereinbarung,
einem Finanzhilfebeschluss oder einem Vertrag liber eine Finanzierung im Rahmen des
Programms Betrug, Korruption oder eine sonstige rechtswidrige Handlung zum Nachteil

der finanziellen Interessen der Union vorliegt.

Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom 11. November 1996 betreffend die
Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort durch die Kommission zum Schutz der finanziellen
Interessen der Europdischen Gemeinschaften vor Betrug und anderen UnregelméBigkeiten
(ABI. L 292 vom 15.11.1996, S. 2).

Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
11. September 2013 {iber die Untersuchungen des Europdischen Amtes fiir
Betrugsbekdmpfung (OLAF) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des
Européischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des
Rates (ABI. L 248 vom 18.9.2013, S. 1.).
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(4) Unbeschadet der Absitze 1, 2 und 3 ist der Kommission, dem Rechnungshof und dem
OLAF in Kooperationsiibereinkiinften mit Drittlindern und internationalen
Organisationen, in Vertrdgen, in Finanzhilfevereinbarungen und in Finanzhilfebeschliissen,
die sich aus der Durchfiihrung dieser Verordnung ergeben, ausdriicklich die Befugnis zu
erteilen, derartige Rechnungspriifungen und Untersuchungen im Rahmen ihrer jeweiligen

Zustiandigkeiten durchzufiihren.

KAPITEL XI

Schlussbestimmungen

Artikel 43
Haftung

(1) Eine Entscheidung aufgrund dieser Verordnung, mit der Beschrankungen fiir das
Inverkehrbringen eines Produkts oder seine Bereitstellung auf dem Markt auferlegt oder
seine Riicknahme vom Markt oder sein Riickruf angeordnet werden, beriihrt in keiner
Weise eine eventuelle Bewertung der Haftung der betreffenden Partei nach Mallgabe des

im fraglichen Fall anwendbaren nationalen Rechts.

(2) Diese Verordnung lisst die Richtlinie 85/374/EWG des Rates! unberiihrt.

1 Richtlinie 85/374/EWG des Rates vom 25. Juli 1985 zur Angleichung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten iiber die Haftung fiir fehlerhafte Produkte
(ABI. L 210 vom 7.8.1985, S. 29).
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Artikel 44

Sanktionen

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen Vorschriften liber Sanktionen, die bei Versto3en gegen diese
Verordnung, durch die Wirtschaftsakteuren und Anbietern von Online-Markitpliitzen
Pflichten auferlegt werden, zu verhingen sind, und ergreifen alle erforderlichen
Mafinahmen, um sicherzustellen, dass sie im Einklang mit dem nationalen Recht

umgesetzt werden.
2) Die vorgesehenen Sanktionen miissen wirksam, verhdltnismdfig und abschreckend sein.

A3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission diese Vorschriften und Mafinahmen bis zum
... [18 Monate nach dem Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung| mit, sofern eine
solche Mitteilung nicht zu einem friitheren Zeitpunkt erfolgt ist, und teilen ihr

unverziiglich alle spiiteren Anderungen mit, die sich auf sie auswirken.
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(1)

)

G)

(4)

Artikel 45
Ausiibung der Befugnisiibertragung

Der Kommission wird die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte nach den in diesem

Artikel festgelegten Bedingungen iibertragen.

Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemél Artikel 18 Absatz 3 und Artikel 26
Absatz 10 wird der Kommission auf unbestimmte Zeit ab dem ... [Datum des

Inkrafttretens dieser Verordnung] iibertragen.

Die Befugnisiibertragung gemal3 Artikel 18 Absatz 3 und Artikel 26 Absatz 10 kann vom
Européischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss tiber
den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er
wird am Tag nach der Veroftentlichung des Beschlusses im Amtsblatt der Europdischen
Union oder zu einem darin angegebenen spiteren Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit von
delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss iiber den

Widerruf nicht berihrt.

Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den
einzelnen Mitgliedstaaten benannten Sachverstindigen im Einklang mit den in der
Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber bessere Rechtsetzung

enthaltenen Grundsétzen.
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)

(6)

(1)

2)

3)

4

Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlédsst, iibermittelt sie ihn gleichzeitig

dem Europdischen Parlament und dem Rat.

Ein delegierter Rechtsakt, der gemil Artikel 18 Absatz 3 oder Artikel 26 Absatz 10
erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europdische Parlament noch der Rat
innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an das
Européische Parlament und den Rat Einwdnde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser
Frist das Europédische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass
sie keine Einwénde erheben werden. Auf Initiative des Europdischen Parlaments oder des

Rates wird diese Frist um zwei Monate verldngert.

Artikel 46

Ausschussverfahren

Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstitzt. Dieser Ausschuss ist ein

Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 4 der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011.

Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011.

Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 8 der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011 in Verbindung mit deren Artikel 5.
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(1)

)

3)

Artikel 47
Evaluierung und Uberpriifung

Die Kommission nimmt bis zum ... [78 Monate nach dem Datum des Inkrafttretens dieser
Verordnung] eine Evaluierung dieser Verordnung vor. Die Kommission legt dem
Européischen Parlament, dem Rat und dem Européischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss einen Bericht mit den wichtigsten Ergebnissen vor. In diesem Bericht wird
bewertet, ob das in dieser Verordnung und insbesondere in den Artikeln 18, 22 und 25
festgelegte Ziel der Verbesserung des Schutzes der Verbraucher vor gefahrlichen
Produkten erreicht wurde; hierbei werden auch die sich durch neue Technologien
ergebenden Herausforderungen und die Auswirkungen der Verordnung auf

Unternehmen, insbesondere auf KMU, beriicksichtigt.

Die Kommission erstellt bis zum ... [78 Monate nach dem Datum des Inkrafttretens
dieser Verordnung| einen Evaluierungsbericht iiber die Durchfiihrung des Artikels 16.
In diesem Bericht werden insbesondere der Anwendungsbereich, die Auswirkungen
sowie die Kosten und der Nutzen des genannten Artikels bewertet. Der Bericht wird

gegebenenfalls zusammen mit einem Gesetzgebungsvorschlag vorgelegt.

Bis zum ... [54 Monate nach dem Datum des Inkrafitretens dieser Verordnung| bewertet
die Kommission die Modalitiiten fiir die Durchfiihrung der Bestimmungen iiber die
Entfernung illegaler Inhalte von Online-Marktpliitzen gemdf} Artikel 22 Absiitze 4, 5
und 6 mittels eines im Rahmen des Safety-Gate-Portals konzipierten und entwickelten
Meldesystems der Union. Diese Bewertung wird gegebenenfalls zusammen mit einem

Gesetzgebungsvorschlag vorgelegt.
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4) Bis zum ... [42 Monate nach dem Datum des Inkrafitretens dieser Verordnung]
verdffentlicht die Kommission einen Bericht iiber die Funktionsweise der Vernetzung
zwischen dem in Artikel 34 der Verordnung (EU) 2019/1020 genannten Informations-
und Kommunikationssystem und dem in der vorliegenden Verordnung genannten
Safety-Gate-Portal, der gegebenenfalls Informationen iiber ihre jeweiligen Funktionen,

weitere Verbesserungen oder die Entwicklung einer neuen Schnittstelle enthiilt.

(5) Bis zum ... [78 Monate nach dem Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung| erstellt
die Kommission einen Evaluierungsbericht iiber die Durchfiihrung des Artikels 44. In
diesem Bericht werden insbesondere die Wirksamkeit und die abschreckende Wirkung
der nach jenem Artikel verhiingten Sanktionen bewertet. Der Bericht wird

gegebenenfalls zusammen mit einem Gesetzgebungsvorschlag vorgelegt.

(6) Die Mitgliedstaaten tibermitteln der Kommission auf Anfrage die fiir die Evaluierung

dieser Verordnung erforderlichen Informationen.

Artikel 48
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012

Die Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 wird wie folgt gedndert:
1. In Artikel 10 wird folgender Absatz angefiigt:

»(7) Erfiillt eine europdische Norm zur Unterstiitzung der Verordnung (EU) .../... des
Europiischen Parlaments und des Rates ™ das allgemeine Sicherheitsgebot nach
Artikel 5 jener Verordnung und die spezifischen Sicherheitsanforderungen nach
I Artikel 7 Absatz 2 jener Verordnungl , so verdffentlicht die Kommission
unverziiglich eine Fundstelle dieser europédischen Norm im Amtsblatt der

Europdischen Union.

* ABI.: Bitte im Text die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 79/22
(2021/0170(COD)) sowie in der FuBinote die Nummer, das Datum und die
Amtsblattfundstelle dieser Verordnung einfiigen.
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Verordnung (EU) .../... des Europdischen Parlaments und des Rates iiber die
allgemeine Produktsicherheit, zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012
des Européischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie (EU) 2020/1828 des
Européischen Parlaments und des Rates sowie zur Authebung der Richtlinie
2001/95/EG des Europdischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie
87/357T/EWG des Rates (ABL. L ... vom ..., S. ...).“
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2. In Artikel 11 erhalten die Absitze 1, 2 und 3 folgende Fassung:

»(1) Ist ein Mitgliedstaat oder das Europdische Parlament der Auffassung, dass eine

harmonisierte Norm oder europdische Norm, die zur Unterstiitzung der Verordnung
(EU) .../..." ausgearbeitet wurde, den Anforderungen nicht voll entspricht, die sie
abdecken soll und die in den einschldgigen Harmonisierungsrechtsvorschriften der
Union festgelegt sind, so hat dieser Mitgliedstaat oder das Europdische Parlament die
Kommission hiervon unter Beifligung einer ausfiihrlichen Erlduterung in Kenntnis
zu setzen. Die Kommission entscheidet nach Konsultation des durch die
entsprechenden Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union eingesetzten
Ausschusses, soweit ein solcher Ausschuss besteht, oder des durch jene Verordnung
eingesetzten Ausschusses oder nach einer sonstigen Konsultation von Experten des

jeweiligen Sektors,

a) die Fundstellen der betreffenden harmonisierten Norm oder europdischen
Norm, die zur Unterstilitzung jener Verordnung ausgearbeitet wurde, im
Amtsblatt der Europdischen Union zu verdffentlichen, nicht zu

verdffentlichen oder mit Einschrinkungen zu ver6ffentlichen und
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b) die Fundstellen der betreffenden harmonisierten Norm oder europdischen
Norm, die zur Unterstiitzung jener Verordnung ausgearbeitet wurde, im
Amtsblatt der Europdischen Union zu belassen, mit Einschrankung zu

belassen oder zu streichen.

(2) Die Kommission verdffentlicht auf ihrer Website Informationen iiber die
harmonisierten Normen und europédischen Normen, die zur Unterstiitzung der
Verordnung (EU) .../..." ausgearbeitet wurden und Gegenstand einer Entscheidung

gemél Absatz 1 waren.

(3) Die Kommission unterrichtet die betreffende europdische Normungsorganisation
iiber jede nach Absatz 1 getroffene Entscheidung und erteilt ihr erforderlichenfalls
den Auftrag zur Uberarbeitung der harmonisierten Normen oder der betreffenden

+

europdischen Normen, die zur Unterstiitzung der Verordnung (EU) .../...

ausgearbeitet wurden.*

Artikel 49
Anderung der Richtlinie (EU) 2020/1828

In Anhang I der Richtlinie (EU) 2020/1828 erhiilt Nummer 8 folgende Fassung:

»8. Verordnung (EU) .../..."" des Europiiischen Parlaments und des Rates vom ... iiber die
allgemeine Produktsicherheit, zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des
Europdischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie (EU) 2020/1828 des
Europiiischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie
2001/95/EG des Europiiischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie
87/357/EWG des Rates (ABL L ...vom ..., S. ...).“

+ ABL.: Bitte im Text Nummer, Datum und Amtsblattfundstelle der in Dokument PE-CONS
79/22 (2021/0170(COD)) enthaltenen Verordnung einfligen.
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Artikel 50
Authebung

(1) Die Richtlinien 87/357/EWG und 2001/95/EG werden mit Wirkung vom ... [18 Monate

nach dem Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung] aufgehoben.

(2) Bezugnahmen auf die aufgehobenen Richtlinien gelten als Bezugnahmen auf die
vorliegende Verordnung und die Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 und sind nach der

Entsprechungstabelle im Anhang der vorliegenden Verordnung zu lesen.

Artikel 51

Ubergangsbestimmung

Die Mitgliedstaaten diirfen das Bereitstellen auf dem Markt von unter die Richtlinie 2001/95/EG
fallenden Produkten nicht behindern, die mit jener Richtlinie konform sind und vor dem ...

[18 Monate nach dem Datum des Inkrafitretens dieser Verordnung] in Verkehr gebracht wurden.

Artikel 52

Inkrafttreten und Anwendung

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der

Europdischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem ... [18 Monate nach dem Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung].

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu ...

Im Namen des Europdischen Parlaments — Im Namen des Rates

Die Prdsidentin Der Prdsident/Die Prdsidentin
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ANHANG

Entsprechungstabelle
Richtlinie Richtlinie Verordnung (EU) Vorliegende
87/357/EWG 2001/95/EG Nr. 1025/2012 Verordnung
Artikel 1 Absatz 2 Artikel 2 Absétze 1
und 2
Artikel 2 auller Artikel 3
Buchstabe a
Unterabsatz 2 und
Buchstabe b
Unterabsatz 2
Artikel 2 Artikel 2 Absatz 2
Buchstabe a Buchstabe i und
Unterabsatz 2 Absatz 3
Artikel 2 Artikel 6 Absatz 2
Buchstabe b
Unterabsatz 2
Artikel 3 Absatz 1 Artikel 5
Artikel 3 Absatz 2 Artikel 7 Absatz 1
Artikel 3 Absatz 3 Artikel 8
Artikel 3 Absatz 4 Artikel 7 Absatz 3
Artikel 4 Absatz 1 Artikel 10 Absatz 1 Artikel 7 Absatz 2
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Buchstaben a und b

Artikel 4 Absatz 1
Buchstabe ¢

Artikel 4 Absatz 1
Buchstabe d

Artikel 4 Absatz 2
Unterabsatz 1

Artikel 10 Absatz 7

Artikel 48 Absatz 1
Buchstabe a

Artikel 4 Absatz 2 - -
Unterabsatz 2
Artikel 4 Absatz 2 Artikel 11 Absatz 1 Artikel 48 Absatz 1
Unterabsitze 3 und 4 | Buchstabe b Buchstabe b
Artikel 5 Absatz 1 Artikel 9 Absatz 7
Unterabsatz 1
Artikel 5 Absatz 1 -
Unterabsatz 2
Artikel 5 Absatz 1 Artikel 9
Unterabsatz 3 Absitze 10, 12
Buchstabe a und 13 und
Artikel 11 Absitze 9
und 10
Artikel 5 Absatz 1 Artikel 9 Absatz 8
Unterabsatz 3 und Artikel 11
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Buchstabe b

Absatz 8

Artikel 5 Absatz 1
Unterabsatz 4
Buchstabe a

Artikel 9 Absitze 5
und 6 und Artikel 11
Absatz 3

Artikel 5 Absatz 1 Artikel 9 Absitze 2
Unterabsatz 4 und 3
Buchstabe b Satz 1
Artikel 5 Absatz 1 Artikel 9
Unterabsatz 4 Absitze 11, 12
Buchstabe b Satz 2 und 13 und

Artikel 11

Absitze 9, 10 und 11

Artikel 5 Absatz 1
Unterabsatz 5

Artikel 9 Absatz 8
Buchstabe a

Artikel 5 Absatz 2

Artikel 12 Absitze 1
und 3

Artikel 5 Absatz 3
Unterabsatz 1

Artikel 9 Absatz 8,
Artikel 11 Absatz 8
und Artikel 12

Absatz 4
Artikel 5 Absatz 3 -
Unterabsatz 2
Artikel 5 Absatz 4 Artikel 15
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Artikel 6 bis 9 Artikel 2 Absatz 2,
Artikel 23 und 44
Artikel 10 Absatz 1 Artikel 30

Artikel 10 Absatz 2

Artikel 31 und 32

Artikel 11 Absatz 1
Unterabsatz 1

Artikel 26 Absatz 3

Artikel 11 Absatz 1
Unterabsatz 2

Artikel 11 Absatz 1
Unterabsatz 3

Artikel 26 Absatz 10

Artikel 11 Absatz 2

Artikel 26 Absatz 5

Artikel 12 Absatz 1
Unterabsitze 1 und 4

Artikel 26 Absitze 1
und 2

Artikel 12 Absatz 1
Unterabsatz 2

Artikel 12 Absatz 1
Unterabsatz 3

Artikel 12 Absatz 2

Artikel 26 Absitze 5
und 7

Artikel 12 Absatz 3

Artikel 26 Absatz 10
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Artikel 12 Absatz 4 Artikel 40 Absatze 2
bis 6

Artikel 13 Artikel 28

Artikel 14 und 15 Artikel 46

Artikel 16 Absatz 1
Unterabsatz 1

Artikel 33 Absatz 1

Artikel 16 Absatz 1
Unterabsatz 2

Artikel 33 Absatz 2

Artikel 16 Absatz 2

Artikel 33 Absatz 3

Artikel 17

Artikel 43 Absatz 2

Artikel 18 Absitze 1
und 2

Artikel 23

Artikel 18 Absatz 3

Artikel 43 Absatz 1

Artikel 19 Absatz 1

Artikel 19 Absatz 2 Artikel 47
Artikel 20 .
Artikel 21 Artikel 52

Anhang [ Nummer 1

Artikel 9 Absatz 8,
Artikel 10 Absatz 2
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Buchstabe c,
Artikel 11 Absatz 8
und Artikel 12

Absatz 4
Anhang I Artikel 26
Nummern 2 und 3
Anhang III -
Anhang IV Anhang

Artikel 1 und 2

Artikel 6 Absatz 1
Unterabsatz 1 und
Artikel 6 Absatz 1

Buchstabe f Ziffer i
Artikel 3 bis 7 -
7800/23 vw/BBA/rz 150
ANLAGE GIP.INST DE



	I. EINLEITUNG
	II. ABSTIMMUNG
	P9_TA(2023)0090
	Verordnung über die allgemeine Produktsicherheit
	Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 30. März 2023 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die allgemeine Produktsicherheit, zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des Europäisch...



		2023-04-12T12:53:34+0000
	 Guarantee of Integrity and Authenticity


	



